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Meinem  hochverehrten  Freunde 


Heinrich  Lammasch, 

einem  der  Wenigen,  die  in  diesen  schweren  Jahren  den 
internationalen  Rechtsgedanken  stets  hochgehalten  haben, 
in  herzlicher  Ergebenheit  gewidmet. 


> 
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Vorwort, 


Der  Plan  meines  Werkes  „Deutschland  und  das  Völkerrecht“  hat  in¬ 
folge  der  langen  Dauer  des  Krieges  eine  Abänderung  erfahren  müssen. 
Da  der  grösste  Teil  dieses  Werkes  bereits  in  den  Jahren  1915  und  1916 
geschrieben  worden  war  und  einzelne  Teile  damals  auch  schon  gesetzt 
wurden,  mussten  diese  Teile  natürlich  ergänzt  und  berichtigt  werden, 
wenn  das  Werk  der  heutigen  Zeitlage  angepasst  erscheinen  sollte.  Dies 
bedingte  nun  aber  notwendigerweise  eine  Teilung  des  Ganzen.  Ich  habe 
mich  infolge  davon  entschlossen,  an  Stelle  eines  einheitlichen  grösseren 
Werkes  eine  Reihe  von  Einzelpublikationen  herauszugeben,  von  denen 
jede  durchaus  selbständigen  Charakter  haben  wird,  die  aber  anderseits 
doch  auch  wieder  in  Zusammenhang  miteinander  stehen  werden  und  es 
daher  rechtfertigen,  dass  der  gemeinsame  Obertitel  „Deutschland  und  das 
Völkerrecht“  beibehalten  wird. 

Als  erste  dieser  Publikationen  erscheint  die  vorliegende  Schrift  über 

„Die  Grundsätze  der  deutschen  Kriegführung“. 

Die  folgenden  Publikationen  werden  die  deutsche  Kriegspraxis  be¬ 
handeln  und  zwar  werden  nacheinander  erscheinen: 

„Die  Verletzung  der  Neutralität  Luxemburgs  und  Belgiens“, 

„Die  deutsche  Völkerrechtspraxis  im  Landkriege“, 

„Die  deutsche  Völkerrechtspraxis  im  See-  und  Luftkriege“. 

Den  Schluss  wird  die  Schrift  bilden: 

„Die  deutsche  Völkerrechtswissenschaft  im  Weltkriege“. 

Jede  dieser  Schriften  bildet,  wie  gesagt,  ein  selbständiges  Ganzes. 

Thun,  im  November  1919. 


O.  Nippold. 
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Einleitung. 


Recht  muss  Recht  bleiben. 

In  Thun,  wo  ich  vor  einem  Vierteljahrhundert  mein  völkerrechtliches 
Erstlingsbuch  „Der  völkerrechtliche  Vertrag,  seine  Stellung  im  Rechts¬ 
system  und  seine  Bedeutung  für  das  internationale  Recht"  geschrieben 
habe,  war  es  mir  vergönnt,  auch  dieses  Buch  vollenden  zu  dürfen.  Bereits 
in  meinem  damaligen  Werke  bin  ich  dafür  eingetreten,  dass  man  das 
Völkerrecht  auf  einen  festeren  Boden  stelle,  und  habe  die  Wege  dafür 
zu  weisen  gesucht.  Bereits  damals  musste  ich  aber  auch  feststellen,  dass 
man  manchenorts  dem  Fortschritte  des  internationalen  Rechtes  viele 
Bedenken  und  wenig  Neigung  entgegenbringe.  Das  hat  mich  aber  nicht  ab¬ 
gehalten,  auf  der  als  richtig  erkannten  Bahn  weiterzuschreiten.  In  meinem 
Werke  über  „Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen  Streitig¬ 
keiten"  (1907)  habe  ich  dann  nachgewiesen,  welches  die  dringendsten 
Aufgaben  seien,  wenn  man  dem  Völkerrecht  die  nötige  Beachtung  in  der 
Praxis  sichern  wolle.  Und  in  meinem  Buche  über  „Die  zweite  Haager 
Friedenskonferenz"  habe  ich  sodann  weiter  zu  zeigen  gesucht,  in  welchen 
Punkten  speziell  das  Haager  Werk  noch  verbesserungsbedürftig  sei. 

Wenn  ich  so  seit  einem  Vierteljahrhundert  ein  Vorkämpfer  der  Fort¬ 
bildung  des  Völkerrechts  gewesen  bin,  so  brauche  ich  diese  Tatsache 
heute  wahrlich  nicht  zu  beklagen,  sondern  darf  im  Gegenteil  mich  der¬ 
selben  freuen,  denn  die  Ereignisse  haben  mir  in  dem,  was  ich  geschrieben 
und  angestrebt  habe,  leider  nur  allzusehr  recht  gegeben.  Hätten  wir  heute 
ein  starkes,  sicher  fundiertes  Völkerrecht  gehabt,  so  hätten  wir  diesen 
Krieg  voraussichtlich  überhaupt  nicht  zu  erleben  gebraucht.  So  aber, 
dank  der  Opposition,  die  man  der  Kräftigung  des  Völkerrechts  von  ge¬ 
wissen  Seiten  stets  entgegengebracht  hat,  hat  dieses  seine  Unzulänglich¬ 
keit  in  dem  jetzigen  Kriege  so  drastisch  erwiesen,  dass  manche  Leute 
an  seiner  Existenz  überhaupt  zweifeln  zu  dürfen  glaubten.  Die  Erkenntnis, 
dass  wir  ein  anderes,  ein  auf  festeren  Grundlagen  sich  auf  bauendes  und 
besser  funktionierendes  Völkerrecht  notwendig  brauchen,  hat  sich  in¬ 
folge  davon  heute  wohl  alelnthalben  Bahn  gebrochen.  Man  darf  die 
Überzeugung  haben,  dass  heute  weite  Kreise,  die  früher  nichts  vom  Fort¬ 
schritt  des  Völkerrechts  wissen  wollten,  sich  von  seiner  Notwendigkeit 
jetzt  endlich  überzeugt  haben,  nachdem  ihnen  die  Mängel  des  bisherigen 
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Systems  durch  den  Krieg  so  deutlich  ad.  oculos  demonstriert  worden  sind. 
Und  es  ist  keine  Übertreibung,  wenn  ich  sage,  dass  jeder,  dem  am  Wohle 
seines  Vaterlandes,  Europas  und  der  Welt  ernstlich  gelegen  ist,  sich  heute 
die  Fortbildung  des  Völkerrechts  aufs  Banner  schreiben  muss. 

Wenn  man  nun  aber  unter  den  heutigen  Verhältnissen  für  den  Fort¬ 
schritt  des  Rechts,  für  seine  Herrschaft  auch  im  Leben  der  Völker,  kämpfen 
will,  dann  muss  man  vor  allen  Dingen  die  Gründe  zu  erkennen  suchen, 
die  dieser  Herrschaft  bisher  im  Wege  gestanden  haben  und  noch  im  Wege 
stehen.  Erst  wenn  man  diese  Hemmnisse  erkannt  hat,  kann  man  hoffen, 
sie  auch  zu  beseitigen  und  dadurch  die  Bahn  für  den  Rechtsfortschritt 
frei  zu  machen 

Diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  ist  nicht  leicht.  Sie  erfordert  vor  allen 
Dingen  Wahrheit,  rückhaltlose  Aufdeckung  der  Wahrheit.  Ohne  das 
wird  es  niemals  einen  Fortschritt,  eine  Besserung  für  das  Völkerrecht 
geben.  Ohne  das  wird  aber  auch  dieser  Krieg  umsonst  gekämpft  worden 
sein.  Was  wir  daher  heute  vor  allen  Dingen  brauchen,  das  sind  Männer, 
die  sich  unerschrocken  und  rückhaltlos  zur  Wahrheit  bekennen,  Männer, 
die  objektiv  genug  sind,  um  sich  durch  keinerlei  Suggestionen,  mögen 
sie  kommen,  von  wo  sie  wollen,  in  der  Erkenntnis  der  Wahrheit  beirren 
zu  lassen,  die  aber  auch  den  Mut  haben,  das,  was  sie  bei  ernsthaftem 
Studium  als  Wahrheit  erkannt  haben,  offen  auszusprechen,  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Folgen,  die  dies  vielleicht  für  ihre  Person  haben  könnte. 
Die  Männer,  die  dieser  schwierigen  Aufgabe  heute  gewachsen  sind,  sind 
leider  zu  zählen,  während  diejenigen,  die  die  Wahrheit  auch  jetzt  wieder 
vertuschen  und  mit  einem  Mäntelchen  bedecken  möchten,  leider  auch 
heute,  in  dieser  ernstesten  Stunde  Europas,  nur  allzu  zahlreich  sind. 
Aber  trotzdem  darf  man  die  Hoffnung  hegen,  dass  es  in  der  heutigen 
Stunde  an  Bekennern  der  Wahrheit  nicht  fehlen  werde.  Wohin  sollte 
es  auch  führen,  wenn  namentlich  die  Männer  der  Wissenschaft  nicht 
mehr  den  Mut  zur  Wahrheit  finden  würden? 

Wenn  wir  aber  den  Gründen,  die  eine  Stärkung  des  Völkerrechts 
bis  heute  verhindert  haben,  ernstlich  nachgehen  wollen,  dann  müssen 
wir  naturgemäss  in  erster  Linie  die  Rolle  untersuchen,  die  die  einzelnen 
Staaten  dem  Völkerrechte  gegenüber  bis  heute  gespielt  haben.  Ich  habe 
mir  nun  in  diesem  Werke  die  Aufgabe  gestellt,  diese  Untersuchung  speziell 
mit  Bezug  auf  Deutschland  zu  führen.  Dabei  versteht  es  sich  aber 
von  selbst,  dass  man  die  Rolle  auch  der  anderen  Länder  in  entsprechender 
Weise  untersuchen  sollte,  wenn  man  ein  Gesamtbild  davon  erhalten 
will,  wie  sich  die  einzelnen  Länder  zum  Völkerrecht  bisher  verhalten 
haben,  an  welche  von  ihnen  man  daher  vornehmlich  Hoffnungen,  an 
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welche  von  ihnen  man  aber  leider  auch  Befürchtungen  für  die  Zukunft 
wird  knüpfen  müssen.  Zur  Zeichnung  eines  solchen  Gesamtbildes  würde 
ich  mich  nicht  für  kompetent  erachtet  haben.  Dagegen  glaube  ich,  das 
Verhältnis  Deutschlands  zum  Völkerrecht  auf  Grund  genauer  persön¬ 
licher  Kenntnis  wohl  einer  rechtlichen  Betrachtung  unterziehen  zu  dürfen. 
Möchten  aber  andere  das  hier  von  Deutschland  gezeichnete  Bild  durch 
Bilder  aus  anderen  Ländern  in  entsprechender  Weise  zu  ergänzen  suchen. 

Die  Untersuchung,  die  ich  hier  vornehmen  werde,  bedarf  aber  im 
übrigen  auch  noch  in  anderer  Weise  der  Ergänzung.  Wer  dem  Völker¬ 
recht  in  dieser  schweren  Zeit  wahrhaft  dienen  will,  der  darf  nicht  nur 
halbe  Arbeit  machen  wollen.  Ich  bin  meinerseits  niemals  für  halbe 
Arbeit  gewesen.  Als  ich  erkannt  hatte,  dass  man  dem  Völkerrecht  allein 
mit  Büchern,  die  man  in  der  Studierstube  schreibt,  nicht  helfen  könne, 
sondern  dass  man  viel  weiter  vorne  anfangen,  dass  man  erst  die  psycho¬ 
logischen  Voraussetzungen  in  der  Seele  der  Völker  schaffen  müsse, 
wenn  man  diese  dem  Fortschritte  des  Völkerrechts  geneigt  machen  wolle, 
und  dass  namentlich  in  Deutschland  nach  dieser  Richtung  hin  noch  ein 
grosses  Stück  Arbeit  getan  werden  müsse,  da  bin  ich  an  die  Begründung 
des  ,, Verbandes  für  internationale  Verständigung"  gegangen 
und  habe  im  Verein  mit  den  deutschen  Völkerrechtskollegen  praktische 
Vorarbeit  für  die  Fortbüdung  des  Völkerrechts  zu  leisten  gesucht. 

Auch  heute  möchte  ich  nicht  halbe  Arbeit  tun.  Wenn  ich  mich  jetzt 
lediglich  auf  die  völkerrechtliche  Betrachtung  in  diesem  Werke  be¬ 
schränken,  wenn  ich  lediglich  die  nackten  Tatsachen  vorlegen  und  einer 
rechtlichen  Beurteilung  unterziehen  wollte,  dann  könnte  man  mir  leicht 
und  scheinbar  mit  Recht  den  Vorwurf  machen,  dass  ich  nach  dem  Grund¬ 
sätze  ,,Fiat  justitia  et  pereat  mundus"  zu  handeln  gesonnen  sei.  Man 
würde  die  hier  mitgeteilten  Tatsachen  auf  diese  Weise  wohl  auch  kaum 
verstehen  und  sie  jedenfalls  nicht  in  ihrer  vollen  Bedeutung  zu  würdigen 
vermögen.  Es  bedarf  eben  neben  der  rechtlichen  Betrachtung  noch  einer 
psychologischen  und  politischen  Erklärung  der  historischen  Vor¬ 
gänge,  um  alles  zu  verstehen.  Man  muss  auch  zeigen,  warum  alles  so 
gekommen  ist,  warum  die  deutsche  Regierung,  die  deutsche  Wissenschaft 
und  das  deutsche  Volk  sich  gerade  so  und  nicht  anders  verhalten  haben. 
Diese  Erklärung  habe  ich  bereits  an  anderer  Stelle  zu  geben  gesucht.  — 

Wenn  ich  im  Laufe  aller  dieser  Betrachtungen  nun  aber  dazu 
gelangen  sollte,  auch  Fehler  aufdecken  zu  müssen,  die  begangen 
worden  sind,  und  Hemmnisse,  die  der  Entwicklung  des  Völkerrechtes 
im  Wege  gestanden  haben,  offen  darzulegen,  so  sollte  es  trotzdem  eigent¬ 
lich  nicht  nötig  sein,  noch  besonders  zu  betonen,  dass  keinerlei  Vor- 
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eingenommen  heit  oder  gar  Feindschaft  mich  bei  meinem  Schritte  leitet, 
sondern  dass  ich  durch  meine  Arbeit  lediglich  dem  Recht  und  der  Wahr¬ 
heit  dienen  will.  Die  Motive,  die  mich  geleitet  haben,  habe  ich  hier  Ja 
bereits  deutlich  genug  ausgesprochen:  Das  Ideal  für  das  Recht,  für  Ge¬ 
rechtigkeit  und  Wahrheit  ist  mein  Leitstern  gewesen,  der  mir  die  Feder 
in  die  Hand  gedrückt  hat;  ich  bezwecke  nichts  anderes,  als  mit  meinen 
schwachen  Kräften  rückhaltlos  für  die  Herrschaft  des  Rechtes  im  Völker¬ 
leben  einzutreten.  Dass  dies  und  nichts  anderes  mein  Ziel  ist,  dafür  bürgt 
im  übrigen  schon  meine  ganze  Lebensarbeit.  Und  wer  daher  den  guten 
Willen  hat,  meine  seit  dem  Krieg  erschienenen  Schriften  richtig  zu  ver¬ 
stehen,  der  wird  ohne  weiteres  auch  das  daraus  erkennen  können,  dass 
ich  mir  und  meinem  Ideal  auch  im  jetzigen  Kriege  durchaus  treu  ge¬ 
blieben  bin. 

Nun  bin  ich  mir  aber  andererseits  trotzdem  wohl  bewusst,  dass  in 
einer  so  leidenschaftlich  erregten  Zeit,  wie  der  heutigen,  die  Stimme  der 
Wahrheit  sich  nur  schwer  Geltung  zu  verschaffen  vermag,  und  dass  ich 
daher  trotz  allem  auch  mit  einer  Verkennung  meiner  guten  Absicht  zu 
rechnen  haben  werde.  Dies  zwingt  mich,  hier  noch  einige  Worte  beizufügen. 

Dass  keinerlei  Voreingenommenheit  oder  gar  Feindschaft  mich  be¬ 
wegt,  das  mögen  diejenigen,  die  meine  Lebensarbeit  nicht  kennen,  schon 
daraus  entnehmen,  dass  ich  dieses  Werk,  das  schon  während  des  Krieges 
geschrieben  wurde,  erst  am  Ende  des  Krieges  der  Öffentlichkeit  übergebe. 
Ich  war  mir  dabei  allerdings  auch  bewusst,  wie  wenig  Zweck  es  haben 
würde,  während  eines  Krieges  einem  Kriegführenden  einen  Spiegel  Vor¬ 
halten  und  ins  Gewissen  reden  zu  wellen.  Solange  die  Leidenschaften, 
die  der  Krieg  hervorgerufen  hatte,  noch  die  Oberhand  hatten,  erschien 
es  ausgeschlossen,  dass  meine  offenen  Darlegungen  eine  ruhige,  vorurteils¬ 
freie  Würdigung  finden  würden.  Ich  konnte,  solange  die  Waffen  noch 
allein  das  Wort  hatten,  doch  nicht  hoffen,  durch  meine  Auseinander¬ 
setzungen  auf  die  Anschauungen  der  Kriegführenden  oder  auch  nur  der 
Neutralen  irgendwie  mit  Erfolg  einzuwirken.  So  musste  ich  also  not¬ 
gedrungen  die  Kriegszeit  gewissermassen  als  eine  Art  Schonzeit  betrachten, 
während  der  die  Wissenschaft  sich  gedulden  müsse,  auch  wenn  ihr  noch  so 
erhebliche  Bedenken  gegenüber  den  in  Theorie  und  Praxis  zutage  getretenen 
Anschauungen  auftauchen  mochten. 

Aber  auch  denjenigen,  die  es  als  Pflicht  betrachtet  haben,  während 
des  Krieges  Zurückhaltung  zu  beobachten,  muss  es  klar  sein,  dass  es  eine 
selbstverständliche  Pf  licht  der  Völkerrechtswissenschaft  ist,  jetzt,  wo  die 
Waffen  wieder  ruhen,  offen  und  ungescheut  für  das  einzutreten,  was  das 
oberste  Ziel  jeder  Wissenschaft  ist  und  bleiben  muss:  die  Erforschung 
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der  Wahrheit.  Wer  sich  in  der  heutigen  Stunde  feige  davor  verkriecht, 
das  auszusprechen,  was  er  auf  seinem  wissenschaf tüchen  Gebiet  als  Wahr¬ 
heit  erkannt  hat,  der  ist  kein  echter  Jünger  der  Wissenschaft.  Jetzt,  wo 
der  Friede  wieder  hergestellt  ist,  darf  man  nicht  nur,  sondern  muss 
man  für  die  Wahrheit  eintreten.  Denn  wenn  man  dies  nicht  einmal  ange¬ 
sichts  der  heutigen  Zustände  zu  tun  wagte,  dann  würde  nicht  nur  das 
Völkerrecht  und  seine  Wissenschaft,  sondern  auch  die  internationale 
Moral  schweren  Schaden  leiden,  und  es  würde  vor  allen  Dingen  auch  nie 
zu  dem  kommen,  was  mir  bei  dieser  Arbeit  stets  als  höchstes  Endziel 
vorgeschwebt  hat:  zu  einer  wirklichen  Versöhnung  zwischen  den  Völkern, 
die  jetzt  miteinander  im  Kriege  gelegen  haben  und  die  nur  dann  den  Weg 
wieder  zueinander  finden  werden,  wenn  die  Wahrheit  sich  wieder  Bahn  ge¬ 
brochen  und  jedes  seine  eigenen  Fehler  erkannt  hat.  Zu  der  Erkenntnis 
müssen  die  Völker  kommen  und  muss  vor  allen  Dingen  jetzt  Deutsch¬ 
land  kommen,  dass  es  ein  müssiges  Beginnen  war,  alle  Schuld  stets  nur 
beim  Gegner  zu  suchen  und  sich  allein  alle  guten  und  edlen  Eigenschaften 
zuzuschreiben.  Nur  die  Erkenntnis  der  Wahrheit,  nur  Selbsterkenntnis 
kann  über  den  jetzigen  seelischen  Zustand  hinweghelfen.  Sie  ist  der 
einzige  Weg,  um  die  Bahn  für  ein  gegenseitiges  Vertrauen  wieder  frei 
zu  machen,  das  Vertrauen,  das  die  Grundlage  für  ein  gesundes  Zu¬ 
sammenleben  der  Völker,  die  Grundlage  aber  auch  für  ein  echtes  Völker¬ 
recht  bilden  muss. 

Nun  gibt  es  ja  leider  allerdings  Leute,  die  auch  nach  dem  Kriege 
noch  sagen  werden,  die  Wahrheit  werde  man  erst  nach  Jahrzehnten 
historischen  Forschens  in  den  Archiven  etc.  feststellen  können.  Aber  es 
sind  dies  zum  Teil  Leute,  die  die  Wahrheit  gar  nicht  sehen  oder  hören 
wollen,  weil  sie  zufällig  mit  ihren  Sympathien  oder  vorgefassten  Mei¬ 
nungen  nicht  übereinstimmt  und  die  aus  diesem  Grunde  lieber  Unklarheit 
vorschützen.  Sie  sagen  sich  daher  auch  gar  nicht,  dass  wir  jetzt  den  Er¬ 
eignissen  näher  stehen  und  dass  wir  daher  das,  was  wir  selbst  erlebt  und 
beobachtet  haben,  auch  festhalten  müssen,  bevor  der  Schleier  der  Ver¬ 
gessenheit  sich  wieder  darüber  gesenkt  oder  eine  falsche  Legendenbildung 
sich  an  die  Stelle  der  Wahrheit  gesetzt  hat.  Das,  was  wir  heute  aus  eigener 
Anschauung  festzustellen  vermögen,  wird,  wenn  es  von  objektivem  wissen- 
schaftl  ehern  Ge  ste  getragen  ist,  seinen  Wert  unter  allen  Umständen 
behalten,  wenn  auch  der  Überblick  über  den  Zusammenhang  der  Er¬ 
eignisse  durch  spätere  Forschungen  natürlich  noch  erleichtert  werden 
mag  und  ebenso  auch  auf  manche  Einzelheiten  später  noch  neues  Licht 
fallen  wird.  Was  d  e  Archive  anlangt,  so  werden  sie  doch  nur  das  heraus¬ 
geben,  was  das  Licht  der  Öffentlichkeit  nirgends  zu  scheuen  hat.  Um 
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ihretwillen  braucht  man  also  mit  seinem  Urteil  keineswegs  zurückzu¬ 
halten.  Im  übrigen  sprechen  die  Farbbücher,  die  heute  der  Öffentlichkeit 
vorliegen,  über  die  wichtigsten  Fragen  für  diejenigen,  die  die  Wahrheit 
sehen  wollen,  schon  deutlich  genug.  Hüten  wir  uns  also  vor  den  falschen 
Propheten,  die  lieber  im  Trüben  fischen  möchten,  wenn  manche  Tat¬ 
sachen  vertuscht  sein  werden  und  man  die  Wahrheit  nicht  mehr  so  deut¬ 
lich  wie  heute  zu  erkennen  vermag,  und  die  uns  daher  vom  Suchen  und 
Bekennen  der  Wahrheit  abhalten  möchten. 

Wer  die  kritische  Sonde  anlegt  und  die  objektive  Wahrheit  sucht, 
der  wird,  wie  ich  schon  angedeutet  habe,  nun  allerdings  zweifellos  auch 
Fehler  f  nden,  die  begangen  worden  sind,  er  wird,  hier  oder  dort,  vielleicht 
eine  Schuld  konstatieren  müssen.  Soll  oder  darf  er  diese  Schuld  nun 
verschweigen,  etwa  weil  sie  zu  seinen  Sympathien  oder  Antipathien  nicht 
passt  oder  weil  er  seiner  persönlichen  Neutralität  sonst  etwas  zu  vergeben 
fürchtet?  Das  wäre  wahrlich  keine  ehrliche  Objektivität  und  Neutralität 
mehr,  sondern  im  Grunde  genommen  auch  wieder  nur  ein  Nachgeben  an 
vorgefasste  Meinungen!  Mit  aller  Schärfe  muss  es  heute  betont  werden, 
dass  derjenige,  der  eine  gerechte  Kritik  übt,  dadurch  noch  keineswegs 
einer  Antipathie  Ausdruck  gibt.  Mit  allem  Ernste  muss  man  gegen  die 
in  diesem  Kriege  eingerissene  Mode  protestieren,  dass  es  einem  einfach 
als  Feindschaft  gegen  ein  Volk  ausgelegt  wird,  wenn  man  nicht  alles  und 
jedes,  was  die  Regierung  und  das  Militär  eines  Landes  heute  tun,  gut¬ 
heissen  wül  und  statt  dessen  einen  objektiven  Massstab  an  die  Dinge 
anzulegen  sucht.  Es  involviert  noch  in  keiner  Weise  einen  Angriff  gegen 
e!n  Land  oder  ein  Volk,  wenn  man  bei  objektiver  Würdigung  eine  Schuld 
seiner  Regierung  feststellen  muss.  Weshalb  in  aller  Welt  sollte  man  gegen 
ein  Volk,  dessen  offizielle  Regierungspolitik  man  nicht  in  allen  Punkten 
bilkgen  kann,  um  deswillen  auch  Hass  empfinden?  Ist  denn  etwa  nur 
derjenige  ein  gerechter  und  unparteiischer  Richter,  der  die  Übeltäter 
freispricht?  WTer  in  jedem  Kritiker  der  Regierung  seines  Landes  einen 
Feind  seines  Volkes  erblicken  will,  der  schafft  sich  künstlich  eine  Menge 
Feinde,  die  in  Wirklichkeit  gar  nicht  vorhanden  sind.  Man  wird  sich  daher 
in  den  kriegführenden  Ländern  nach  dem  Kriege  allmählich  denn  doch 
wieder  daran  gewöhnen  müssen,  sein  Ohr  vor  der  Wahrheit  nicht  mehr 
zu  verschliessen. 

Ja,  mehr  als  das,  man  wird  lernen  müssen,  sich  zu  sagen,  dass  ein 
ernster  Warner  ein  ehrlicherer  Freund  sein  kann,  als  einer,  der  immer 
nur  mit  der  Menge  Hurra  schreit.  Ist  es  denn,  wenn  man  jemand  in  einer 
gefährlichen  Lage  sieht,  nicht  einfach  Pflicht,  ihn  zu  warnen?  Auch 
ein  Volk  kann  sich  in  einer  gefährlichen  Lage  befinden,  ohne  sich  dessen 
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bewusst  zu  se:n.  Bedarf  es  dann  nicht  gerade  so  der  Warnung,  wie  der 
einzelne  Mensch,  wenn  es  auch  klar  ist,  dass  der  Warner  in  solchem  Falle 
nur  um  vieles  schwerer  auf  Verständnis  und  Anerkennung  seiner  guten 
Absicht  stossen  wird.  Aber  auch  das  muss  man  sich  sagen,  dass,  wenn 
ein  Freund  ein  Unrecht  oder  gar  ein  Verbrechen  begangen  hat,  man  ihn 
gewiss  bedauern  und  Mitleid  mit  ihm  empfinden  darf,  aber  man  darf 
seine  Schuld  deshalb  doch  nicht  ableugnen  und  noch  weniger  darf  man 
sie  zu  vertuschen  suchen.  Was  so  vom  einzelnen  Menschen  gilt,  das  muss 
aber  auch  im  Völkerleben  Geltung  behalten.  Das  Volk,  das  sich  in  einer 
solchen  Lage  befindet,  wird  es  zunächst  vielleicht  nicht  einsehen  wollen, 
dass  man  ihm  einen  Dienst  erweist,  wenn  man  ihm  die  Wahrheit  zeigt 
und  es  zur  Einkehr  und  Umkehr  mahnt.  Und  doch  wird  ihm  dadurch 
tatsächlich  ein  D  enst  erwiesen  und,  wenn  nicht  die  Gegenwart,  so  wird 
doch  die  Zukunft,  die  Geschichte,  es  einmal  bezeugen,  dass  ein  solcher 
Warner  vielleicht  gerade  der  beste  Freund  dieses  Volkes  gewesen  sein 
kann. 

Es  liegt  nun  aber  im  übrigen  keineswegs  in  meiner  Absicht,  hier  das 
Schuldmoment  mehr,  als  absolut  nötig  ist,  in  den  Vordergrund  zu  stellen. 
So  sehr  ich  es  heute  für  Pflicht  halte,  im  Interesse  des  Völkerrechts  den 
Finger  ungescheut  auf  die  vorhandenen  Wunden  zu  legen,  so  gehe  ich 
anderseits  doch  von  der  Ansicht  aus,  dass  besser  und  wichtiger,  als  eine 
Anklage  zu  erheben,  es  ist,  wenn  man  die  Beteüigten  zur  Selbst¬ 
erkenntnis  hinzuleiten  sucht.  Und  das  ist  denn  auch  die  Aufgabe,  die 
dieses  Werk  vor  allem  erfüllen  möchte.  Denn  von  der  Selbsterkenntnis 
wird  man  allmählich  auch  wieder  zum  Vertrauen  zu  dem  heutigen 
Gegner  fortschreiten,  und  damit  wird  dann  erst  die  Basis  gewonnen  sein, 
auf  der  später  einmal  eine  internationale  Verständigung  erwachsen 
kann,  die  Verständigung,  die  ihrerseits  die  Voraussetzung  für  allen 
völkerrechtlichen  Fortschritt  ist  und  bleiben  muss. 

Brauche  ich  es  nach  all  dem  Gesagten  noch  ausdrücklich  zu  betonen, 
dass  ich  Sympathien  und  Antipathien  nicht  den  geringsten  Einfluss  auf 
meine  Anschauungen  eingeräumt  habe  und  mich  ausschliesslich  von  recht¬ 
lichen  Erwägungen  leiten  lasse?  Herzliches  Mitgefühl  und  herzliches 
Mitleid  habe  ich  mit  allen  leidenden  Völkern,  den  Daheimgebliebenen 
wie  den  Soldaten,  empfunden,  die  sämtlich  in  diesem  Kriege  ja  ihr  Bestes 
zu  geben  suchten.  Ich  schulde  allen  beteiligten  Völkern  Dank  und 
empfinde  gegen  keines  derselben  Hass  oder  Abneigung.  Das  gilt 
natürlich  auch  von  dem  deutschen  Volke,  dessen  gute  Eigenschaften 
in  diesem  Kriege  ebenfalls  zur  Geltung  gelangt  sind.  Auch  bin  ich 
mir  voll  bewusst,  was  ich  gerade  Deutschland  zu  danken  habe,  und 
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ich  darf  auch  mit  Dank  hervorheben,  dass  man  mir  und  meinen 
Bestrebungen  gerade  in  Deutschland  stets  viel  Entgegenkommen,  volle 
Anerkennung  und  volles  Verständnis  entgegengebracht  hat,  mehr  als  in  ^ 
meiner  eigenen  schweizerischen  Heimat,  so  dass  ich  persönlich  wirklich 
keinerlei  Grund  zur  Klage  hätte.  Weshalb  also  sollte  ich  Antipathien 
gegen  irgendein  Land  und  speziell  gegen  Deutschland  haben?  Wer  wahr¬ 
haft  neutral  und  objektiv  empfindet,  der  muss  eben  nicht  nur  fähig  sein, 
gerecht  zu  urteilen,  sondern  er  wird  auch  da,  wo  er  eine  Schuld  erkennt, 
doch  keine  Abneigung  und  keinen  Hass  empfinden.  Ich  wünsche  meinerseits 
dem  deutschen  Volke  durchaus  die  Zukunft,  die  es  durch  seine  tüchtigen 
Eigenschaften  verdient.  Aber  gerade  deshalb,  weil  ich  ihm  das  wünsche, 
habe  ich  es  für  meine  Pflicht  gehalten,  vor  den  Gefahren  zu  warnen,  die 
dadurch  herauf  beschworen  worden  sind,  dass  dieses  tüchtige  Volk  sich 
in  eine  falsche  Richtung  hat  hineindrängen  lassen,  in  eine  Bahn,  die  nicht 
nur  für  Deutschland,  sondern  für  die  ganze  Welt  verhängnisvoll  geworden 
ist  und  vor  der  man  daher  in  der  heutigen  schweren  Stunde,  die  wirklich 
,,des  Deutschen  Reiches  Schicksalsstunde* 4  war,  nicht  genug  zum  Auf¬ 
sehen  mahnen  kann. 

Möge  das  deutsche  Volk  die  Wahrheit  also  bald  erkennen  lernen! 
Dann  werden  sicherlich  auch  die  Vorurteile,  die  heute  fast  in  der  ganzen 
Welt  gegen  Deutschland  gehegt  werden,  allmählich  wieder  zum  Schwinden 
kommen.  Erwägt  man  die  Stimmung,  die  heute  gegen  Deutschland 
fast  in  allen  Ländern  der  Erde  —  und  nicht  ohne  Grund  —  herrscht, 
dann  kann  man  nur  sagen,  dass  gerade  das  deutsche  Volk  am  meisten 
von  allen  ein  Interesse  daran  haben  muss,  eine  Selbstprüfung  mit  sich 
vorzunehmen  und  eine  offene  Aussprache  herbeizuführen.  Möge  die 
Stunde  dieser  Selbsterkenntnis  nahe  sein!  — 
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I.  Der  grundsätzliche  Standpunkt  für  die  völkerrechtliche 

Betrachtung. 

Es  mag  auf  den  ersten  Blick  überflüssig  erscheinen,  wenn  man  daran 
erinnert,  dass  die  Justitia  stets  mit  verbundenen  Augen  dargestellt  wird. 
Und  doch  lehrt  die  Erfahrung,  dass  immer  wieder  auf  den  obersten  Grund¬ 
satz,  von  dem  alles  Recht  auf  Erden  abhängt,  verwiesen  werden  muss: 
dass  Recht  ohne  Ansehen  der  Person  gesprochen  werden  muss.  Recht 
muss  Recht  bleiben,  gleichviel  wer  derjenige  ist,  der  sich  auf  das  Recht 
beruft  oder  der  das  Recht  bricht.  Dieser  Satz  bildet  die  Grundsäule  des 
ganzen  Rechtsgebäudes.  Und  zwar  für  alle  Teile  desselben.  Er  gilt,  wie 
für  das  Privatrecht,  so  auch  für  das  Völkerrecht.  Denn  auch  dieses  bean¬ 
sprucht,  ein  Teil  der  Rechtsordnung  zu  sein.  Die  Personen,  ohne  Ansehen 
derer  hier  Recht  zu  sprechen  ist,  sind  die  Subjekte  des  Völkerrechts,  die 
Staaten.  An  die  Stelle  der  einzelnen  Menschen  treten  für  die  völkerrecht- 
'  liehe  Betrachtung  die  Nationen.  Sonst  aber  wird  an  der  Sachlage  nichts 
geändert.  Es  bleibt  der  Grundsatz  also  auch  für  das  Völkerrecht  bestehen, 
dass  Recht  ohne  Ansehen  der  Person,  hier  der  Nation,  gesprochen  werden 
muss. 

So  verständlich  das  aber  auch  erscheinen  mag,  so  nötig  ist  es  leider 
doch,  an  diesen  Grundsatz  heute  mit  allem  Nachdruck  zu  erinnern.  Wie 
sehr  es  not  tut,  das  hat  erst  dieser  Krieg  in  ganzem  Umfange  erkennen  lassen. 
Ist  es  während  dieses  Krieges  wohl  überhaupt  vorgekommen,  dass  man 
auf  seiten  der  Kriegführenden  das  Unrecht  einmal  nicht  nur  beim  Gegner, 
sondern  auch  bei  sich  selbst  gesucht  hätte?  Ich  glaube,  dass  man  diese 
Fälle  bald  an  den  Fingern  hergezählt  haben  würde.  An  Stelle  des  Grund¬ 
satzes,  dass  man  ohne  Ansehen  der  Nation  zu  urteilen  hat,  ist  dafür  an¬ 
scheinend  ein  anderer  Grundsatz  getreten,  der  aber  mit  dem  Recht  nichts 
gemein  hat,  ja  der  im  Völkerleben  geradezu  die  Negation  des  Rechts 
bedeutet:  der  Satz  von  dem  ,, right  or  wrong  my  country“.  Dieser  Satz, 
der  vom  Standpunkte  einer  nationalen  Politik  vielleicht  entschuldbar 
erscheinen  mag,  vermag  vor  dem  Forum  der  Justitia  nie  und  nimmermehr 
zu  bestehen. 

Nun  ist  ja  allerdings  zuzugeben,  dass  der  strengen  Anwendbarkeit 
des  völkerrechtlichen  Grundsatzes,  dass  ohne  Ansehen  der  Person  gerichtet 
werden  muss,  ein  anderer  Satz  entgegenzustehen  scheint,  der  ebenfalls 
zu  den  Grundpfeilern  der  Rechtsordnung  gehört,  der  Satz  nämlich,  dass 
niemand  in  eigener  Sache  Richter  sein  kann.  Die  Staatsangehörigen  der 
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Kriegführenden  fühlen  sich  aber,  wie  die  Erfahrung  dieses  Krieges  lehrt, 
durchaus  als  Partei.  Wenn  die  eigene  Nation  in  Frage  kommt,  sind  die 
Angehörigen  derselben  also  in  der  Lage,  das  Richteramt  wegen  Befangenheit 
ablehnen  zu  können.  Gewiss,  dagegen  wird  niemand  etwas  einwenden 
können.  Eine  andere  Sache  aber  ist  es  natürlich,  wenn  sie  es  übernehmen, 
selbst  ein  Urteil  fällen  zu  wollen.  Dann  müssen  auch  sie  ohne  Ansehen  der 
Nation  zu  urteilen  suchen.  Wenigstens  das  Bestreben  müssen  sie  zeigen, 
unparteiisch  und  gerecht  zu  sein.  Mag  es  ihnen  nicht  ganz  und  nicht  immer 
gelingen,  eine  vollkommene  Objektivität  zu  wahren,  so  muss  doch  der 
ehrliche  Wille  vorhanden  sein,  wenn  man  das  Richteramt  einmal  übernimmt, 
auch  ein  gerechter  Richter  zu  sein. 

In  ganz  besonderem  Masse  gilt  diese  Verpflichtung  aber  nun  natürlich 
für  die  Vertreter  der  Völkerrechtswissenschaft.  Sie  müssen,  gleichviel 
welche  Nationen  bei  einer  Streitfrage  im  Spiel  sein  mögen,  stets  die  Binde 
der  Justitia  vor  ihren  Augen  fühlen.  Daran,  dass  wenigstens  die  Völker¬ 
rechtswissenschaft  die  Fähigkeit  und  auch  den  Willen  besitzt,  ohne  Ansehen 
der  Nation  zu  urteilen,  hängt  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  das  Schicksal 
des  Völkerrechts  und  mit  ihm  das  Schicksal  aller  menschlichen  Kultur. 
Wenn  die  Vertreter  der  Völkerrechtswissenschaft  an  die  Betrachtung  des 
Völkerrechts  mit  der  vorgefassten  Meinung  herantreten  wollten,  dass  das 
eigene  Land  immer  im  Recht,  der  Gegner  immer  im  Unrecht  sein  müsse, 
dann  würde  man  wohl  nie  dazu  gelangen,  von  einer  Herrschaft  des  Rechts 
auf  Erden  sprechen  zu  können.  Der  Satz,  dass  Macht  vor  Recht  geht, 
würde  dann  wohl  in  der  Tat  für  alle  Ewigkeit  im  Völkerleben  Geltung 
beanspruchen. 

Man  muss  sich  also  darüber  klar  sein,  dass,  so  wie  Selbstgerechtigkeit 
stets  ein  Hindernis  für  eine  gerechte  Beurteilung  ist,  so  auch  nationale 
Selbstgerechtigkeit  stets  ein  Hindernis  für  eine  objektive  völkerrechtliche 
Betrachtung  sein  wird.  Diejenige  Spielart  des  Nationalismus,  die  das  Recht 
gering  einschätzt  und  nur  die  nationale  politische  Betrachtung  als  berechtigt 
gelten  lassen  will,  bedeutet  also  für  die  Völkerrechtswissenschaft  eine 
Gefahr,  einen  ganz  offenbaren  Abweg,  der  von  dem  grundsätzlichen  Stand¬ 
punkt  der  wissenschaftlichen  Betrachtung  weit  hinwegführt.  Es  kommt 
für  das  Recht  einzig  und  allein  darauf  an,  gerecht  zu  urteilen.  Ein  gerechter 
Richter  kennt  keine  andere  Rücksicht  als  die  auf  Recht  oder  Unrecht.  Das 
ist  also  die  einzige  Richtschnur,  die  es  für  die  völkerrechtliche  Betrachtung 
geben  darf.  Alles  andere  ist  dabei  vom  Übel.  Wer  diese  Richtschnur  nicht 
für  sich  als  die  allein  massgebende  anzuerkennen  vermag,  der  sollte  es  in 
der  Tat  Heber  lassen,  über  Völkerrecht  zu  schreiben.  Denn  ein  Völkerrecht 
der  nationalen  Verteidigung  gibt  es  nun  einmal  nicht  und  kann  es  nicht 
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geben.  Wer  das  Bedürfnis  dazu  fühlt,  mag  das  Unrecht  mit  politischen 
oder  sonstigen  Gründen  zu  entschuldigen  oder  zu  beschönigen  versuchen. 
Das  Völkerrecht  aber  scheidet  für  eine  solche  Art  der  Betrachtung  ein  für 
allemal  aus.  Vor  dem  Richterstuhl  des  Völkerrechts  wird  das  Unrecht 
niemals  gerechtfertigt  dastehen  können.  Hier  kann  und  darf  einzig  nur 
der  Satz  gelten,  dass  Recht  Recht  bleiben  muss.  Denn  das  Ziel  und  die  Auf¬ 
gabe  des  Völkerrechts  ist  die  Herrschaft  des  Rechts  zwischen  den  Völkern 
und  nichts  anderes.  Nicht  der  einzelnen  Nation  will  das  Völkerrecht  dienen, 
sondern  allen  Nationen,  und  daher  kann  es  niemals  ein  bloss  nationales 
Völkerrecht  geben.1) 

Ein  Kompromiss  erscheint  demnach  unmöglich.  Entweder  ist  etwas 
recht  oder  es  ist  es  nicht.  Tertium  non  datur.  Wer  das  Unrecht  also  aus 
nationalen  Gründen  zu  verteidigen  sucht,  begeht  nicht  nur  seinerseits  ein 
Unrecht  an  der  Rechtsordnung,  sondern  er  trägt  auch  dazu  bei,  der  Negation 
alles  Völkerrechts,  dem  Satze,  dass  Macht  vor  Recht  geht,  zum  Siege  zu 
verhelfen.  Vor  diesem  Abwege  muss  daher  mit  allem  Nachdrucke  gewarnt 
werden,  indem  man  den  grundsätzlichen  Standpunkt  für  jede  völkerrecht¬ 
liche  Betrachtung  wieder  in  Erinnerung  ruft. 

Es  sei  mir  aus  diesem  Grunde  gestattet,  das,  was  ich  über  diesen 
grundsätzlichen  Standpunkt  bei  früherer  Gelegenheit  geschrieben  habe, 
hier  kurz  wiederzugeben: 2) 

„Allerdings  erscheint  es  erforderlich,  wenn  man  künftigen  Leugnern 
des  Völkerrechts  den  Boden  für  ihre  Behauptungen  entziehen  und  für  die 
weitere  Entwicklung  des  Völkerrechts  die  nötige  Grundlage  schaffen  will, 
dass  man  sich  künftig  nicht  mehr  scheut,  Verletzungen  des  Völkerrechts, 
die  ja  leider  im  Staatenleben  so  wenig  ganz  aus  der  Welt  zu  schaffen  sind, 
wie  im  Privatleben  die  strafrechtlichen  Delikte,  auch  klar  als  solche  zu 
kennzeichnen.  In  dieser  Beziehung  ist  es  leider  noch  arg  bestellt.  Wo  ein 
Rechtsbruch  vorkommt,  da  muss  man  diesen  nicht  nur  zu  erkennen  suchen, 
sondern  man  muss  dies  gegebenenfalls  auch  kundgeben,  ohne  Rücksicht 
auf  politische  oder  sonstige  Nebenerwägungen.  Wenn  auch  die  Diplomatie 
von  Amts  wegen  oft  ein  Auge  zudrückt,  ja,  die  Zuwiderhandlungen  gegen 
das  Völkerrecht  trotz  ihrer  im  Haag  übernommenen  Verpflichtungen 
billigt,  so  darf  doch  die  Völkerrechtswissenschaft  dies  nicht  tun.  Mögen 

*)  Eine  eigentümliche  Auffassung  ist  es  auch,  die  dem  lieben  Gott  zumutet,  im  Kriege 
Partei  zu  ergreifen  und  einer  Seite  zum  Siege  zu  verhelfen.  Das  Christentum  ist  doch  eine 
Menschheitsreligion  und  hat  mit  Nationalismus  also  so  wenig  zu  tun,  wie  das  Völkerrecht. 
Gott  fragt  nicht,  ob  jemand  ein  Preusse  oder  ein  Franzose,  sondern  einzig  und  allein,  ob  er 
ein  guter  Christ  ist.  Wer  ihm  etwas  anderes  zumutet,  begeht  in  meinen  Augen  eine  Blas¬ 
phemie. 

2)  Vgl.  dazu  meine  Abhandlung  über  „Vorfragen  des  Völkerrechts“  im  „Jahr¬ 
buch  des  öffentlichen  Rechts“,  1913,  Bd.  7,  S.  22,  46. 
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für  die  Staatsmänner  in  gegebenen  Momenten  auch  ihre  politischen  Ziele 
und  Kombinationen  leider  höher  stehen  als  das  Recht,  die  Völkerrechts¬ 
wissenschaft  darf  sich  dadurch  nicht  irre  machen  lassen;  für  sie  muss  das, 
was  Recht  ist,  unter  allen  Umständen  Recht  bleiben.  Klarheit  über  diesen 
Punkt  ist  unbedingt  notwendig.  Ein  Rechtsbruch  muss  für  die  rechtliche 
Betrachtung  stets  als  etwas  Unmoralisches  erscheinen,  das  Recht  kann  nur 
auf  der  Grundlage  der  Moral  gedeihen.  Alle  Fortschritte,  die  wir  vom 
Völkerrecht  erwarten,  sind  nur  unter  der  Voraussetzung  möglich,  dass 
auch  die  Völkermoral  allmählich  auf  einen  höheren  Standpunkt  erhoben 
wird.  Man  kann  es  daher  nur  begrüssen,  wenn  wenigstens  die  Völker  sich 
in  ihrem  Empfinden  gegen  einen  Bruch  des  Völkerrechts  auflehnen,  wenn 
die  Reaktion  gegen  das  Unrecht  im  Staatenleben  immer  stärker  wird, 
auch  da,  wo  die  Staatenpolitik  es  für  angemessen  erachtet,  mit  Stillschweigen 
über  einen  Rechtsbruch  hinwegzusehen.  Dieses  elementare  Rechtsgefühl 
bei  den  Völkern  darf  nicht  etwa  unterbunden  werden,  sondern  man  muss 
sich  darüber  freuen  und  es  als  einen  Vorboten  dafür  betrachten,  dass  auch 
im  Verkehr  der  Staaten  einmal  die  Moral  zu  ihrem  vollen  Recht  kommen 
wird.  Diejenigen  tun  daher  ein  übles  Werk,  die  aus  politischen  Rücksichten 
die  Rechtsbegriffe  der  Völker  zu  verwirren  suchen.  Diese  Leute  tragen  vor 
der  Geschichte  eine  grosse  moralische  Verantwortung.  Die  Völkerrechts¬ 
wissenschaft  ist  aber  die  letzte,  die  diesen  Pseudopolitikern  auf  ihrem  Pfade 
folgen  darf.  Für  sie  bedeutet  das  unbedingte  Festhalten  am  Rechtsstand¬ 
punkte  ein  moralisches  Kapital,  auf  das  sie  schon  deshalb  niemals  Verzicht 
leisten  darf,  weil  nur  so  die  Hoffnung  bestehen  kann,  dass  auch  die  Regie¬ 
rungen  einmal  die  Faktoren  Recht  und  Moral  in  ihrer  Bilanz  etwas  höher 
als  heute  veranschlagen  werden.  Für  den  Vertreter  der  Rechtswissenschaft 
ist  es  einfach  Pflicht,  festzustellen,  wo  eine  Völkerrechtsverletzung  vorliegt 
und  wo  nicht,  und  man  darf  ihm,  wo  er  zu  einer  solchen  positiven  Feststel¬ 
lung  gelangt,  aus  diesem  Grunde  nicht  etwa  nationale  Voreingenommenheit 
zur  Last  legen.  So  weit  sollte  man  im  Völkerrecht  wirklich  allmählich  ge¬ 
langen,  dass  man  vorkommende  Rechtsfragen  klar  und  deutlich  beant¬ 
worten  darf,  ohne  dass  man  dabei  in  den  Verdacht  kommt,  nach  links 
oder  rechts  geschaut  zu  haben.  Die  Justitia  trägt  nicht  umsonst  eine  Binde 
vor  den  Augen  und  die  Völkerrechtswissenschaft,  die  ja  ebenfalls  ihre 
Dienerin  sein  will,  muss  lernen,  so  objektiv,  so  über  den  Nationen  stehend 
zu  erscheinen,  dass  sie  über  den  Verdacht  der  politischen  Parteinahme 
erhaben  ist,  wenn  sie  das  verkündet,  was  sie  als  Wahrheit  gefunden  hat. 
Diese  Verkündigung  aber,  die  offene  Aussprache  über  das,  was  völker- 
rechtsgemäss  und  was  völkerrechtswidrig  ist,  sie  ist  gleichzeitig  auch  der 
beste  Weg,  die  Leugner  des  Völkerrechts  zum  Schweigen  zu  bringen . 
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Das  Völkerrecht  kann  seiner  Aufgabe  nur  gerecht  werden,  wenn  die 
Vertreter  der  Völkerrechtswissenschaft  das  Völkerrecht  ...  als  ein  objek¬ 
tives  Völkerrecht  erfassen  und  es  vor  dem  Einlaufen  in  ein  einseitiges  Fahr¬ 
wasser  behüten.  Ein  auf  einseitigem  Nationalismus  begründetes  Völker¬ 
recht  würde  niemals  gedeihen  können,  es  ist  in  Wahrheit  ein  Pseudo- 
Völkerrecht,  das  sich  nur  den  Namen  Völkerrecht  beilegt.  Denn  das  wahre 
Völkerrecht  als  internationales  Recht  kann  niemals  nur  national  im  Sinne 
eines  Staates  sein.  Die  Völkerrechtswissenschaft  hat  ja  gerade  diejenigen 
Wege  aufzuweisen,  die  für  alle  Staaten  erstrebenswert  sind,  die  den  ge¬ 
meinsamen  Interessen  der  Staaten  entsprechen.  Ihre  Postulate  dürfen 
daher  nicht  nur  auf  ein  Land  zugeschnitten  sein,  sie  müssen  für  alle  passen, 
da  sie  sonst  keine  Aussicht  auf  Verwirklichung  hätten.  Zum  mindesten 
muss  dies  von  den  Postulaten  der  Wissenschaft  gelten,  wenn  vielleicht  auch 
die  Politik  sich  nicht  in  allen  Zeiten  zu  diesem  Standpunkte  aufzuschwingen 
vermag.  Wenn  daher  jemals  eine  nationalistisch  gesinnte  Völkerrechts¬ 
wissenschaft  aufkommen  sollte,  so  wäre  damit  zweifellos  das  Ende  des 
völkerrechtlichen  Fortschritts  besiegelt.  Eine  Wissenschaft,  die  sich  nicht 
zur  Höhe  der  objektiven  internationalen  Betrachtung  zu  erheben  vermag, 
ist  keine  wahre  Wissenschaft  vom  Völkerrecht.“ 

So  viel  über  den  grundsätzlichen  Standpunkt  für  die  völkerrechtliche 
Betrachtung.  Es  wird  sich  nun  im  Laufe  dieser  Untersuchung  zeigen,  ob 
und  inwieweit  man  in  Deutschland,  insbesondere  in  den  Kreisen  der  deut¬ 
schen  Völkerrechtswissenschaft,  diesem  Standpunkt  gerecht  geworden  ist. 
Ich  meinerseits  werde  jedenfalls  bemüht  sein,  das  sei  hier  nochmals  betont, 
an  diesem  Standpunkt  unbedingt  und  unter  allen  Umständen  festzuhalten. 
Denn  die  Zukunft  des  Völkerrechts  hängt  einfach  davon  ab,  dass  man  heute 
in  der  Völkerrechtswissenschaft  Wahrheit  und  Recht  über  alles  stellt,  vor 
allem  auch  über  die  persönlichen  Rücksichten. 
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II.  Das  Völkerrecht  in  Deutschland  vor  dem  Kriege. 

Wenn  wir  den  Spuren  des  Völkerrechts  in  Deutschland  vor  dem  Kriege 
nachgehen  wollen,  müssen  wir  vor  allen  Dingen  zwei  Fragen  unter¬ 
suchen:  Wir  müssen  Zusehen,  wie  es  mit  der  Lehre  des  Völkerrechtes 
an  den  deutschen  Universitäten  bestellt  war,  und  wir  müssen  unter¬ 
suchen,  wie  man  sich  in  Deutschland  praktisch  gegenüber  den  Prob¬ 
lemen  des  Völkerrechts  verhalten  hat.  Betrachten  wir  zunächst  die 
er stere  Frage. 

Es  ist  schon  oft  und  mit  Recht  auf  die  auffällige  Tatsache  hinge¬ 
wiesen  worden,  dass  das  Völkerrecht  an  den  deutschen  Universitäten 
so  stiefmütterlich  behandelt  wird.  Während  in  den  meisten  anderen 
Ländern  besondere  Lehrstühle  für  Völkerrecht  errichtet  worden  sind, 
manchenorts  sogar  mehrere  an  ein  und  derselben  Universität,  fehlt  es 
im  Deutschen  Reich  noch  heute  durchwegs  an  solchen  Lehrstühlen. 
Nicht  einmal  grosse  Universitäten  wie  Berlin  besitzen  einen  solchen. 
Nur  in  Kiel  hat  man  erst  kürzlich  dem  Völkerrecht  einen  etwas  bevor¬ 
zugteren  Platz  eingeräumt,  aber  auch  hier  nur  in  Verbindung  mit  dem 
internationalen  Privatrecht.  Sonst  haben  die  deutschen  Dozenten  des 
Völkerrechts  diese  Disziplin  überall  noch  mit  Staatsrecht,  Verwaltungs¬ 
recht  und  Kirchenrecht,  oder  mit  Strafrecht  und  Strafprozessrecht  zu 
vereinigen.  Wer  das  Gebiet  des  internationalen  Rechts  überschaut,  der 
weiss,  wie  gross  dieses  Gebiet  heute  ist  und  dass  es  sohon  für  sich  allein 
die  ganze  Arbeitskraft  eines  Mannes  beansprucht,  wenn  man  es  auch 
nur  einiger massen  beherrschen  will. 

Die  erwähnte  Tatsache  des  Fehlens  besonderer  Lehrstühle  des  Völker¬ 
rechts  wäre  nun  aber  immer  noch  nicht  so  schlimm,  wenn  das  Völker¬ 
recht  sich  wenigstens  daneben  einer  gleichwertigen  Behandlung  mit 
den  andern  Disziplinen,  die  in  derselben  Hand  vereinigt  Hegen,  zu  er¬ 
freuen  hätte.  Die  Verbindung  mit  den  oben  genannten  Fächern  bringt 
es  aber  leider  auch  mit  sich,  dass  das  Völkerrecht  hinter  dieselben 
fast  allgemein  zurückgedrängt  wird.  Die  wissenschaf tHche  Arbeit 
und  damit  auch  die  Vorhebe  der  betreffenden  Fachgelehrten  gehört  den 
anderen  Disziphnen,  die  auch  im  Lehrplan  einen  weit  grösseren  Raum 
in  Anspruch  nehmen.  Dass  die  wissenschafthche  Arbeit  mehr  den  anderen 
Fächern  als  dem  Völkerrecht  zugewendet  wird,  erklärt  sich  aber  schon 
aus  der  einfachen  Tatsache,  dass  bei  Berufungen  in  Deutschland  wohl 
auf  Arbeiten  auf  staatsrechthchem,  verwaltungsrechtlichem  und  kirchen- 
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rechtlichem  Gebiet,  keineswegs  aber  auf  solche  aus  dem  Gebiete  des 
Völkerrechts  Wert  gelegt  wird.  Wo  aber  zwei  Lehrstühle  des  öffentlichen 
Rechts  vorhanden  sind,  da  wird  man  nicht  etwa  den  einen  mit  einem 
Staatsrechtler,  den  andern  mit  einem  Völkerrechtler  besetzen,  sondern 
regelmässig  beide  mit  Staatsrechtlern.  Das  Völkerrecht  wird  also  auf 
diese  Weise  bei  Berufungen  von  vorneherein  einfach  ausgeschaltet.  Für 
einen  ausschliesslichen  Völkerrechtler  ist  es  also  im  heutigen  Deutschland 
ausgeschlossen,  zu  einer  Professur  zu  gelangen.  Wohl  aber  ist  dies  für 
jeden  Vertreter  einer  anderen  Rechtsdisziplin  möglich.  Auf  diese  Weise 
werden  also  die  künftigen  Völkerrechtslehrer  auch  ihrerseits  indirekt 
gezwungen,  ihre  Zeit  vorwiegend  anderen  Gebieten  als  dem  Völkerrecht 
zu  widmen. 

Dass  diese  von  den  Fakultäten  geübte  und  oben  beliebte  Direktive 
auch  von  dem  nötigen  Erfolg  begleitet  sei,  dafür  bürgt  nun  aber  eine 
Tatsache,  die  leider  niemand  entgehen  kann,  der  die  Zustände  an  den 
deutschen  Universitäten  in  den  letzten  Jahrzehnten  etwas  näher  verfolgt 
hat  und  der  einen  Vergleich  zwischen  früher  und  heute  zu  ziehen  in  der 
Lage  ist.  Wer  Deutschland  und  die  deutschen  Universitäten  noch  in 
den  siebziger  und  achtziger  Jahren  gekannt  hat,  der  erkennt  sie  heute 
nicht  wieder.  Es  herrscht  dort  heute  ein  gänzlich  anderer  Geist,  der  mit 
dem  alten  wenig  mehr  gemein  hat.  Mehr  und  mehr  hat  sich  in  den  letzten 
Jahrzehnten  an  den  deutschen  Universitäten  eine  Gesinnungswissen¬ 
schaft  breit  zu  machen  begonnen.  Nicht  die  wissenschaftlichen  Leistungen 
und  die  wissenschaftliche  Tüchtigkeit  entscheiden  häufig  bei  Berufungen, 
sondorn  in  erster  Linie  die  Gesinnung.1)  Das  gilt  namentlich  für  die 
juristischen  Fakultäten  und  die  hier  in  Betracht  kommenden  Fächer.  Noch 
vor  25  Jahren  war  das  nicht  so.  Diese  Tendenz  hat  in  den  letzten  Jahren 
vor  dem  Kriege  immer  auffälligere  Formen  angenommen.  Man  hat  auf 
Lehrstühle  von  Universitäten,  die  früher  durch  weltberühmte  Namen 
geziert  waren  und  in  Deutschland  einen  ersten  Rang  einnahmen,  junge 
Dozenten  ohne  demen  sprechende  Befähigungsnachweise  berufen,  offenbar 
lediglich,  weil  sie  die  nötige  Gesinnung  mitbrachten.  Zu  dieser  Gesinnung 
gehörte  aber  insbesondere  auch,  dass  sie  sich  nicht  allzusehr  durch 
völkerrechtliche  Arbeiten  kompromittiert  hatten. 

So  ist  es  denn  also  in  der  Tat  kein  Wunder,  dass,  auch  ganz  abgesehen 
von  der  Tatsache,  dass  besondere  Völkerrechtslehrer  in  Deutschland 


*)  Es  ist  durchaus  richtig,  was  E.  Bovet  in  „Wissen  und  Leben“  vom  15.  Oktober  1914 
schreibt,  dass  seit  einigen  Jahrzehnten  der  allgemeine  Begriff  der  Wissenschaft  gesunken, 
dass  die  Wissenschaft  für  viele  eine  Laufbahn  geworden  ist  und  unter  dem  Merkantilismus 
gelitten  hat. 
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überhaupt  fehlen,  auch  diejenigen,  die  an  den  Universitäten  Völkerrecht 
zu  lehren  haben,  dieses  Fach  nicht  als  gleichwertig  mit  den  anderen 
Disziplinen  behandeln  und  es  dadurch  noch  mehr  in  den  Hintergrund 
drängen.  Wo  nur  ein  Lehrstuhl  für  öffentliches  Recht  vorhanden  ist, 
da  wird  infolge  davon  oft  semesterlang  an  einer  Universität  über  Völker¬ 
recht  überhaupt  nicht  gelesen.  Die  anderen  Disziplinen  gehen  dann  eben 
einfach  vor.  Wer  die  Vorlesungsverzeichnisse  der  deutschen  Hochschulen 
durchblättert,  findet  in  jedem  Semester  eine  ganze  Reihe  von  Hoch¬ 
schulen,  in  deren  Lehrplan  das  Völkerrecht  überhaupt  nicht  figuriert. 

Es  ist  also  klar,  dass  man  sich  in  keiner  Weise  einer  Übertreibung 
schuldig  macht,  wenn  man  die  Tatsache  feststellt,  dass  an  den  deutschen 
Hochschulen,  die  die  Pflegestätten  des  Völkerrechts  bei  der  heran  wach¬ 
senden  deutschen  Generation  sein  sollten,  das  Studium  desselben  sich 
vor  dem  Kriege  einer  geradezu  systematischen  Vernachlässigung  zu  er¬ 
freuen  gehabt  hat.  Das  Völkerrecht  ist  an  den  deutschen  Universitäten 
zwar  nicht  geradezu  exkludiert  —  obschon  manche  Tatsachen  darauf 
hindeuten,  dass  man  ihm  dieses  Schicksal  am  liebsten  bereiten  würde  — , 
aber  es  ist  jedenfalls  dort  eine  Disziplin  minderen  Rechtes.  — 

Es  wäre  nun  gewiss  ein  grosser  Fehler,  wenn  man  annehmen  wollte, 
dass  eine  derartige  Tatsache  ohne  symptomatische  Bedeutung  wäre. 
Noch  grösser  aber  wäre  der  Fehler,  wenn  man  sich  dem  Glauben  hin¬ 
geben  wollte,  dass  diese  Tatsache  ohne  bemerkenswerte  Rückwirkungen 
auf  die  Anschauungen  in  dem  betreffenden  Land  geblieben  sein  könne. 
Auf  die  symptomatische  Bedeutung  dieses  deutschen  Verhaltens  dem 
Völkerrecht  gegenüber  werde  ich  später  noch  näher  zurückzukommen 
haben.  Die  Rückwirkungen  aber  auf  die  allgemeine  Stimmung  und 
Betätigung  dem  Völkerrecht  gegenüber  müssen  uns  hier  schon  be¬ 
schäftigen. 

Schon  an  sich  hegt  der  Schluss  nahe,  dass  ein  Gebiet,  das  auf  den 
Universitäten  eines  ganzen  Landes  beinahe  ostentativ  vernachlässigt 
wird,  sich  in  diesem  Lande  allgemein  keiner  grossen  Hochschätzung 
zu  erfreuen  haben  werde.  Wo  die  massgebenden  Kreise  und  die  Fach¬ 
wissenschaft  selbst  auf  ein  Gebiet  herabblicken,  da  kann  man  von  der 
öffentlichen  Meinung  erst  recht  keine  Wertschätzung  desselben  erwarten. 
So  ist  es  denn  wahrlich  kein  Wunder,  wenn  man  in  Deutschland  in  den 
weitesten  Kreisen  sich  mehr  und  mehr  daran  gewöhnt  hat,  auf  alles,  was 
mit  dem  Völkerrecht  zusammenhängt,  mit  einem  mehr  oder  minder 
geringschätzigen  Lächeln  herabzublicken.  Man  braucht  nur  deutsche 
Zeitungen  in  die  Hand  zu  nehmen,  um  sofort  eine  Menge  von  Belegen  für 
diese  Behauptung  zu  finden. 


Grundsätze  der  deutschen  Kriegführung 


17 


Diese  Neigung  zur  Missachtung  des  Völkerrechts  lässt  sich  die  ganzen 
letzten  Jahrzehnte  hindurch  bei  allen  Gelegenheiten,  wo  völkerrecht¬ 
liche  Interessen  in  Frage  waren,  konstatieren.  Sie  ist  aber  wohl  nie  in 
so  starkem  Masse  hervorgetreten,  als  1898  und  1899,  als  es  sich  um 
die  Einberufung  der  ersten  Haager  Friedenskonferenz  handelte. 
Die  deutsche  Völkerrechtswissenschaft  hatte  das  deutsche  Volk  auf  einen 
derartigen  Fortschritt  in  keiner  Weise  vorzubereiten  verstanden.  Kein 
Wunder,  wenn  der  Kontrast  zu  gross  erschien,  wenn  man  dem  Ereignis 
zunächst  ratlos  gegenüber  stand,  und  wenn  man  in  Deutschland  in  der 
Folge  nur  ablehnende  Stimmen  gegenüber  diesem  grossen  Weltgeschehnis 
zu  hören  bekam.  Wo  die  Fachwissenschaft  selbst  kein  Zutrauen  in  eine 
Sache  hat,  da  kann  man  dieses  Zutrauen  auch  nicht  von  der  übrigen  Be¬ 
völkerung  erwarten.  Ein  Blick  auf  die  deutsche  Presse  der  damaligen 
Tage  bietet  ein  äusserst  wenig  erfreuliches  Bild.  Was  man  zum  Nach¬ 
teile  des  Völkerrechts  und  der  im  Haag  in  Aussicht  genommenen  Arbeiten 
nur  sagen  konnte,  das  ist  damals  von  der  deutschen  Presse  und  der 
deutschen  Öffentlichkeit  gesagt  worden.1)  Statt  dass  man  Freude  über 
die  Aussicht  auf  einen  gewaltigen  Kulturfortschritt  empfunden  und 
bezeugt  hätte,  hörte  man  nichts  als  Herabsetzungen  aller  Bemühungen, 
die  Menschheit  durch  das  Völkerrecht  um  einen  wichtigen  Schritt  vor¬ 
wärts  zu  bringen.2)  Die  deutsche  Regierung  aber  bekundete  ihr  Verständnis 
für  das  Haager  Werk  damals  durch  die  Entsendung  der  Delegierten 
Zorn  und  Stengel,  von  denen  der  erste  das  Völkerrecht  theoretisch 
geleugnet,  der  zweite  aber  das  Haager  Projekt  gleich  im  voraus  einer 
abfälligen  Kritik  unterzogen  hatte.3) 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  um  näher  auf  das  Verhalten  Deutschlands 
auf  den  beiden  Haager  Friedenskonferenzen  einzutreten.  Persönlich 
habe  ich  mich  auch  schon  in  früheren  Arbeiten  damit  ause'nandergesetzt.4) 
Es  genügt  daher,  hier  festzustellen,  dass  die  wesentlichsten  Fortschritte 
im  Haag  an  der  deutschen  Opposition  gescheitert  sind  und  dass 
Deutschland  zweifellos  die  hauptsächliche  Verantwortung  dafür  zufällt, 

*)  Man  vgl.  dazu  namentlich  das  Buch  von  Fried,  „Die  Haager  Konferenz“,  1900. 

*)  Tatsache  ist,  dass  das  Zarenmanifest  in  allen  andern  Ländern  freundlicher  aufgenom¬ 
men  wurde,  als  in  Deutschland. 

3)  Diese  Wahlen  sind  gewiss  ebenfalls  symptomatisch.  Zorn  ist  nachher  im  Haag 
allerdings  eines  Bessern  belehrt  worden  und  hat  sich  dann  grosse  Verdienste  um  die  Sache 
erworben.  Von  Stengel  kann  man  das  leider  nicht  sagen.  Vgl.  dazu  auch  meine  Artikel 
„Deutschland  und  die  Haager  Friedenskonferenzen“  in  der  „Neuen  Zürcher  Zeitung“  vom 
22.  Juli  und  vom  19.  August  1916,  die  abgedruckt  sind  in  meiner  Broschüre  über  „Meine 
offene  Korrespondenz  mit  Professor  Philipp  Zorn,  Professor  Ludwig  von  Sybel,  Prinz 
Alexander  zu  Hohenlohe“,  Bern  1918. 

4)  Ich  darf  sagen,  dass  ich  mir  bei  meiner  Kritik  stets  grösste  Zurückhaltung  auf¬ 
erlegt  habe.  Aber  jetzt  tut  eine  offene  Aussprache  dringend  not;  ohne  diese  gibt  es  keine 
Besserung. 

Kipp  old,  Deutschland  und  da?  Völkerrecht.  I. 
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dass  das  Haager  Werk  zunächst  ein  Torso  bleiben  musste.1)  Nicht  nur 
die  Verständigung  über  die  Rüstungen,  sondern  auch  die  Einführung 
der  obligatorischen  Schiedssprechung  sind  am  Widerstande  Deutschlands 
gescheitert.  — 

Dasselbe  Schauspiel  wiederholte  sich  dann  bei  der  zweiten  Haager 
Friedenskonferenz.  Ohne  auf  weitere  Einzelheiten  einzutreten,  gebe  ich 
hier  nur  einen  Passus  wieder,  den  ich  im  Anschluss  an  meine  Kritik  der 
im  Haag  1907  in  Vorschlag  gebrachten  und  von  Deutschland  abgelehnten 
Liste  von  obligatorischen  Schiedsfällen  über  die  Folgen  des  deutschen 
Verhaltens  geschrieben  habe:  2) 

,,Vom  Standpunkte  der  Staatskunst  will  es  mir  scheinen,  als  ob  die 
deutsche  Reichsregierung  gerade  zu  einem  gegenteiligen  Entscheid  hätte 
gelangen  müssen,  auch  wenn  sie  für  die  Schiedsliste  keine  Schwärmerei 
besass.  Denn  ein  nicht  ganz  zu  unterschätzender  politischer  Faktor  ist 
doch  der  Eindruck,  den  die  „unversöhnliche  Opposition“  der  deutschen 
Delegation  auf  die  andern  Staaten  unvermeidlich  hervorbringen  musste. 
Im  privaten  Leben  pflegt  man  es  als  unklug  zu  bezeichnen,  wenn  jemand 
die  öffentliche  Meinung  brüskiert.  Man  kann  sich  fragen,  ob  im  politischen 
Leben  ein  entsprechendes  Verhalten  diese  Bezeichnung  nicht  noch  in 
höherem  Masse  verdient.  So  viel  steht  jedenfalls  fest,  dass  die  deutsche 
Delegation  in  der  vorliegenden  Frage  die  allgemeine  Meinung  im  Haag 
gegen  sich  hatte  und  dass  sie  sich  hierdurch  nicht  im  mindesten  beein¬ 
flussen  liess.  Diesen  Eindruck  haben  die  Delegierten  der  Kulturmächte 
mit  nach  Hause  genommen.  Wird  er  sich  nicht  politisch  fühlbar 
machen?  Man  pflegt  in  Deutschland  immer  von  der  „Feindschaft“  zu 
sprechen,  die  das  Ausland  bei  jeder  Gelegenheit  gegen  das  Deutsche 
Reich  bekunde.  Aber  man  hat  sich  anscheinend  niemals  die  Frage  vor¬ 
gelegt,  ob  und  inwieweit  man  denn  an  dieser  angeblichen  Feindschaft 

D  Die  Einzelheiten  vgl.  man  in  den  Werken  von  Meurer,  Mörignhac  u.  a.  über  die 
erste  Konteren?,  von  Lömonon,  de  Lapradelle  u.  a.  über  die  zweite  bezw.  über  beide 
Konferenzen.  Vgl.  ferner  Nippold,  „Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen 
Streitigkeiten“,  S.  261  f.  und  „Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz“,  Bd.  1,  S.  190  f;  Bd.  2, 
S.  238  f. ;  Fried,  „Die  Haager  Konferenz“,  „Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz“,  und 
„Handbuch  der  Friedensbewegung“,  u.  a.  m.  Neuerdings  sind  namentlich  von  Interesse: 
„La  politique  allemande  a  la  premiere  Conference  de  La  Haye“,  par  Kotz  in,  in  „La  paix 
par  le  droit“,  April  1915,  mit  Auszügen  aus  den  Memoiren  von  Andrew  D.  White  über  die 
erste  Konferenz.  Ferner  Milhaud,  „Du  droit  de  la  force  a  la  force  du  droit“,  1915.  Das 
Verhalten  der  einzelnen  Staaten  zu  den  im  Haag  zu  realisierenden  Fortschritten  ist  hier 
im  ganzen  zutreffend  geschildert.  Auch  Lammasch  bringt  in  der  „Deutschen  Revue“ 
Juni/ Juli  1915  „Erinnerungen  an  die  Haager  Friedenskonferenzen.  Man  vgl.  ferner,  was  Eltz- 
bacher,  „Totes  und  lebendes  Völkerrecht“,  1916,  S.  41  schreibt.  Irreführend  sind  die  Dar¬ 
legungen  von  Kurt  Grellingin  „Anti-J’accuse“.  Was  der  Verfasser  von  „J’accuse“ über  das 
Verhalten  Deutschlands  auf  den  Haager  Konferenzen  schreibt,  kann  man  nur  als  zutreffend 
bezeichnen. 

2)  Vgl.  Nippold,  „Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz“,  Bd.  1,  S.  213. 
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vielleicht  selbst  ein  Verschulden  trägt.  Wenn  jetzt  nach  der  zweiten 
Haager  Konferenz  in  der  übrigen  Welt  die  Meinung  sich  verstärkt  geltend 
machen  sollte,  dass  das  Deutsche  Reich  „reaktionär“,  dass  es  ein  ,, Feind 
des  Kulturfortschritts“,  dass  es  „bureaukratisch“  sei,  ist  dann  die  „übrige 
Welt“  oder  ist  das  Verhalten  der  deutschen  Delegation  hieran  schuld? 
Man  sollte  sich  diese  Frage  in  Deutschland  wirklich  zu  beantworten 
suchen.  Namentlich  der  deutsche  Bureaukratismus  ist  das  Letzte,  wofür 
man  auf  der  übrigen  Welt  Verständnis  besitzt.  Er  hätte  sich  nicht  ohne 
Not  auch  noch  auf  die  internationale  Arena  wagen  sollen.1)  Das  Betonen 
von  kleinen  „bureaukratischen“  Gesichtspunkten  in  einer  grossen  Kultur¬ 
frage  könnte  allerdings  mehr  als  irgend  etwas  anderes  dazu  beitragen, 
das  Deutsche  Reich  bei  den  andern  Staaten  unbeliebt  zu  machen.  Und 
dieses  Moment  ist  bei  der  heutigen  internationalen  Lage  doch  nicht  so 
vollkommen  gleichgültig,  wie  man  glaubt  oder  sich  wenigstens  den  An¬ 
schein  gibt  zu  glauben.  Namentlich  auf  politischem  Gebiet  pflegen  sich 
die  Rückschläge  davon  zu  zeigen.2)  Politisch  klüger  ist  es  zweifelsohne, 
sich  von  den  Gefühlen  und  Anschauungen  der  übrigen  Kulturwelt,  mit 
der  man  in  rechtlicher  Gemeinschaft  lebt,  doch  auch  einigermassen 
Rechenschaft  abzulegen  und,  insoweit  keine  erheblichen  nationalen 
Interessen  im  Wege  stehen,  denselben  auch  einigermassen  Rechnung 
zu  tragen.  Erwägt  man  die  Sache  also  von  diesem  politischen  Gesichts¬ 
punkte  aus,  so  wird  man  sich  sagen  müssen,  dass  die  deutsche  Regierung 
vielleicht  gerade  ein  Interesse  hätte  haben  können,  ihren  Oppositions¬ 
standpunkt  aufzugeben  und  das  Schiedsvertragsprojekt  trotz  seiner 
Unvollkommenheiten  anzunehmen  ....  Auf  Grund  dieser  politischen 
Erwägung  wird  man  also  zu  dem  Ergebnis  gelangen  müssen,  dass  das 
Beharren  bei  dem  ablehnenden  Standpunkte  auf  seiten  der  deutschen 
Delegation  entschieden  e'n  Fehler  gewesen  ist.  Deutschland  hat  auch 
in  dieser  Sache  eine  unglückliche  Hand  gehabt.  Man  mag  die  gegen  die 
Schiedssprechung  vorgebrachten  Bedenken  drehen  und  wenden,  wie  man 
will,  sie  waren  es  einfach  nicht  wert,  dass  man  um  ihretwillen  seine  inter¬ 
nationale  politische  Position  in  so  handgreiflicher  Weise  verschlimmerte. 
Vielmehr  wird  man  sagen  müssen,  dass  hier  leider  der  deutsche  Bureau¬ 
kratismus,  über  den  kein  Geringerer  als  Bismarck  so  oft  seine  Glossen 
gemacht  hat,  einen  Sieg  über  die  deutsche  Staatskunst  davongetragen 
hat.  Und  dieser  Sieg  wird  sich  noch  auf  Jahre  hinaus  fühlbar  machen. 
Das  ist  in  Kürze  das  Fazit,  das  wir  aus  der  deutschen  Stellungnahme 

x)  Politisch  war  die  Wahl  von  Kriege  zum  Delegierten  im  Jahre  1907  gerade  so  ein 
Fehler,  wie  die  Wahl  von  Stengel  im  Jahre  1899. 

2)  Übereinstimmend  auch  Fried,  „Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz“,  S.  195. 
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in  der  Frage  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  im  Haag  im 
Jahre  1907  werden  ziehen  müssen/'  — 

Die  Arbeiten  der  zweiten  Haager  Konferenz1)  sollten  im  übrigen  aber 
nichtsdestoweniger  nicht  ganz  ohne  Einfluss  auf  die  Anschauungen  in 
Deutschland  über  das  Völkerrecht  bleiben.  Nicht  umsonst  waren  schliess¬ 
lich  die  Fachmänner  aus  44  Kulturstaaten  in  ernster  Arbeit  monatelang 
versammelt  gewesen.  Auch  wenn  man  von  den  Ergebnissen  der  Kon¬ 
ferenz  selbst,  die  in  einer  Schlussakte  und  14  Konvent:onen  niedergelegt 
waren,  ganz  absehen  will,  so  muss  man  daneben  doch  die  Tatsache  kon¬ 
statieren,  dass  in  den  auf  die  Konferenz  folgenden  Jahren  in  Deutschland 
eine  Strömung  sich  geltend  zu  machen  begann,  die  einen  zwar  späten, 
aber  deshalb  nicht  weniger  erfreulichen  Aufschwung  der  deutschen 
Völkerrechtswissenschaft  zu  versprechen  schien.  Eine  ganze  Reihe  von 
tüchtigen  Arbeiten  erschien,  die  zum  grossen  Teile  sich  mit  den  Ergeb¬ 
nissen  der  Haager  Konferenzen  befassten.2)  Namentlich  aus  den  Semi- 
narien  von  Bonn,  Heidelberg,  Marburg  u.  a.  gingen  treffliche  Arbeiten  hervor. 

Aber  auch  im  preussischen  Kultusministerium  schien  man  dem  Auf¬ 
blühen  der  Völkerrechtswissenschaft  Interesse  entgegenzubringen.  Der 
verstorbene  Alt  hoff  hatte  sich  bereits  mit  dem  Gedanken  an  die  Be¬ 
gründung  einer  deutschen  Völkerrechtsakademie  befasst,  und  ich 
wurde  1909  aufgefordert,  eine  Denkschrift  über  den  Gegenstand  auszu¬ 
arbeiten,  die  gewissermassen  eine  Ergänzung  meines  zwei  Jahre  früher 
verfassten  Projektes  für  die  internationale  Völkerrechtsakademie 
im  Haag  bildete,  die  im  Herbst  1914  hätte  eröffnet  werden  sollen.3) 

Alle  diese  Auspizien  sahen  recht  erfreulich  aus,  aber  leider  kamen 
sie  —  zu  spät.  Bereits  hatte  in  Deutschland  eine  entgegengesetzte 
Strömung  so  stark  um  sich  gegriffen,  dass  die  hoffnungsvollen  Keime 
einer  jugendstarken  deutschen  Wissenschaft  des  Völkerrechts  erstickt 
werden  sollten,  bevor  sie  sich  noch  recht  zum  Blühen  entfalten  konnten. 
Schon  die  völkerrechtlichen  Arbeiten,  auf  die  ich  soeben  hingewiesen 
habe,  trugen  zum  Teil  den  Stempel  dessen,  was  ich  als  mit  dem  wahren 

*)  Auf  das  Verhalten  der  deutschen  Regierung  zu  den  verschiedenenkriegsrechtlichen 
Problemen  im  Haag  werde  ich  später  noch  öfter  zurückzukommen  haben.  Ihre  Ergänzung 
findet  die  Haltung  der  deutschen  Regierung  übrigens  in  der  Stellungnahme  des  deutschen 
Generalstabs  zu  den  Haager  Konventionen,  von  der  unten  noch  näher  die  Rede  sein  wird. 

2)  Ich  bin  mir  wohl  bewusst,  dass  das  im  Januar  1907  erfolgte  Erscheinen  meines  Buches 
über  ,,Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten**, 
in  dem  ich  an  das  Gewissen  der  deutschen  Völkerrechtswissenschaft  appelliert  hatte,  für 
diese  neuere  Strömung  einigermassen  bahnbrechend  gewesen  ist.  Ich  möchte  wünschen, 
dass  auch  das  vorliegende  Buch  eine  ähnlich  gute  Wirkung  haben  könnte,  obschon  ich- die 
in  der  heutigen  Stimmung  in  Deutschland  gelegenen  Schwierigkeiten  absolut  nicht  verkenne. 

3)  Über  diese  Akademie  vgl.  u.  a.  meine  Aufsätze  in  der  „Deutschen  Revue“  vom  April 
1907,  Dezember  1907  und  Mai  1912. 
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völkerrechtlichen  Standpunkt  unvereinbar  bezeichnet  habe :  sie  ver¬ 
suchten  es,  ein  nationalistisches  Völkerrecht  zu  konstruieren.  Doch 
die  Gefahr,  die  der  jungen  deutschen  Völkerrechtswissenschaft  erwuchs, 
sollte  ihr  nicht  von  innen  her,  sondern  von  aussen,  aus  nichtwissenschaft¬ 
lichen  Kreisen  kommen. 

Ich  habe  an  anderer  Stelle  bereits  früher  darauf  hingewiesen,1)  wie 
der  Aufschwung,  den  das  Nationalgefühl  in  Deutschland  in  den  letzten 
Jahrzehnten  genommen  hatte,  vielfach  zu  Übertreibungen  führte,  die 
schliesslich  in  einen  nationalen  Chauvinismus  ausarteten.  Ihren  politischen 
Mittelpunkt  fanden  die  deutschen  Nationalisten  bei  den  Alldeutschen,  die 
sich  in  den  letzten  Jahren  zu  deutschen  Imperialisten  entwickelt  hatten.2) 

Hand  in  Hand  gingen  mit  diesen  nationalistischen  Politikern  gewisse 
militärische  Kreise,  die  dabei  mehr  und  mehr  den  Ton  angaben, 
namentlich  seit  sie  im  „Wehrverein“  ein  Podium  gefunden  hatten, 
von  dem  aus  sie  ihre  Anschauungen  dem  deutschen  Volke  verkünden 
konnten.  Wenn  ich  diese  Dinge  hier  erwähne,  so  möchte  ich  gleich  von 
vorneherein  bemerken,  dass  ich  es  nicht  tue,  um  hier  einen  Exkurs  auf 
das  politische  Gebiet  zu  machen,  sondern  umgekehrt,  weil  diese  politischen 
und  militärischen  Kreise  ihrerseits  Exkurse  auf  das  Gebiet  des  Rechts 
und  insbesondere  auch  des  Völkerrechts  unternahmen.  Die  Imperialisten 
nahmen  ihren  Ausgang  von  dem  deutschen  Bedürfnis  nach  weiteren 
Kolonien,  um  daran  die  Lehre  zu  knüpfen,  dass,  wenn  Deutschland  die¬ 
selben  nicht  freiwillig  erhalte,  es  sich  dieselben  einfach  nehmen  müsse. 
Sie  verteidigten  also  nicht  nur  eine  Macht-,  sondern  auch  eine  Raub¬ 
politik.  Was  ihnen  dabei  im  Wege  stand,  das  war  natürlich  vor  allem  das 
Völkerrecht,  das  solche  Theorien  nicht  billigen  konnte,  die  die  Macht 
über  das  Recht  stellten.  Zu  ihnen  gesellten  sich  dann  noch  die  genannten 
militärischen  Kreise,  die  naturgemäss  den  Machtkultus  über  alles  stellten, 
ganz  ungeniert  die  Lehre  verkündeten,  dass  Macht  vor  Recht  gehe3)  und 
so  das  Rechtsbewusstsein,  das  Rechtsgefühl  im  Volke  direkt  zu  untergraben 
suchten.  In  den  Vorträgen  der  Generale,  die  sich  über  alle  Fragen  äusserten, 
auch  wenn  ihnen  Fachkenntnis  vollkommen  abging,  kamen  Kultur,  Moral, 
Recht  und  was  derartige  altmodische  Begriffe  noch  mehr  sind,  meist  recht 

x)  Vgl.  Nippold,  „Der  deutsche  Chauvinismus“,  1913.  Dieses  Buch  enthält  eine  Blüten¬ 
lese  von  chauvinistischen  Äusserungen. 

2)  Wer  sich  von  der  Entwicklung  und  den  Zielen  der  deutschen  Imperialisten  Rechen¬ 
schaft  geben  will,  der  lese  namentlich  die  von  Ad.  Grabowsky  herausgegebene  Zeitschrift 
,,Das  neue  Deutschland“.  Es  ist  charakteristisch,  dass  zu  den  Mitarbeitern  dieser  Zeitschrift 
gerade  mehrere  deutsche  Völkerrechtslehrer  gehören. 

3)  Ich  sehe  hier  ganz  davon  ab,  hervorzuheben,  dass  diese  Kreise  auch  den  Krieg  um 
des  Krieges  willen  predigten,  und  den  Grundsatz  vertraten,  dass  das  Volk  alle  paar  Jahr¬ 
zehnte  einen  „frischen  fröhlichen  Krieg“  haben  müsse. 
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schlecht  weg.1)  Am  schlechtesten  aber  das  Völkerrecht,  in  dem  diese 
Kreise  instinktiv  eine  Gefahr  für  ihre  Bestrebungen  erblickten  und  das 
sie  daher  nicht  genug  mit  Verachtung  strafen  zu  können  glaubten. 

Nun  darf  man  aber  nicht  etwa  glauben,  dass  diese  militärischen 
Anschauungen  von  dem  Verhältnis  zwischen  Macht  und  Recht 2)  und 
von  den  üblen  Wirkungen  des  Völkerrechts  auf  die  Machtpolitik  sich 
auf  einige  wenige  Personen  oder  Kreise  beschränkt  hätten.  Das  Volk 
jubelte  vielmehr  denen,  die  so  sprachen,  zu  Tausenden  zu.  Die  verderb¬ 
liche  Lehre,  dass  Macht  vor  Recht  gehe,3)  griff  also  immer  weiter  um 
sich.  Sie  begann  in  der  Tat  die  Mehrheit  des  deutschen  Volkes  zu  er¬ 
fassen.  Der  Geist  der  deutschen  Bevölkerung  war  eben  allmählich  ein 
anderer  geworden.  Ich  weiss  noch,  wie  ich  von  dieser  Entdeckung  be¬ 
troffen  war,  als  ich  im  Jahre  1909  nach  Deutschland  übersiedelte.  Ich 
hatte  noch  das  alte  Deutschland,  wie  ich  es  aus  den  achtziger  und  neunziger 
Jahren  des  letzten  Jahrhunderts  kannte,  im  Sinn.  Aber  das  Volk,  das 
ich  jetzt  antraf,  war  ein  gänzlich  anderes.4)  Die  Suggestionen,  die 
von  den  Kreisen  der  Imperialisten  und  Militaristen  ausgingen,  hatten 
damals  bereits  ihre  Wirkung  getan.  An  einem  nennenswerten  Gegen¬ 
gewicht  fehlte  es  durchaus.  Die  deutschen  Intellektuellen,  die  deutsche 
Wissenschaft,  die  ein  Gegengewicht  hätten  bilden  können,  versagten 
politisch  vollkommen. 

Ich  habe  es  versucht,  in  dem  „Verbände  für  internationale 
Verständigung“,  den  ich  in  Gemeinschaft  mit  deutschen  Völkerrechts¬ 
kollegen  begründete,  ein  solches  Gegengewicht  zu  schaffen.  Die  Erfah¬ 
rungen,  die  ich  bei  dieser  Tätigkeit  sammeln  konnte,  haben  mir  Gelegen- 

x)  Zahlreiche  Belege  dafür  findet  man  in  meinem  bereits  zitierten  Buch  über  den 
„Deutschen  Chauvinismus“.  Man  wird  sich  erinnern,  dass  der  preussische  Kriegsminister 
von  Falkenhayn  im  Frühjahr  1914  im  Reichstag  erklärte,  er  pfeife  auf  alle  Kultur, 
wenn  es  keine  Kriege  mehr  gebe.  Damit  wurde  also  von  der  militärisch  in  Preussen  mass¬ 
gebenden  Seite  der  Krieg  ausdrücklich  höher  gestellt  als  die  Kultur.  Der  Krieg  war  nach 
dieser  Anschauung  also  kein  blosses  Mittel,  sondern  Selbstzweck. 

2)  Dass  diese  Anschauungen  auch  diejenigen  der  offiziellen  deutschen  Kreise  waren, 
dafür  liefert  den  deutlichsten  Beleg  das  vom  Grossen  deutschen  Generalstab  im 
Jahre  1902  herausgegebene  Handbuch  über  den  „Kriegs brauch  im  Landkriege“, 
auf  das  ich  sogleich  noch  im  Zusammenhang  näher  zu  sprechen  kommen  werde. 

3)  Diese  Lehre  wird  unten  noch  näher  charakterisiert  werden.  Hier  begnüge  ich  mich 
zunächst  mit  dieser  kurzen  Bezeichnung. 

4)  Von  dieser  Umwandlung  der  deutschen  Volksseele  hatte  ich,  solange  ich  in  der  Schweiz 
lebte,  keine  Ahnung.  Erst  in  den  fünf  Jahren  meines  letzten  Aufenthaltes  in  Deutschland 
habe  ich  diese  neuen  Strömungen  kennen  gelernt.  Ich  betone  dies,  weil  es  in  der  Schweiz 
sehr  viele  Leute  gibt,  die  glauben,  das  heutige  Deutschland  und  die  heutigen  Deutschen  zu 
kennen,  die  aber  in  Wirklichkeit  nichts  von  ihnen  wissen,  weil  sie  immer  noch  das  alte 
Deutschland  im  Auge  haben.  Vgl.  dazu  meinen  Aufsatz:  „Vom  gegenseitigen  Verstehen  der 
Völker“  in  „Wissen  und  Leben“  vom  15.  August  1916,  abgedruckt  in  meinem  Buche  „Durch 
Wahrheit  zum  Recht“,  1918,  S.  60,  sowie  meine  Broschüre  über  „Meine  Erlebnisse  in 
Deutschland  vor  dem  Weltkriege“,  1918. 
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heit  gegeben,  einen  Blick  nicht  nur  in  die  deutschen  und  ausserdeutschen 
.politischen  Zustände,  sondern  namentlich  auch  in  die  deutsche  Volks¬ 
seele,  so  wie  sie  in  den  letzten  Jahren  beschaffen  war,  zu  tun,  wie  er  wohl 
nur  wenigen  vergönnt  war.  Die  Eindrücke,  die  ich  schon  1909  bald  nach 
meiner  Übersiedlung  erhalten  habe,  erfüllten  mich  mit  lebhafter  Sorge. 
Ich  erkannte  mit  Schrecken  die  Gefahr,  vor  der  das  deutsche  Volk  stand. 
Meine  Tätigkeit,  die  mich  in  vertrauliche  Beziehungen  zu  manchen 
leitenden  Staatsmännern  der  verschiedenen  Länder  führte,  offenbarte 
mir  mehr  als  anderen  den  Abgrund,  über  dem  das  Völkerrecht  und  mit 
ihm  die  europäische  Kultur  schwebte.  Ich  habe  die  Beobachtungen  und 
Feststellungen,  die  ich  bei  dieser  Tätigkeit  gemacht  habe,  an  anderer 
Stelle  näher  geschildert.  Hier  sei  nur  festgestellt,  dass  der  „Verband 
für  internationale  Verständigung“  es  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  zu 
recht  ansehnlichem  Einfluss  brachte.  Es  gelang,  einen  grossen  Bruchteil 
der  deutschen  Intelligenz  unter  seinem  Banner  zu  sammeln,  und  ich 
erkenne  gerne  an,  dass  ich  dabei  recht  viele  Persönlichkeiten  angetroffen 
habe,  die  wirklich  den  besten  Willen  für  die  Sache  hatten.  Leider  hatte 
der  Verband  es  aber  mit  der  oben  erwähnten  Renaissance  in  der  Völker¬ 
rechtswissenschaft  gemein,  dass  er  —  zu  spät  kam.  Wäre  eine  solche 
Organisation  wie  dieser  Verband  ein  Vierteljahrhundert  früher  geschaffen 
worden,  so  hätte  er  den  imperialistischen  Gelüsten  der  Alldeutschen 
mit  ihren  völkerrechtsnegierenden  Tendenzen  wohl  noch  die  Spitze  zu 
bieten  vermocht.  Aber  wer  hätte  vor  einem  Vierteljahrhundert  an  eine 
solche  Notwendigkeit  gedacht,  wer  hätte  es  damals  für  möglich  gehalten, 
dass  sich  mit  dem  deutschen  Geist,  der  deutschen  Volksseele  eine  solche 
Umwandlung  vollziehen  könne,  die  es  nötig  machen  würde,  das  Völker¬ 
recht  gegen  von  Deutschland  ausgehende  völkerrechtsgefährdende  Be¬ 
strebungen  in  Schutz  zu  nehmen.  Jetzt  aber  war  es  für  eine  Gegen¬ 
beeinflussung  zu  spät  geworden.  So  wenig  wie  das  verspätete  Auf¬ 
blühen  der  deutschen  Völkerrechtswissenschaft,  so  wenig  vermochte 
eine  grosse  Organisation  jetzt  noch  etwas  an  der  deutschen  Mentalität 
zu  ändern.  Alles,  was  der  herrschenden  Strömung  entgegen  war,  war 
jetzt  zur  Ohnmacht  verurteilt. 

Zur  Ohnmacht  vor  allen  Dingen  auch  das  Völkerrecht.  Von  seiner 
Wissenschaft  hatte  es  keine  Hüfe  zu  erwarten.  Stand  diese  doch  selbst 
unter  dem  Banne  der  neudeutschen  Anschauungen.  So  ging  es  denn  mit 
der  Wertschätzung  des  Völkerrechts  in  Deutschland  in  demselben  Ver¬ 
hältnis  abwärts,  in  dem  der  Machtkultus  stieg.  Das  deutsche  Volk  huldigte 
in  getreuer  Befolgung  der  Lehren,  die  es  von  seinen  militärischen  und 
politischen  Beratern  eingesogen  hatte,  jetzt  nur  noch  dem  Macht- 
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ge  danken.  Was  bedeutete  das  Recht,  wenn  man  die  Macht  in  der 
Hand  hatte!  Macht  geht  vor  Recht,  das  war  von  nun  an  für  die  über¬ 
wiegende  Menge  des  .deutschen  Volkes  eine  ausgemachte  Sache.  Die 
wenigen  Stimmen,  die  sich  dagegen  erhoben,  bestätigen  als  Ausnahmen 
lediglich  die  Regel. 

Es  ist  unnötig,  noch  besonders  hervorzuheben,  dass  für  das  Völker¬ 
recht  dadurch  in  Deutschland  moralisch  ein  Tiefstand  erreicht  war,  wie 
er  in  früheren  Jahren  nicht  bestanden  hatte  und  wie  er  auch,  das  bedarf 
der  Konstatierung,  in  keinem  anderen  Lande  bestand.  Die  Achtung  vor 
dem  Recht  und  vor  dem  Völkerrecht  insbesondere- befand  sich  auf  einer 
direkt  absteigenden  Linie,  deren  Richtung  kaum  mehr  zu  ändern  oder 
zu  beeinflussen  war. 

Was  aber  diese  Tatsache  noch  bedenklicher  machte  und  daher  hier 
noch  einer  besonderen  Betonung  bedarf,  das  ist  nun  der  weitere  Um¬ 
stand,  dass  man  dieser  Geringschätzung  des  Rechtes  in  Deutschland  in 
der  letzten  Zeit  vor  dem  Kriege  auch  in  der  Praxis  nachzuleben 
begann.  Für  den  aufmerksamen  Beobachter,  zu  denen  ich  als  Völker¬ 
rechtler  und  Vertreter  des  Gedankens  der  internationalen  Verständigung 
naturgemäss  zählte,  fehlte  es  schon  in  den  letzten  Jahren  nicht  an  In¬ 
dizien,  dass  man  in  Deutschland  gesonnen  sei,  die  Theorien,  wonach 
Macht  vor  Recht  geht  und  das  Recht,  namentlich  das  Völkerrecht,  in¬ 
folge  davon  als  quantite  negligeable  erscheint,  auch  in  die  Tat  umzu¬ 
setzen.  Ich  übergehe  andere  derartige  Fälle,  um  nur  den  einen  hier  hervor¬ 
zuheben,  der  für  diejenigen,  die  nicht  schon  vorher  die  wahre  Sachlage 
erkannt  hatten,  den  Schleier  auf  einmal  lüften  sollte:  Zabern!  *)  Wer 
hätte  es  vor  20  Jahren  für  möglich  gehalten,  dass  in  einem  Staate  wie 
Deutschland,  der  als  eines  der  festesten  Bollwerke  der  Rechtsordnung 
galt,  sich  ein  Fall  Zabern  ereignen  könnte?  Es  ist  das  vor  dem  jetzigen 
Kriege  wohl  die  bitterste  Enttäuschung  gewesen,  die  den  Freunden 
Deutschlands  bereitet  werden  konnte.  Man  blickte  auf  einmal  geradezu 
in  einen  Abgrund!  Die  Begriffe  von  Recht  und  Verfassung,  von  Moral 
und  Sitte  schienen  sich  vollkommen  verschoben  zu  haben.  Die  allgemeine 
Verwirrung,  die  über  diese  Begriffe  herrschte,  hatte  sogar  den  Reichs¬ 
kanzler  und  die  deutsche  Regierung  ergriffen.  Wenn  der  oberste  Beamte 
eines  Rechtsstaates  schon  nicht  mehr  den  Mut  hatte,  für  das  Recht  gegen 
militärische  Übergriffe  einzutreten,  dann  musste  es  um  den  Kredit  des 
Rechts  in  diesem  Rechtsstaate  schlimm  bestellt  sein.  Man  musste  mit 

D  Ich  halte  es  nicht  für  erforderlich,  diesen  Fall  hier  nochmals  zur  Darstellung  zu  bringen, 
sondern  verweise  auf  die  Berichte  der  Tagespresse.  Die  tieferen  Gründe  des  deutschen  Ver¬ 
haltens  findet  man  an  anderer  Stelle  auseinandergesetzt.  In  der  demnächst  erscheinenden 
Fortsetzung  meines  „Deutschen  Chauvinismus“  findet  man  auch  Material  über  Zabern. 
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Schrecken  erkennen,  dass  auch  die  Kreise  der  Regierung  bereits  unter 
der  Herrschaft  der  Suggestionen  standen,  die  von  den  militärischen  Kreisen 
ausgingen.  Das  Resultat  war  daher  ganz  naturgemäss,  dass  der  Rechts¬ 
und  Verfassungsstaat  Deutschland  vor  dem  Militärstaat  damals  gänzlich 
kapitulierte.  Der  Militarismus  hatte  damit  bei  seinem  ersten  öffentlichen 
Vorstoss  gegen  die  Regierung,  gegen  Recht  und  Gesetz  einen  entschei¬ 
denden  Sieg  davongetragen.  Die  deutsche  öffentliche  Meinung  aber  war 
damals  schon  so  abgestumpft,  dass  sie  sich  des  Ungeheuerlichen,  das 
damals  vorging,  gar  nicht  einmal  recht  bewusst  wurde.  Der  deutsche 
Reichstag  schwenkte,  nach  einer  kurzen  Abweichung,  sofort  wieder  in 
das  Lager  der  Regierung.  Das  deutsche  Volk  aber  war  blind  für  alle  Vor¬ 
gänge  und  für  den  traurigen  Eindruck,  den  dieselben  in  der  ganzen  übrigen 
zivilisierten  Welt  erwecken  mussten.  Der  Haag  war  jetzt  in  der  Tat  über¬ 
trumpft!  Und  nur  in  Deutschland  schien  man  von  alledem  nichts  zu 
bemerken. 

Die  bedenklichen  Symptome,  die  auf  eine  systematische  Gering¬ 
schätzung  des  Rechtes  deuteten,  als  Ergebnis  der  militaristischen  Sug¬ 
gestion,  dass  Macht  vor  Recht  gehe,  mehrten  sich  inzwischen  zusehends. 
Jetzt,  wo  man  diese  Anschauungen  auch  in  die  Praxis  zu  übertragen 
angefangen  hatte,  bedeuteten  sie  zweifellos  eine  ernste  unmittelbare 
Gefahr  für  das  deutsche  Volk.  Die  Herrscher  und  die  Regierungen  mussten 
jetzt  mit  dieser  Gefahr  ernsthaft  rechnen.  Im  „März“  vom  18.  Juli  1914 
glaubte  ich  daher,  vor  dieser  Gefahr  warnen  zu  sollen,  in  der  Annahme, 
dass  es  für  eine  solche  Warnung  noch  Zeit  sei:  die  Hauptsache  sei,  dass 
die  deutsche  Regierung  sich  die  betreffenden  Leute  nicht  über  den  Kopf 
wachsen  lasse  und  namentlich  die  politisierenden  Generale  endlich  energisch 
von  ihren  Rockschössen  abschüttle.  „Man  muss  auf  diese  Gefahr  um  so 
ernstlicher  hinweisen,  als  die  Regierung  leider  gar  kein  geeignetes  Werk¬ 
zeug  besitzt,  um  den  heute  üblichen  Entgleisungen  der  Chauvinisten 
entgegenzuarbeiten.  Wie  kann  man  also  an  massgebender  Stelle  hoffen, 
in  einer  entscheidenden  Stunde  des  Übels  Herr  zu  werden,  wenn  man 
es  grösser  und  grösser  werden  lässt,  ohne  beizeiten  die  geeigneten  Gegen- 
massregeln  zu  ergreifen.  Was  heute  noch  keine  unmittelbare  Gefahr  ist, 
kann  über  Nacht  zu  einer  solchen  werden.  Dessen  möge  man  eingedenk 
sein  und  sich  vor  sehen,  solange  die  „Kriegslüsternheit“  einzelner  Kreise 
noch  nicht  auf  das  deutsche  Volk  in  seiner  Gesamtheit  übergegriffen  hat.“ 

So  schrieb  ich  Anfang  Juli  1914,  in  Erkenntnis  der  Gefahr,  in  der 
nicht  nur  das  Völkerrecht,  sondern  mit  ihm  auch  die  gesamte  europäische 
Kultur  damals  schwebte  und  die  ich  in  den  letzten  fünf  Jahren  zusehends 
hatte  wachsen  sehen. 
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Das  deutsche  Volk  und  die  deutsche  Wissenschaft  waren  durch  alle 
diese  Dinge  auf  das,  was  der  jetzige  Krieg  für  das  Völkerrecht  bringen 
sollte,  wie  man  sieht,  also  zur  Genüge  vorbereitet.  Es  muss  nun  aber 
weiter  auch  untersucht  werden,  wie  sich  die  deutsche  Regierung,  die 
deutsche  Heeresleitung,  die  deutsche  Wissenschaft  und  das  deutsche  Volk 
während  dieses  Krieges  zum  Völkerrecht  gestellt  haben.  Davon  wird  in 
den  folgenden  Teilen  dieses  Werkes  die  Rede  sein,  nachdem  wir  in  der 
vorliegenden  Schrift  zunächst  einma]  die  Grundsätze  kennen  gelernt 
haben  werden,  von  denen  sich  die  deutsche  Kriegführung  hat  leiten  lassen. 
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III.  Die  Grundsätze  der  deutschen  Kriegführung. 

1.  Vorbemerkungen. 

Alles  Völkerrecht  beruht  auf  der  Idee  der  Gegenseitigkeit.1)  Je  weniger 
in  absehbarer  Zeit  daran  zu  denken  ist,  dass  eine  übergeordnete  Gewalt  dem 
Rechte  zwischen  den  Völkern  Geltung  verschaffen  kann,  um  so  mehr  muss 
das  Vertrauen  darauf,  dass  die  andern  das  Völkerrecht  ebenfalls  beachten 
werden,  die  Grundlage  der  internationalen  Rechtsordnung  bilden.  Wird 
von  einer  Seite  dem  Recht  keine  Beachtung  mehr  geschenkt,  so  entschwindet 
dieses  Vertrauen  und  damit  die  Grundlage  des  Völkerrechts.  Da  Gegen¬ 
seitigkeit  dann  nicht  mehr  vorhanden  ist,  kann  man  sich  also  dann  auch 
nicht  darüber  wundern,  wenn  auch  die  Gegenpartei  ihrerseits  sich  daraufhin 
nicht  mehr  an  das  Völkerrecht  gebunden  hält,  weil  durch  eine  solche  grund¬ 
sätzliche  Ignorierung  von  der  einen  Seite  der  praktischen  Befolgung  der 
Völkerrechtsnormen  durch  die  Gegenseite  einfach  der  Boden  entzogen 
worden  ist. 

Einer  solchen  Sach-  und  Rechtslage  stand  die  Kulturwelt  im  August 
1914  gegenüber,  nachdem  Deutschland  die  belgische  und  luxemburgische 
Neutralität  verletzt  und  der  deutsche  Reichskanzler  urbi  et  orbi  proklamiert 
hatte,  dass  „Not  kein  Gebot"  kenne.  Man  hätte  in  den  andern  Ländern 
in  diesen  Worten  sehr  wohl  die  Parole,  das  Signal  dafür  erblicken  können, 
dass  das  Recht  in  diesem  Kriege  nicht  beachtet  zu  werden  brauche  und  dass 
militärische  Willkür,  zur  militärischen  „Notwendigkeit"  gestempelt,  darin 
schrankenlos  regieren  werde.  Das  schlechte  Beispiel,  das  man  von  deutscher 
Seite  durch  einen  so  schweren  Völkerrechtsbruch  gegeben  hatte  und  das 
durch  die  Worte  des  Reichskanzlers  noch  zu  einem  grundsätzlichen  erhoben 
worden  war,  war  zweifellos  geeignet,  nicht  nur  Völkerrechts  Verletzungen 
durch  die  Gegner  Deutschlands  geradezu  zu  provozieren,  sondern  auch 
darüber  hinaus  eine  grundsätzliche  Ignorierung  der  Normen  des  völker¬ 
rechtlichen  Vertrags-  und  Gewohnheitsrechts  heraufzubeschwören.  Hierzu 
hätte  nicht  nur  die  allgemeine  Erwägung  der  mangelnden  Gegenseitigkeit 
eine  Handhabe  geboten,2)  sondern  auch  der  im  Völkerrecht  vielfach  zur 


1)  Das  betont  mit  Bezug  auf  die  Haager  Konventionen  mit  Recht  auch  Strupp  in  der 
„Zeitschrift  für  internationales  Recht“  XXV,  S.  344:  Die  Grundidee  der  Normen  sei  die 
grosse,  das  gesamte  Völkerrecht  beherrschende  Maxime  der  Gegenseitigkeit. 

2)  Mit  Recht  schreibt  Zitelmann  „Haben  wir  noch  ein  Völkerrecht?“  S.  11:  „Im  Ver¬ 
kehr  der  Staaten  gilt  allgemein  der  Satz:  wie  du  mir,  so  ich  dir;  bricht  der  eine  Staat  das 
Völkerrecht,  so  ist  der  andere  berechtigt,  es  ebenfalls  zu  verletzen.“  Vgl.  ferner  v.  Hart¬ 
mann  „Militärische  Notwendigkeit  und  Humanität“,  1876,  S.  31. 
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Anerkennung  gelangte  Grundsatz  der  Wiedervergeltung,  der  namentlich 
in  dem  völkerrechtlichen  Retorsions-  und  Repressalienrecht1)  zur  An¬ 
erkennung  gelangt  ist.  Als  eine  blosse  Repressalie  hätte  man  ja  schliesslich 
auch  den  Standpunkt  ausgeben  können,  dass,  wenn  eine  Partei  sich  ausser¬ 
halb  der  Völkerrechtsordnung  stelle  und  sich  allein  auf  die  brutale  Gewalt 
berufe,  die  andere  Partei  dies  ebenfalls  tun  dürfe,  m.  a.  W.  dass  man  einem  das 
Völkerrecht  grundsätzlich  ignorierenden  Gegner  gegenüber  auch  nicht  mehr 
an  dieses  Recht  gebunden  sei,2)  Der  Anstoss  zu  einer  derartigen  Auffassung 
und  zu  einem  entsprechenden  Handeln  war  durch  das  deutsche  Vorgehen 
in  Luxemburg  und  Belgien  jedenfalls  gegeben  und  so  hätte  man  sich  eigent¬ 
lich  nicht  wundern  können,  wenn  das  Völkerrecht  daraufhin  wirklich 
vollständig  in  die  Brüche  gegangen  wäre. 

Glücklicherweise  ist  es  aber  nicht  so  weit  gekommen,  der  modernen 
Kulturwelt  ist  dieses  Schauspiel  eines  vollkommenen  Fiaskos  der  inter¬ 
nationalen  Rechtsordnung  doch  erspart  gebheben  —  trotz  der  grossen  Ge¬ 
fahr,  die  in  der  Tat  eine  Zeit  lang  bestand  3)  und  trotz  der  vielen  Unglücks¬ 
propheten,  die  ein  solches  Debäcle  der  Welt  vorzeitig  zu  verkündigen  sich 
anschickten.  Dass  es  so  und  nicht  anders  gekommen  ist,4)  beweist  aber 
nicht  nur,  dass  die  Achtung  vor  dem  Recht  bei  den  in  Betracht  kommenden 
Regierungen,  allen  Zuwiderhandlungen  zum  Trotz,  keineswegs  geschwunden 
war,  sondern  es  zeigt  ausserdem  auch  deutlich,  dass  die  Staaten  ohne  ein 
Völkerrecht  heute  überhaupt  nicht  existieren  könnten,  auch  nicht  im 
Kriege,  und  dass  auch  die  das  Völkerrecht  missachtenden  Militärs  einen 
modernen  Krieg  ohne  völkerrechtliche  Regelung  gar  nicht  führen  könnten. 
Die  Beachtung  des  Völkerrechts  war  für  sie  einfach  eine  Notwendigkeit, 
der  sie  sich  gar  nicht  entziehen  konnten.  Ohne  bestimmte  rechtliche 
Regeln  lässt  sich  ein  Krieg  von  solcher  Ausdehnung  wie  der  jetzige 
überhaupt  nicht  führen  und  wenn  man  daher  noch  kein  Kriegsvölker¬ 
recht  gehabt  hätte,  so  hätte  man  es  jetzt  eigens  für  diesen  Krieg  erfinden 
müssen. 


*)  Auf  den  ungeheuren  Missbrauch,  der  gerade  mit  diesem  Wiederver geltungsrecht 
tatsächlich  getrieben  worden  ist,  komme  ich  noch  näher  zu  sprechen. 

2)  Es  ist  eine  Ironie  des  Schicksals,  dass  die  „Frankfurter  Zeitung“  vom  29.  Juli 
1914  im  Hinblick  auf  Serbien  Karl  B inding  die  Frage  vorlegte,  ,,ob  internationale  Ver¬ 
pflichtungen  dadurch  hinfällig  werden  können,  dass  ein  Kontrahent  eine  Haltung  beobachtet 
hat,  die  gegen  die  guten  Sitten  oder  gar  gegen  positive  Vorschriften  des  Völkerrechts  verstösst.  “ 
Binding  antwortete  darauf,  dass  ein  solcher  Staat  jeden  Vertrags mässigen  Anspruch  verwirkt. 
Niemand  dachte  wohl  damals  daran,  dass  diese  auf  Serbien  gemünzten  Worte  einmal  auf 
Deutschland  selbst  angewendet  werden  könnten. 

3)  Vgl.  dazu  meine  Abhandlung  über  „Das  Völkerrecht  und  der  jetzige  Krieg“  im  „Po¬ 
litischen  Jahrbuch  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft“  1914,  S.  33G. 

4)  Dass  das  deutsche  Verhalten  in  Belgien  anderseits  aber  doch  auch  nicht  ohne  Einfluss 
auf  die  Art  der  gegnerischen  Kriegführung  gewesen  ist,  wird  noch  zu  zeigen  sein. 
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So  darf  man  denn  also  glücklicherweise  die  Tatsache  feststellen,  dass, 
trotz  der  durch  das  deutsche  Vorgehen  bei  Beginn  des  Krieges  herauf - 
beschworenen  Gefahr,  die  Beachtung  des  Völkerrechts  in  diesem  Kriege  doch 
bei  den  Kriegführenden  immerhin  die  Kegel  geblieben  ist,  eine  Regel,  von 
der  es  zwar  leider  sehr  viele  Ausnahmen  gegeben  hat,  die  aber  auch  durch  diese 
vielen  Ausnahmen,  die  als  Verletzungen  völkerrechtlicher  Normen  in  diesem 
Kriege  von  allen  Seiten  gemeldet  worden  sind,  keineswegs  aufgehoben  wird. 
Das  Völkerrecht  lebt  trotz  allem  und  hat  tatsächliche  Geltung,  wie  jeder  Tag 
in  diesem  Kriege  von  neuem  bewiesen  hat,1)  wenn  schon  die  Presse  darüber 
natürlich  keine  Meldungen  brachte,  während  sie  umgekehrt  Meldungen  über 
angebliche  Verletzungen  des  Völkerrechts  als  willkommenes  Sensations¬ 
material  nur  allzu  bereit wilhg  abdruckte  —  vorausgesetzt  allerdings,  dass 
diese  Meldungen  sich  auf  Verletzungen  des  Völkerrechts  durch  die  Gegen¬ 
partei  bezogen.  Denn  in  den  Augen  der  Presse  und,  wie  später  zu  zeigen 
sein  wird,  leider  auch  mancher  Wissenschaftler  ist  es  von  vorneherein 
selbstverständlich,  dass  immer  nur  der  Gegner  das  Völkerrecht  verletzt 
und  dass  man  selbst  zu  solchen  Verletzungen  nicht  fähig  wäre. 

Es  ist  nun  aber  aus  mehr  als  einem  Grunde  bedenklich,  sich  mit  allen 
solchen  angeblichen  Verletzungen  des  Völkerrechts  zu  befassen.  Können 
doch  viele  derselben  heute  keineswegs  als  unbedingt  feststehend  angesehen 
werden.  Und  zwar  ganz  begreiflicherweise.  Zunächst  müssen  doch  die 
Tatsachen,  die  gegen  eine  Völkerrechtsnorm  verstossen  sollen,  einmal 
einwandfrei  festgestellt  sein.  Und  dann  muss  auch  feststehen,  ob  die 


*)  Vgl.  dazu  meinen  bereits  zitierten  Aufsatz  im  „Politischen  Jahrbuch“,  S.  334.  Mit 
Recht  schreibt  auch  Kleinfe  Iler  in  der  „Zeitschrift  für  internationales  Recht“  XXV,  S.  383: 
„Von  den  durch  Gewohnheit  und  Verträge  geschaffenen  Rechtsnormen  des  Völkerrechts  gilt 
das  Gleiche,  wie  von  den  Gesetzen  der  innerstaatlichen  Rechtsordnung:  sie  können  zwar 
durch  Zuwiderhandlung  verletzt  werden,  aber  die  Zuwiderhandlung,  mag  sie  noch  so  oft 
wiederholt  werden,  hebt  die  Rechtsnorm  nicht  auf;  als  Willensausdruck  kann  diese  nur  durch 
einen  gleich  verbindlichen  Willen  beseitigt  werden.  Damit  sind  Unrechtserwiderung  sowie 
die  Zulässigkeit  von  Notwehr  und  Notstandshandlungen  ebenso  verträglich,  wie  die  ver¬ 
schiedene  Behandlung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  kriegführenden  Staat  und  den 

Neutralen  einerseits,  zwischen  jenem  und  feindlichen  Staaten  anderseits  .  Gegen 

die  rechtliche  Bedeutung  und  Verbindlichkeit  der  Kriegsabkommen  darf  nicht  eingewendet 
werden,  alles  Völkerrecht  sei  nur  papierenes  Recht,  weil  die  Erfahrung  lehre,  dass  es 
jederzeit,  besonders  aber  im  Kriege,  nach  allen  Richtungen  verletzt  werde.  Mit  dem 
gleichen  Recht  könnte  man  behaupten,  das  Strafgesetzbuch  sei  papierenes  Recht,  weil  fort¬ 
gesetzt  die  zu  schützenden  Rechtsgüter  verletzt  werden  und  die  Handlungen  nicht  selten 
ungesühnt  bleiben.“  Vgl.  ferner  Frank,  „Seekriegsrecht“  S.  3.,  sowie  Lammasch 
„Vertragstreue  im  Völkerrecht?“  in  der  „Österreichischen  Zeitschrift  für  öffentliches 
Recht“  1915,  S.  26:  „Dass  Verträge  gebrochen  werden,  ist  durchaus  nichts  d  m  Völker¬ 
recht  Eigentümliches.  Viel  häufiger  werden  Verträge  unter  Privaten  gebrochen.  Deshalb 
hat  aber  noch  niemand  ernstlich  ihre  verpflichtende  Kraft  geleugnet.“  Van  den  Heuvel 
„La  violation  du  droit  des  gens  en  Belgique“,  S.  38  bemerkt  mit  Recht:  „11  ne  faut  croire, 
ni  ä  l’impuissance  irrömödiabla,  ni  ä  la  toutepuissance  du  Systeme  conventionnel  de  la 
Haye.“ 
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betreffende  Völkerrechtsnorm  auch  wirklich  in  Geltung  ist.1)  Beides 
ist  heute  nicht  immer  so  einfach.  Was  die  Völkerrechtssätze  anlangt,  so 
steht  deren  Gültigkeit  häufig  keineswegs  ausser  Zweifel,  schon  deshalb 
nicht,  weil  die  Rechtsanschauungen,  z.  B.  zwischen  England  und  dem 
Kontinent,  häufig  divergieren.2)  Selbst  wenn  es  aber  der  Wissenschaft 
auch  gelingen  sollte,  über  die  Gültigkeit  der  Rechtssätze  zu  einem  jeden 
Zweifel  ausschliessenden  Ergebnis  zu  gelangen,  so  sind  damit  doch  die  Tat¬ 
sachen  noch  keineswegs  festgestellt.  Durch  blosse  Zeitungsmeldungen, 
auch  wenn  sie  als  amtliche  bezeichnet  sind,  kann  eine  Tatsache  meist  ebenso 
wenig  festgestellt  werden,  wie  durch  Zeugenaussagen.3)  Und  wer  soll  denn 
die  Tatsachen  auf  einwandfreie  Weise  feststellen?  Eine  der  beiden  Parteien? 
Dadurch  allein  kann  für  die  objektive  rechtli che  Betrachtung  der  Tatbestand 
zweifelsohne  nicht  immer  einwandfrei  festgestellt  werden.  Untersuchungen 
über  angebliche  Völkerrechts  Verletzungen,  die  lediglich  von  der  dadurch 
geschädigten  oder  von  der  schädigenden  Partei  ausgehen,  können  keines¬ 
wegs  a  priori  Anspruch  auf  Objektivität  erheben,  selbst  wenn  sie  von 
amtlichen  Stellen  ausgehen,  weil  niemand  Richter  in  eigener  Sache 
sein  kann,  auch  der  Staat  nicht,  und  am  allerwenigsten  sicherlich  die 
militärischen  Instanzen,  die  sich  häufig  mit  solchen  Feststellungen  befasst 
haben.  Lammasch  hat  daher  mit  Recht  vorgeschlagen,4)  behufs  unpar¬ 
teiischer  Untersuchung  der  erhobenen  Vorwürfe  eine  Feststellung  der  Tat¬ 
sachen  unter  Mitwirkung  von  Vertretern  neutraler  Mächte  herbeizuführen, 
und  zwar  schon  während  des  Krieges,  gewissermassen  zur  Erhebung  von 
Beweisen  zum  ewigen  Gedächtnis  durch  Zeugenvernehmung  und  Augen¬ 
scheinnahme.5)  Lammasch  schreibt,  dass  nichts  dort,  wo  eine  Schuld 
vorhege,  zuverlässiger  zu  deren  Feststellung  führen  könne,  als  eine  Mit¬ 
wirkung  Neutraler.  ,,Mag  auch  der  unbefangene  Beurteiler  z.  B.  den  von 
der  deutschen  Regierung  in  jener  Beschwerde  (wegen  Verletzung  der  Genfer 
Konvention)  eingehend  ausgeführten  Anschuldigungen  vollen  Glauben 
schenken,  vom  Gegner  kann  dies,  zum  mindesten  solange  der  Krieg  noch 


J)  Die  Haager  Konventionen  sind  von  sämtlichen  Kriegführenden  als  in  diesem  Kriege 
gültig  anerkannt  worden.  Der  Streit  darüber,  ob  sie  wegen  Nie  htratifikation  von  Seiten 
Montenegros  oder  eines  anderen  untergeordneten  Staates  in  Geltui  g  seien,  ist  daher 
müssig.  Es  kann  auch  an  ihrer  formellen  Geltung  Angesichts  dieser  Sachlage  kein 
Zweifel  bestehen. 

2)  Wer  die  englischen  Rechtsanschauungen  kennt,  der  weiss,  dass  man  in  Verkennung 
derselben  England  in  diesem  Kriege,  auch  in  neutralen  Ländern,  häufig  zu  Unrecht  der  Ver¬ 
letzung  des  Völkerrechts  beschuldigt  hat. 

8)  Man  vgl.  dazu  die  zutreffenden  Bemerkungen  von  Zitelmann  in  „Haben  wir  noch 
ein  Völkerrecht?“ 

4)  Vgl.  Lammasch  in  „Das  Recht“  vom  10.  November  1914. 

6)  Bekanntlich  hatte  die  Carnegie- Stiftung  während  des  Balkankrieges  eine  Kom¬ 
mission  zu  solchem  Zwecke  entsandt.  Man  vgl.  den  Bericht  dieser  Kommission  (1914). 
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fortdauert,  nicht  erwartet  und  verlangt  werden,  und  selbst  Angehörige 
neutraler  Staaten  werden  den  einseitigen  Parteibehauptungen  nicht  überall 
jenes  Vertrauen  in  ihre  Aufrichtigkeit  entgegenbringen,  die  sie  verdienen. 
Ganz  anders,  wenn  auch  Vertreter  neutraler  Mächte  die  Zeugen  vernommen, 
die  Lokalität  besichtigt,  die  Opfer  untersucht  haben.  Darum  wäre  es  drin¬ 
gend  zu  wünschen,  dass  die  kriegführenden  Mächte  sich  entschlössen,  einige 
neutrale  Staaten  einzuladen,  ihre  Vertreter  zu  solchen  Erhebungen  zu  ent¬ 
senden  und  dass  die  Neutralen  dieser  Einladung  folgen  würden/'  In  jedem 
Falle  bilde  die  völlig  einwandfreie  Feststellung  der  Tatsachen  eine  not¬ 
wendige  Voraussetzung  und  die  neutralen  Mächte  würden,  indem  sie  der 
Einladung  folgen,  der  Wahrheit,  der  Gerechtigkeit  und  der  Menschlichkeit 
den  allergrössten  Dienst  leisten. 

Man  mag  sich  zu  diesem  Vorschläge  von  Lammasch  stellen,  wie  man 
will,  sicher  ist  jedenfalls,  dass  eine  objektive  Tatsachenfeststellung  im 
Allgemeinen  nur  durch  unparteiische  Untersuchung  stattfinden  sollte.1) 
Wo  es  an  einer  solchen  fehlt,  da  kann  man  also  meist  auch  nicht  von 
einer  feststehenden  Völkerrechtsverletzung  sprechen,  es  sei  denn  dass  diese 
auf  andere  Weise  feststehe.2) 

Angesichts  dieser  Sachlage  werde  ich  in  den  späteren  Betrachtungen  also 
sehr  vieles,  was  man  in  der  Öffentlichkeit  als  Völkerrechtsbrüche  gebrand¬ 
markt  hat,  von  vorneherein  bei  Seite  zu  lassen  haben.  Überhaupt  betrachte 
ich  es  aber  nicht  als  Aufgabe  dieser  Arbeit,  einzelne,  zum  Teil  vielleicht  unter¬ 
geordnete  Vorkommnisse  zu  registrieren,  sondern  vielmehr  die  leitenden 
Grundsätze  bei  der  deutschen  Kriegführung  zu  erkennen  zu  suchen.  So 
wenig  wie  ich  daher  hier  einen  eingehenden  Nachweis  dafür  zu  erbringen 
suchen  werde,  dass  und  in  welchen  Beziehungen  das  Völkerrecht  in  diesem 
Kriege  trotz  aller  vorgekommenen  Zuwiderhandlungen  sich  dennoch  der 


*)  Dessen  sollte  auch  die  Presse  eingedenk  sein.  Es  ist  durchaus  richtig,  was  der  Berner 
„Bund“  schreibt:  „Die  Zeitungen  der  neutralen  Staaten  haben  die  Meldungen  von  der  einen 
wie  von  der  andern  Seite  unter  Quellenangabe  mitzuteilen ;  die  Leser  aber  haben  diese,  wie 
andere  Berichte,  nicht  ohne  weiteres  als  feststehende  Tatsachen  hinzunehmen,  sondern  mögen 
sie  nach  ihren  Erfahrungen  und  nach  den  Verumständungen  einschätzen.  Im  Kriege,  wo  die 
Leidenschaften  so  sehr  mitsprechen,  ist  jedermann  Irrtümern  und  Beeinflussungen  aus¬ 
gesetzt.“  Leider  haben  aber  weder  die  neutrale  Presse  noch  die  neutralen  Leser  dies  immer 
genügend  berücksichtigt 

2)  Wie  wenig  Wert  insbesondere  Zeugenaussagen  in  diesem  Kriege  haben,  dafür  gibt  es 
so  viele  eklatante  Beispiele,  dass  es  überflüssig  ist,  darüber  auch  nur  ein  Wort  zu  verlieren. 
Man  vgl.  dazu,  was  L.  Hoesch  in  der  „Internationalen  Rundschau“  vom  Juni  1915  über 
„Die  Psychologie  der  Aussage  und  ihre  Beziehung  auf  die  Gegenwart“  schreibt.  Die  Wissen¬ 
schaft  hat  unter  allen  Umständen  die  Pflicht,  Zeitungsmeldungen  und  Zeugenaussagen  in 
diesen  Tagen  der  Kriegsleidenschaft  mit  dem  grössten  Misstrauen  zu  begegnen.  Was  nicht 
absolut  feststeht,  soll  man  lieber  in  Befolgung  des  Grundsatzes  „Audiatur  et  altera  pars“ 
vorläufig  ad  acta  legen,  statt  daraus  Kapital  zu  schlagen  und  die  Völker  noch  mehr  zu  ver¬ 
hetzen. 
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Beachtung  zu  erfreuen  gehabt  hat,1)  so  wenig  möchte  ich  eine  solche  Re¬ 
gistrierarbeit  für  das  Gegenteil,  für  alle  die  angeblichen  Völkerrechts  Ver¬ 
letzungen,  übernehmen.  Vielmehr  werde  ich  überall  da,  wo  wir  in  Ermange¬ 
lung  eines  Eingeständnisses  oder  übereinstimmender  Erklärungen  von 
beiden  Parteien  oder  einer  von  unparteiischer  Seite  vorgenommenen  Unter¬ 
suchung  vor  einem  „non  liquet“  stehen,  es  als  meine  Pflicht  erachten, 
mit  meiner  Betrachtung  Halt  zu  machen  und  die  Beantwortung  der  Frage, 
ob  ein  Völkerrechtsbruch  vorhegt  oder  nicht,  offen  zu  lassen.  Eine  zu¬ 
sammenfassende  Behandlung  des  Kapitels  der  in  diesem  Kriege  vorge¬ 
kommenen  Völkerrechts  Verletzungen  wird  man  ohnehin  auf  später  ver¬ 
schieben  müssen.  Eine  Geschichte  des  Völkerrechts  in  diesem  Kriege  kann 
erst  nach  demselben  geschrieben  werden.  Heute  kann  man  lediglich  die 
Grundsätze  entwickeln,  die  in  der  Kriegführung  der  einzelnen  Staaten 
zutage  getreten  sind.  Auf  diese  grundsätzliche  Darlegung  werde  ich  mich 
daher  im  folgenden  beschränken,  und  zwar  werde  ich  in  dem  vorliegenden 
Teile  des  Werkes  die  in  der  Theorie  verkündeten  Grundsätze  behandeln, 
um  dann  in  den  späteren  Teilen  die  praktische  Anwendung  dieser 
Grundsätze  im  jetzigen  Kriege  zu  verfolgen. 

Noch  ein  Moment  möchte  ich  hier  hervorheben.  Da  wir  es  nur  mit  den 
Grundsätzen  und  Methoden  der  deutschen  Kriegführung  zu  tun  haben, 
interessiert  uns  natürlich  weniger  das,  was  der  einzelne  Soldat  getan  haben 
mag,  als  wie  sich  die  leitenden  Stellen  dem  Völkerrecht  gegenüber  ver¬ 
halten  haben.  Der  einzelne  Mensch  ist  überhaupt  nicht  in  der  Lage,  das 
Völkerrecht  verletzen  zu  können,  das  kann  nur  der  Staat  durch  seine  Organe, 
Beamten,  Offiziere  usw.,  und  selbst  da,  wo  Handlungen  dieser  letzteren 
vor  liegen,  kommt  es  immer  noch  darauf  an,  ob  den  Staat  eine  Verant¬ 
wortung  für  diese  Handlungen  trifft,  ob  er  die  Verantwortung  dafür  über-* 
nehmen  will  und  übernehmen  kann  oder  ob  er  dieselbe  ablehnt.2)  Was  uns 
im  folgenden  interessiert,  ist  al  o  natürlich  gerade  dieses  Verhalten  des 
Staates  bzw.  der  leitenden  poli tischen  und  militärischen  Stellen  zu  den 


x)  Für  jeden  Einsichtigen,  zu  denen  zum  mindesten  die  Völkerrechtslehrer  gehören  sollten» 
ist  es  einfach  selbstverständlich,  dass  das  Völkerrecht  nicht  gänzlich  unbeachtet  bleiben 
konnte.  Wie  Lammasch  a.  a.  O.  mit  Recht  her  vor  hebt,  ,, bezeugen  diese  hüben  und  drüben 
erhobenen  Vorwürfe  wegen  Missachtung  des  Völkerrechts  am  besten  die  wenigstens  prin¬ 
zipielle  und  theoretische  Hochachtung,  welche  auch  die  militärischen  und  politischen 
Mächte  dem  in  praxi  verletzten  Rechte  zollen“. 

2)  Auf  der  zweiten  Haager  Friedenskonferenz  bemerkte  der  deutsche  Delegierte  von 
Gündell  mit  Recht,  dass  Übertretungen  der  kriegsrechtlichen  Normen  nicht  notwendig  und 
in  allen  Fällen  eine  Schuld  der  obersten  Kriegsleitung  und  der  Regierung  begründen,  sondern 
häufig  auf  Eigenmächtigkeit  untergeordneter  Befehlshaber  oder  einzelner  Soldaten  beruhen, 
dass  aber  gleichwohl  die  materielle  Verantwortlichkeit  und  Schadensersatzpflicht  des  Staates 
statuiert  werden  muss.  Vgl.  dazu  „Actes  et  documents  de  la  2©  Conference  de  la  Paix“  1907,  III, 
144  und  Lammasch  a.  a.  O.  Der  Staat  ist  natürlich  in  der  Lage,  die  Handelnden  zu  desavou 
ieren. 


Grundsätze  der  deutschen  Kriegführung 


33 


schwebenden  Völkerrechtsfragen.  Auf  dieses  allein  werden  wir  daher  im 
folgenden  unser  Augenmerk  richten  und  dabei  also  davon  ausgehen,  dass 
als  Völkerrechts  Verletzungen  nur  solche  Handlungen  in  Betracht  kommen, 
für  die  die  Heeresleitung  und  mit  ihr  die  Regierung  verantwortlich  erscheint. 

Die  mehr  oder  minder  grosse  Härte  bei  den  Kriegshandlungen  und 
die  Wahrscheinlichkeit  von  Überschreitungen  des  Völkerrechts  hängt  über¬ 
haupt  meist  weniger  von  den  Eigenschaften  der  einzelnen  Soldaten, 
als  vielmehr  von  etwas  ganz  anderem  ab.  Worauf  es  dabei  vor  allem 
ankommt,  das  ist  der  Geist,  der  bei  einem  Heere  herrscht,  das  sind  die 
Methoden,  die  bei  einem  Heere  geübt  werden,  und  dieser  Geist  und  diese 
Methoden  gehen  nicht  etwa  von  den  einzelnen  Soldaten,  sondern  von  den 
Vorgesetzten  Stellen,  von  den  Offizieren  und  Unteroffizieren,  vor  allem 
aber  gehen  sie  von  den  leitenden  Stellen  aus,  sie  werden  mit  andern  Worten 
diktiert  von  dem  militärischen  System. 

Auf  dieses  System  muss  es  daher  im  Grunde  für  unsere  Unter¬ 
suchung  auch  allein  ankommen.  Man  hat  es  im  Verlauf  dieses  Krieges  ja 
oft  genug  konstatieren  können,  wie  sehr  die  Initiative  und  das  Verhalten 
der  Soldaten  von  der  Initiative  und  dem  Verhalten  ihrer  Vorgesetzten 
bedingt  sind.  Das  gilt  zweifellos  auch  speziell  von  dem  Verhalten  gegenüber 
den  Normen  des  Völkerrechts.  Der  Soldat  tut  im  allgemeinen  nur  das, 
was  seine  Vorgesetzten  wollen.  Aus  seinen  Handlungen  erkennt  man  also 
eigentlich  auch  wieder  nur  den  Geist,  die  Methoden,  die  das  Heer  be¬ 
herrschen  und  den  Charakter  des  militärischen  Systems,  das  bei  diesem 
Heere  in  Geltung  ist. 

Die  folgenden  Erörterungen  sollen  nun  speziell  der  Betrachtung  dieser 
grundsätzlichen  Seite  gewidmet  sein.  Die  Grundsätze  der  deutschen 
Kriegführung  sind  es,  die  wir  in  ihrer  wahren  Bedeutung  zu  erkennen 
suchen  wollen,  indem  wir  untersuchen,  wie  von  seiten  des  offiziellen 
Deutschlands  das  Völkerrecht  in  der  Praxis  dieses  Krieges  gehandhabt 
worden  ist.  — 

Zwei  Dinge  möchte  ich  hier  schliesslich,  bevor  ich  mich  diesen 
Grundsätzen  selbst  zuwende,  noch  besonders  an  die  Spitze  stellen,  weil 
sie  mir  mehr  als  alles  andere  bedauerlich  erscheinen. 

Das  eine  ist,  dass  die  Presse  alle  Meldungen  über  angebliche  Völker¬ 
rechtsverletzungen  immer  mit  solcher  Eilfertigkeit  und  ohne  jede  ernste 
Nachprüfung  weiter  verbreitet  hat.  Gerade  auch  die  deutsche  Presse  hat 
dadurch  von  neuem  bewiesen,  dass  ihr  das  Hetzen  der  Völker  gegeneinander 
weit  mehr  am  Herzen  hegt  als  das  Versöhnen  derselben  und  als  das  Fest¬ 
stellen  der  Wahrheit.  Man  würde  ihr  diesen  Vorwurf  nicht  machen,  wenn  sie 
nur  jetzt  in  den  Tagen  der  Leidenschaft,  während  dieses  Krieges,  nach 
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diesem  Rezept  gehandelt  hätte.  Aber  sie  hat  das  Hetzen  schon  vor  dem 
Kriege  als  eine  ihrer  Hauptaufgaben  betrachtet  und  ich  darf  es  nach  meiner 
Kenntnis  der  Dinge  aussprechen,  dass  wir  ohne  diese  Hetzpresse,  die  das 
Misstrauen  der  Völker  und  der  Regierungen  stets  zu  schüren  bereit  gewesen 
ist,  voraussichtlich  um  diesen  Krieg  überhaupt  herumgekommen  wären. 
Wenn  diese  Presse  jetzt  im  Kriege  den  Hass  ins  Masslose  zu  treiben  jederzeit 
bereit  war  und  zu  diesem  Zwecke  Nachrichten  über  schlechte  Behandlung 
von  Gefangenen  usw.  in  der  Welt  verbreitet  hat,  so  ist  sie  sich  darin  also 
nur  getreu  gebheben.  Nach  diesem  Kriege  wird  es  aber  als  eine  Haupt¬ 
aufgabe  der  Regierungen  und  der  Völker  erscheinen  müssen,  dieser  Sorte 
von  Skribenten  das  Handwerk  gründlich  und  ein  für  allemal  zu  legen.1) 

Nicht  minder  bedenklich  aber  ist  ein  anderer  Umstand.  Ich  meine  die 
Leichtgläubigkeit,  mit  der  die  deutsche  Regierung  solche  Nachrichten 
entgegengenommen  hat,  und  was  schlimmer  ist,  die  Eilfertigkeit,  mit  der 
sie  sich  nicht  nur  zu  Protesten,  sondern  auch  zum  Androhen  und  Aus¬ 
fuhren  von  Repressalien  hat  bestimmen  lassen,  bevor  noch  die  Tatbestände 
einwandfrei  festgestellt  waren.  Sie  ist  mit  Repressalien  in  solchen  Fällen 
viel  zu  rasch  bei  der  Hand  gewesen.2)  Wenn  schon  der  Ruf  nach  Repressalien, 
der  bei  jeder  sich  anscheinend  bietenden  Gelegenheit  in  der  deutschen 
Presse  angestimmt  wurde,  den  ruhig  Denkenden  und  Überlegenden 
äusserst  unangenehm  berühren  musste,  so  ist  es  doch  noch  wesentlich  schlim¬ 
mer,  dass  die  deutsche  Regierung  in  den  meisten  Fällen  diesem  Rufe 
auch  ohne  Bedenken  stattgegeben  hat  —  um  so  schlimmer,  als  sich  nach¬ 
träglich  oft  genug  herausstellte,  dass  die  den  Gegnern  gemachten  Vorwürfe 
unbegründet  oder  übertrieben  gewesen  waren.  Die  Erfahrungen,  die  man 
durch  solches  übereiltes  Vorgehen  gemacht  hat,  und  die  Folgen,  zu  denen 


*)  Ich  pflichte  durchaus  dem  bei,  was  angeblich  Jules  Cambon  über  diesen  Gegenstand 
geäussert  hat,  nämlich  dass  bessere  Beziehungen  der  Völker  untereinander  nur  durch  eine 
Einschränkung  der  internationalen  Hetzpresse  zu  erreichen  seien.  Als  von  der  Haager  Kon¬ 
ferenz  gesprochen  wurde,  äusserte  Cambon:  „Sprechen  Sie  mir  nicht  von  Konferenzen.  Die 
können  alle  zu  nichts  führen,  wenn  es  nicht  gelingt,  in  allen  Ländern  einer  gewissen  Presse 
den  Maulkorb  anzulegen,  deren  schädlicher  Einfluss  für  alle  modernen  Konflikte  zwischen  den 
Völkern  verantwortlich  ist!  Ich  kenne  nur  eine  Art  Konferenz,  die  etwas  Vorzügliches  und 
Nützliches  hervorbringen  könnte,  das  wäre  ein  internationaler  Kongress,  der  Übertreibungen 
und  Aufregungen  bei  der  Besprechung  internationaler  Angelegenheiten  ein  Ende  machen 
würde.  Denn  die  Regierungen  finden  immer  Mittel,  sich  zu  verständigen,  solange  die  Presse 
nicht  die  öffentliche  Meinung  vergiftet.  Ich  bin  mir  wohl  bewusst,  dass  das,  ohne  die  Freiheit 
der  Presse  zu  verletzen,  schwierig  ist.  Aber  die  Haager  Konferenz  wird  erst  wirkliche  Friedens¬ 
garantien  schaffen,  wenn  sie  Mittel  findet,  das  Übel  an  der  Wurzel  zu  treffen.“  Auf  die  syste¬ 
matische  Irreleitung  der  öffentlichen  Meinung  in  Deutschland  während  dieses  Krieges 
komme  ich  an  anderer  Stelle  zu  sprechen.  Die  deutsche  Presse  hat  sich  zum  Handlanger 
des  offiziellen  Systems  gemacht. 

2)  Ich  werde  auf  diese  Frage  natürlich  noch  öfter  des  Näheren  zurückzukommen  haben, 
da  sie  von  grundsätzlicher  Bedeutung  ist  und  mehr  als  alles  andere  eine  unheilvolle  Rolle 
gespielt  hat. 
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dieses  Repressaliensystem  in  dem  jetzigen  Kriege  geführt  hat,  werden  der 
deutschen  Regierung  und  dem  deutschen  Volke  hoffentlich  für  die  Zukunft 
eine  Lehre  sein. 

Aus  dem  Gesagten  erkennt  man  wohl  schon  zur  Genüge,  wie  verkehrt 
es  überhaupt  war,  dass  man  in  di  esem  Kriege  in  Deutschland  alleSchuld  von 
vorneherein  immer  nur  beim  Gegner  hat  suchen  wollen,  statt  auch  vor  der 
eigenen  Türe  zu  kehren.  Die  Deutschen  haben  dieses  System  in  diesem 
Kriege  zu  einer  Vollkommenheit  ausgebildet,  die  vorher  völlig  unbekannt 
war.  Da  es  nach  den  obigen  Ausführungen  von  vorneherein  klar  sein 
musste,  dass  in  einem  Kriege  immer  Völkerrechtsverletzungen  auf  beiden 
Seiten  Vorkommen  werden,  so  wie  ja  anderseits  die  Befolgung  des  Völker¬ 
rechts  auf  beiden  Seiten  zweifellos  die  Regel  ist,  so  wäre  es  selbstverständ¬ 
lich  weit  besser  gewesen  und  hätte  viel  würdiger  gewirkt,  wenn  man 
mit  Vorwürfen  etwas  zurückhaltender  und  statt  dessen  um  so  mehr 
dafür  besorgt  gewesen  wäre,  dass  das  Völkerrecht  auf  der  eigenen  Seite 
streng  beachtet  wurde,  statt  dass  man  sich  in  Deklamationen  über  geg¬ 
nerische  Völkerrechts  verletz  ungen  ergangen  hätte.  In  keinem  Lande 
aber  sind  die  Proteste  und  Reklamationen  über  gegnerische  Völkerrechts - 
brüche  so  ins  Masslose  gegangen,  wie  in  Deutschland,  und  doch  hätte,  wenn 
man  alles  überblickt,  Zurückhaltung  in  dieser  Beziehung  und  ein  wenigstens 
bescheidenes  Mass  von  Selbsterkenntnis  keinem  Lande  in  diesem  Kriege  so 
gut  angestanden,  wie  gerade  Deutschland!  — 

2.  Die  Grundsätze. 

Es  ist  bereits  darauf  hingewiesen  worden,  dass  das  Völkerrecht  in  der 
deutschen  militärischen  Literatur  meist  mit  Stillschweigen  übergangen 
wird  und  dass  entsprechend  in  deutschen  militärischen  Kreisen  eine  grosse 
Unkenntnis  auf  völkerrechtlichem  Gebiet  herrscht,  die  um  so  weniger 
verständlich  und  entschuldbar  ist,  als  das  Kriegsrecht  sich  heute  einer 
umfassenden  Kodifikation  zu  erfreuen  hat  und  die  kriegsrechtlichen  Normen 
einen  Bestandteil  der  landesrechtlichen  Gesetzgebung  bilden.  Daneben  be¬ 
steht  auf  deutscher  militärischer  Seite  aber  auch  die  ausgesprochene  Ten¬ 
denz,  den  völkerrechtlichen  grundsä tzhchen  Regeln  nur  eine  ganz  bedingte 
Geltung  zuzuerkennen,  die  durchaus  von  den  militärischen  Entschliessungen 
abhängen  soll.  Man  hat  diese  angeblich  relative  Gültigkeit  des  Kriegs¬ 
rechtes  bekanntlich  mit  dem  Grotiusschen  Satz:  ,,In  bello  omnia  licere 
quae  necessaria  sunt  ad  finem  belli“  zu  umschreiben  versucht. 

Es  ist  klar,  dass  eine  solche  Auffassung  in  Konflikt  mit  dem  Völker¬ 
recht  bringen  muss.  Denn  die  Rechtsnormen,  ob  sie  nun  auf  Gesetz  oder 
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Vertrag  beruhen,  beanspruchen  eine  unbedingte  Gültigkeit.  Sie  bilden, 
in  höherem  Masse  als  die  Grundsätze  der  Moral  und  der  Humanität,  eine 
absolute  Schranke1)  für  die  militärische  Willkür,  der  sich  die  Regierungen 
und  die  ihnen  unterstellten  militärischen  Organe  nicht  ohne  weiteres  ent¬ 
ziehen  dürfen.  Wenn  man  daher  den  Grotiusschen  Satz  einfach  als  gelten¬ 
den  Rechtssatz  akzeptieren  wollte,2)  würde  man  damit  auch  dem  mili¬ 
tärischen  willkürlichen  Handeln  frei  das  Tor  öffnen.  Es  könnte  dann 
schliesslich  von  militärischer  Seite  jede  rechtswidrige  Handlung  mit  der 
kriegerischen  Notwendigkeit  entschuldigt  werden.  Und  das  würde  dann  in 
der  Tat  das  Ende  des  Völkerrechts  im  Kriege  bedeuten.  Es  ist  daher  unbedingt 
notwendig,  dass  man  heute,  wo  wir  einen  vollständigen  Kodex  des  Kriegs¬ 
rechts  besitzen,  diesem  auch  die  ihm  zukommende  unbedingte  Gültigkeit  rück¬ 
haltlos  zuerkennt.  Dieser  Kodex  ist  ja  so  abgefasst,  dass  er  der  kriegerischen 
Notwendigkeit  den  Spielraum,  dessen  sie  bedarf,  ohnehin  zu  lassen  sucht.3) 
Wo  dies  aber  nicht  der  Fall  sein  sollte,  wird  man  natürlich  auf  eine  Änderung 
der  Normen  bedacht  sein  müssen.4)  In  der  Zwischenzeit  aber  haben  diese 
zweifellos  unbedingte  Beachtung  zu  beanspruchen  und  da;.  militärische 
Handeln  ist  daher  mit  ihnen  unbedingt  in  Einklang  zu  bringen.  Die  mili¬ 
tärische  Willkür  muss  ihre  Grenze  eben  dort  finden,  wo  das  Recht  gebietet. 
Mag  militärische  Zweckmässigkeit  im  übrigen  also  auch  noch  so  ausschlag¬ 
gebend  sein,  sie  darf  keinesfalls  in  Verletzung  des  Rechtes  ausarten. 

Dies  vorausgeschickt,  wollen  wir  uns  nun  aber  die  Grundsätze,  die 
von  deutscher  militärischer  Seite  auf  gestellt  worden  sind,  einmal  etwas 

x)  Huber,  „Die  kriegsrechtlichen  Verträge  und  die  Kriegsraison“,  S.  361,  betont  mit 
Recht,  dass  das  Recht  das  unbedingt  Verbindliche  ist,  worauf  sich  eine  Partei  immer  wieder 
berufen  kann,  im  Gegensatz  zur  Sitte  (Gebrauch,  Manier),  die  regelmässig  beobachtet  wird, 
von  der  aber  aus  Notwendigkeit  oder  zur  Vergeltung  abgewichen  werden  kann.  Vgl.  ferner 
Strupp,  „Landkriegsrecht“,  S.  1. 

2)  Gegen  die  Gültigkeit  der  Grotiusschen  Formel,  für  die  vor  allen  Niemeyer  einge¬ 
treten  ist,  habe  ich  mich  bereits  in  meinem  „Kriegsrecht“  (Zweite  Haager  Friedenskonferenz, 
Bd.  2),  S.  246  gewandt.  Ich  habe  dort  betont,  dass  man  die  Gültigkeit  positiver  Rechtssätze 
nicht  anzweifeln  dürfe;  die  Frage  ihrer  Durchführbarkeit  müsse  eben  vorher  aufgeworfen 
werden,  bei  der  Schaffung  der  Rechtssätze,  nicht  nachher.  Huber  a.  a.  O.,  S.  361,  bemerkt 
ebenfalls  mit  Recht :  „Der  Satz  von  Grotius  .  .  .  bedeutet,  vom  Standpunkte  der  Kriegführung 
aus,  keine  rechtliche  Beschränkung  des  kriegerischen  Handelns.  Neben  diesen  Formeln  kann 
nur  noch  eine  Manier,  eine  Sitte,  nicht  ein  eigentliches  Recht  bestehen.“ 

3)  Huber  a.  a.  O.,  S.  352,  betont  mit  Recht,  dass  das  Kriegsrecht  im  wesentlichen  die 
Formulierung  solcher  Grundsätze  des  Handelns  im  Kriege  ist,  die  als  Kompromiss  zwischen 
militärischen  Notwendigkeiten  und  den  herrschenden  sittlichen  Anschauungen  zu  betrachten 
sind.  Und  auch  Eltzbacher  a.  a.  O.  S.  21  weist  darauf  hin,  dass  die  Haager  Konven¬ 
tionen  sich  nur  das  Ziel  setzen,  die  Leiden  des  Krieges  zu  mildern,  „soweit  es  die  mili¬ 
tärischen  Interessen  gestatten“.  Das  Völkerrecht  habe  der  Kriegführung  aus  Gründen  der 
Menschlichkeit  immer  nur  solche  Einschränkungen  auferlegt,  die  ohne  er¬ 
hebliche  Gefährdung  des  Kriegszieles  möglich  waren. 

4)  Von  selbst  versteht  sich,  dass  Änderungen  des  Völkerrechts  aber  nicht  einseitig  von 
einer  Partei  vorgenommen  werden  können.  Das  muss  namentlich  gegenüber  Eltzbachers 
„Totes  und  lebendes  Völkerrecht“  gesagt  werden. 
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näher  betrachten.  Es  bietet  sich  dazu  eine  Gelegenheit  dadurch,  dass  der 
Grosse  deutsche  Generalstab  im  Jahre  1902,  also  drei  Jahre  nach  der  ersten 
Haager  Friedenskonferenz,  ein  Buch  herausgegeben  hat,  das  unter  dem  Titel 
„Kriegsbrauch  im  Landkriege “  die  dort  herrschenden  Anschauungen 
zusammenzufassen  sucht.  Natürlich  würde  es  auch  an  älteren  Zeugnissen 
für  diese  Anschauungen  nicht  fehlen.  Aber  diese  haben  für  unsere  Be- 
trachtung  nicht  denselben  positiven  Wert,  weil  sie  aus  einer  Zeit  stammen, 
wo  die  Kulturwelt  noch  nicht  im  Besitz  eines  Kodex  für  das  Landkriegs¬ 
recht  war.1)  Das  Buch  des  deutschen  Generalstabs  gewinnt  aber  gerade 


Ich  verzichte  daher  darauf,  noch  weitere  Belege  aus  der  älteren  deutschen  Militär¬ 
literatur  zu  geben.  Ein  Rückblick,  vonBoyen  und  Clause witz  angefangen  bis  zu  den 
Hartmann,  Blume,  Schlieffen  und  Bernhardi  würde  gewiss  manchen  interessanten 
Einblick  gewähren,  aber  an  Wert  doch  nicht  an  die  offizielle  Publikation  des  Generalstabs 
heranreichen.  Immerhin  wäre  eine  historische  Darstellung  der  militärischen  leitenden  Grund¬ 
sätze  aber  ebenfalls  sehr  her beizu wünschen,  weil  man  auf  diese  Weise  feststellen  könnte, 
aus  welcher  Zeit  das  heute  herrschende  System,  der  heute  herrschende  Geist  denn  eigentlich 
stammt.  Man  kann  sich  fragen,  ob  die  grossen  Lehrmeister,  ein  Scharnhorst  und 
ein  Boyen,  nicht  von  einem  anderen  Geiste  beseelt  waren,  als  demjenigen,  der  in  dem 
gegenwärtigen  Kriege  seine  Orgien  feiert.  Aber  das  lässt  sich  hier  natürlich  nicht  in  der  Kürze 
nachprüfen  und  ist  auch  nicht  Gegenstand  einer  völkerrechtlichen  Betrachtung.  Interessant 
sind  in  diesem  Zusammenhänge  die  Ausführungen  von  Nicolai,  ,,Die  Biologie  des 
Krieges“,  1917,  S.  195  fg.  Übrigens:  selbst  wenn  das  heute  herrschende  System  sich 
geschichtlich  auf  frühere  Anfänge  zurückverfolgen  lässt,  so  würde  das  die  Haltung  des  deut¬ 
schen  Generalstabs  doch  noch  in  keiner  Weise  rechtfertigen,  da  derselbe  selbstverständlich 
verpflichtet  war,  der  modernen  Rechtsentwicklung,  wie  sie  in  den  ratifizierten  Verträgen  zum 
Ausdruck  kommt,  Rechnung  zu  tragen.  Hier  möchte  ich  aus  der  Zeit  vor  der  Kodifikation 
des  Landkriegsrechts  nur  ein  Beispiel  aus  der  militärischen  Literatur  herausgreifen,  das 
zeigen  wird,  dass  die  Gegensätze  damals  noch  keineswegs  so  unvereinbare  waren,  wie  sie  es 
heute  geworden  sind.  Ich  meine  die  bekannte  Schrift  des  Generals  von  Hartmann:  „Mili¬ 
tärische  Notwendigkeit  und  Humanität“  in  „Kritische  Versuche“,  1876.  v.  Hartmann  will 
dort  das  Verhältnis  besprechen,  das  die  eigentümliche  Gestaltung  eines  Landkrieges  der 
Gegenwart  den  Forderungen  eines  wissenschaftlich  entwickelten  Völkerrechts  zuzugestehen 
vermag.  Es  sei  zu  erwägen,  ob  es  denn  nicht  möglich  sei,  durch  rechtsverbindliche  Normen 
Mass  und  Ziel  selbst  den  Betätigungen  von  Gewalt  und  Leidenschaft  im  Völkerstreite  auf¬ 
zuzwingen.  Er  will  die  dabei  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  von  einseitig  militärischer 
Seite  erörtern  und  hebt  die  Einseitigkeit  des  von  ihm  eingenommenen  Standpunktes  selbst 
hervor.  Dieser  Umstand  muss  um  so  sympathischer  berühren,  als  die  heute  schriftstellernden 
Militärs  diese  Bescheidenheit  längst  von  sich  geworfen  haben  und  mit  dem  Ansprüche  auf- 
treten,  von  ihrem  einseitigen  Standpunkte  aus  alle  Lebensgebiete  meistern  zu  wollen, 
v.  Hartmann  behandelt  zunächst  „das  moderne  Völkerrecht  und  den  militärischen  Realis¬ 
mus“.  Es  sei  bald  dem  einen  und  bald  dem  andern  der  beiden  treibenden  Elemente  die 
überlegenere  Einwirkung  auf  die  gewonnene  Entwicklung  zuzugestehen.  Man  müsse  jedem 
von  beiden,  der  Theorie  und  der  Praxis,  das  entsprechende  Mass  von  Einfluss  und  Verdienst 
zuerkennen.  Was  v.  Hartmann  über  das  Verhältnis  dieser  beiden  Faktoren  schreibt,  kann 
man  in  vielen  Beziehungen  nur  als  durchaus  zutreffend  anerkennen.  Es  ist  durchaus  richtig, 
wenn  er  schreibt,  je  lebensunmittelbarer  sich  die  Erscheinungen  des  Krieges  darstellen, 
desto  eingehender  müsse  die  Lehre  dieses  reale  Getriebe  ihrer  Untersuchung  unterstellen, 
wenn  sie  dasselbe  verstehen,  und  wenn  sie  rückwirkend  auf  dasselbe  Einfluss  gewinnen  wolle; 
die  Grundsätze  seien  von  dem  tatsächlich  Gewordenen  abzuleiten.  Einer  solchen  Anpassung 
habe  ich  auch  oben  im  Text  das  Wort  geredet.  Die  Kritik  ,  die  v.  Hartmann  aber  im  An¬ 
schluss  daran  an  dem  Vorwort  von  Bluntschli  übt,  erscheint  allerdings  von  unserem 
heutigen  Standpunkt  aus  nicht  gerechtfertigt.  Bluntschli  hat  zweifellos  an  sich  durchaus 
recht,  wenn  er  sich  über  die  mangelhafte  Kenntnis  des  Völkerrechts  bei  den  Offizieren  be¬ 
klagt,  und  es  erscheint  zunächst  unberechtigt,  wenn  v.  Hartmann  nicht  zugeben  will,  dass 
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dadurch  seinen  besonderen  Wert,  dass  es  angesichts  der  Existenz  der  Haager 
Konventionen  geschrieben  worden  ist,  die  für  Deutschland  bindendes  Vertrags¬ 
recht  sind,  und  dass  es  dadurch  also  deutlich  zeigt,  wie  man  in  den  deut¬ 
schen  militärischen  Kreisen  über  diese  Rechtsnormen  und  ihre  Verbindlich- 


an  die  Erscheinungen,  wie  sie  der  Krieg  gezeitigt  hat,  der  Masstab  des  Völkerrechts  gelegt 
werde,  v.  Hartmann  meint,  der  Soldat  müsse  sich  fragen,  ob  er  imstande  sei,  gestützt  auf 
seine  Erfahrung  und  auf  die  seiner  Betätigung  spezifisch  zugewendete  Wissenschaft,  Rechts¬ 
theorien  zuzustimmen,  die  recht  eigentlich  dazu  angetan  sein  sollen,  das  militärische  Ver¬ 
fahren  zu  regeln,  resp.  dasselbe  später  als  berechtigt  anzuerkennen  oder  als  verwerflich  zu 
verurteilen,  und  zwar  müsse  er  sich  diese  Frage  um  so  mehr  vorlegen,  als  das  Streben  sich 
kundgebe,  aus  der  theoretischen  Arbeit  den  Übergang  zu  effektiv  bindenden  Rechtsstipu¬ 
lationen  zu  finden.  (Es  war  damals  gerade  die  Einladung  zu  der  Brüsseler  Konferenz  er¬ 
gangen.)  Diese  Bemerkung  illustriert  deutlich  den  Unterschied  zwischen  dem  Damals  und 
dem  Heute.  Damals  fehlten  noch  die  bindenden  Rechtsstipulationen,  und  insofern  erscheinen 
die  Mahnungen  v.  Hartmanns  also  keineswegs  ohne  weiteres  unberechtigt.  Anderseits  zeigt 
aber  sein  Hinweis  darauf,  dass  effektiv  bindende  Rechtsstipulationen  in  Aussicht  genommen 
seien,  dass  er  in  dem  letzteren  Umstand  auch  seinerseits  eine  Änderung  des  bisher  bestehenden 
Verhältnisses  zwischen  militärischer  Freiheit  und  Völkerrecht  zu  erblicken  geneigt  war. 
Von  dem  Moment  an,  wo  solche  Stipulationen  Vorlagen,  war  eben  auch  das  Militär  an  sie 
gebunden.  Diese  Tatsache  zu  bestreiten,  ist  erst  dem  neuesten  militärischen  System  Vor¬ 
behalten  geblieben,  das  sich  heute  am  Ruder  befindet.  Es  ist  eine  neuer  Geist,  der  aber 
nichts  weniger  als  modern  ist,  sondern  wieder  in  das  Altertum  zurückführt.  Bei  Beurteilung 
der  Ausführungen  v.  Hartmanns  wird  man  also  immer  den  Umstand  im  Auge  zu  behalten 
haben,  dass  sie  zu  einer  Zeit  geschrieben  wurden,  wo  es  noch  keine  Haager  Konventionen 
gab.  Er  untersucht  im  weiteren,  wie  sich  die  Kriegführung  mit  ihrer  gebietenden  realen 
Notwendigkeit  zu  den  von  der  Doktrin  entworfenen  Stipulationen  gestellt  habe.  Der  Krieg 
sei  heute  ein  anderer  geworden,  und  man  müsse  sich  fragen,  ob  die  Disziplin  des  Kriegsrechts 
diesem  Verhältnis  gerecht  werde.  Wenn  er  dabei  seinen  Ausgangspunkt  von  Bluntschlis 
Rechtsbuch  nimmt,  so  beweist  dies  deutlicher  als  alles  andere  die  Verschiedenheit  der  Lage 
mit  der  heutigen  Situation,  denn  die  Bluntschlischen  Rechtssätze  sind  ja  niemals  geltendes 
Recht  geworden  und  haben  also  lediglich  den  Charakter  von  Postulaten  aus  den  Kreisen 
der  Doktrin.  Dass  diese  Postulate  von  militärischer  Seite  kritisiert  werden,  ist  nicht  nur 
berechtigt,  sondern  auch  erwünscht.  Sogar  bindende  Stipulationen  darf  das  Militär  kriti¬ 
sieren;  nur  über  sie  hinwegsetzen  darf  es  sich  in  der  Praxis  nicht,  solange  diese  Normen 
geltend  sind.  Auch  das  kann  man  v.  Hartmann  ruhig  zugeben,  dass  das  Kriegsrecht  als 
Wissenschaft  auf  die  Denkweise  des  Soldaten  keinen  grossen  Einfluss  zu  üben  vermag,  und 
dass  Kriegsgebrauch  und  Kriegsregel  älter  sind,  als  das  wissenschaftliche  Kriegsrecht.  Aber 
bei  dem  modernen  Vertragsrecht  handelt  es  sich  nicht  mehr  um  blosse  Wissenschaft,  und 
dafür,  dass  diese  Vertragsnormen  den  Soldaten  oder  zum  mindesten  den  Offizieren  eben¬ 
falls  in  Fleisch  und  Blut  übergehen,  hat  eben  die  militärische  Ausbildung  zu  sorgen.  Es 
kommt  dabei  nur  auf  den  guten  Willen  an,  und  dass  gerade  dieser  heute  gefehlt  hat,  dafür 
ist  das  Werk  des  deutschen  Generalstabs  der  deutlichste  Beleg.  Die  militärischen  Lobgesänge 
auf  die  Kriegssitte,  in  die  auch  v.  Hartmann  einstimmt,  waren  berechtigt,  solange  es  noch 
keinen  Kodex  des  Landkriegsrechts  gab.  Heute  sind  sie  deplaciert,  v.  Hartmann  meint, 
das  Vorhandensein  der  Mittel  zur  Verwirklichung  grosser  humanitärer  Gedanken  treibe  an 
sich  schon  unmittelbar  zur  Verwertung  derselben,  es  bedürfe  dazu  nicht  der  wissenschaft¬ 
lichen  Systematisierung  einer  Rechtsdisziplin  als  Voraussetzung.  Das  ist  gewiss  richtig, 
spricht  aber  in  keiner  Weise  gegen  die  Aufstellung  von  festen  Rechtsnormen;  denn  das  Recht 
muss  überall  aus  dem  Leben  schöpfen,  und  der  Umstand,  dass  sich  irgendwo  Lebens¬ 
regeln  bilden,  ist  kein  Hindernis,  dass  man  diesen  Lebensregeln  auch  Rechtscharakter  ver¬ 
leihen  kann.  Auch  darin  hat  v.  Hartmann  recht,  dass  man,  um  die  Kriegführung  völker¬ 
rechtlich  zu  fixieren,  die  überkommene  Kriegssitte  zum  Ausgang  nehmen  müsse.  Es  sollen 
keineswegs  kriegs widrige  Normen  kodifiziert  werden;  nur  das  muss  man  verlangen,  dass 
das,  was  kodifiziert  wird,  auch  als  bindend  anerkannt  werde,  v.  Hartmann  fordert  auch 
selbst,  dass  dem,  was  durch  internationale  Verträge  geordnet  wurde,  Rechnung  getragen  werde 
und  dass  aus  dem  Kriegsbrauch  das  nicht  mehr  Lebensfähige  ausgeschieden  werde,  v.  Hart- 
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keit,  ihr  Verhältnis  zur  Freiheit  des  militärischen  Handelns  zu  denken 
geneigt  ist.  Wir  erkennen  daraus,  wie  die  militärischen  leitenden  Kreise 
Deutschlands  über  die  Grundsätze  der  Kriegführung  bereits  vor  diesem 
Kriege  gedacht  haben,  aber  doch  in  einem  Zeitpunkte,  in  dem  man  über 
die  geltende  Rechtslage  zum  mindesten  für  das  Landkriegsrecht  nicht 


mann  warnt  weiter  davor,  dass  man  den  Kriegsrechtskodex  zu  sehr  ausdehne,  da  die  Ver¬ 
wickelungen,  die  der  Krieg  zur  Erscheinung  bringe,  so  unendlich  mannigfaltiger  Art  und  so 
raschem  Wechsel  unterworfen  seien,  dass  es  ganz  unmöglich  sei,  sie  erschöpfend  zu  behandeln. 
Auch  das  erscheint  einleuchtend.  Kürze  ist  gewiss,  wenn  irgendwo,  dann  im  Kriegsrecht 
ein  Vorzug.  Die  Kritik  v.  Hartmanns  der  Bluntschlischen  Vorschläge  ist  daher  nicht  un¬ 
berechtigt.  Aber  die  heutigen  Generale  befinden  sich  eben  nicht  mehr  dem  Bluntschlischen 
Rechtsbuche,  sondern  den  Haager  Konventionen  gegenüber.  Das  kann  man  nicht  oft  genug 
wiederholen;  denn  der  „Kriegsbrauch  im  Landkriege“  tut  immer  noch  so,  als  ob  man  heute 
die  Bluntschlische  Doktrin  zu  bekämpfen  hätte,  v.  Hartmann  findet  in  dem  Bluntschlischen 
Rechtsbuch  „fast  Schritt  für  Schritt  ausreichende  Beweise“,  „dass  das  moderne  Kriegsrecht 
bemüht  ist,  der  strategischen  Kriegsleitung,  ja  selbst  der  taktischen  Ausführung,  die  Hände 
zu  binden.“  Bluntschli  und  „das  moderne  Kriegsrecht“  sind  aber  nicht  identisch.  Daraus, 
dass  v.  Hartmann  sich  vor  allem  gegen  Bluntschli  wendet,  erklärt  es  sich  denn  auch,  dass 
er  schreibt:  „Das  moderne  Völkerrecht  hat,  um  zu  bestimmten  Abschlüssen  zu  gelangen, 
den  vorgeschlagenen  Weg  der  Empirie  unberücksichtigt  gelassen.  Von  der  Anschauung 
ausgehend,  dass  ihm  mit  seiner  wissenschaftlichen  Entwicklung  das  Verdienst  zur  Seite 
stehe,  in  die  neuere  Kriegführung  das  Prinzip  der  Humanität  eingeführt  zu  haben,  hat  das¬ 
selbe  es  vorgezogen,  a  priori  Rechtsgrundsätze  festzustellen  und  auf  diese  basierend  sein 
Gesetzbuch  zu  entwerfen.“  Gegenüber  dem  wirklichen  Vertragsvölkerrecht  ist  dieser  Vor¬ 
wurf  unzutreffend.  Es  hat  die  Empirie  keineswegs  unberücksichtigt  gelassen,  sondern  stellt 
ganz  wesentlich  eine  Kodifikation  des  Kriegsgewohnheitsrechts  dar,  in  der  die  Kriegssitte 
also  durchaus  den  ihr  zukommenden  Platz  findet.  Das  Recht  der  militärischen  Kritik  soll 
durch  die  Feststellung  dieser  Tatsache  im  übrigen  aber  keineswegs  geschmälert  werden;  viel¬ 
mehr  ist  v.  Hartmann  zuzugeben,  dass  geprüft  werden  muss,  ob  im  Kriegsrecht  die  Er¬ 
scheinungen  des  Krieges  richtig  erfasst  sind,  und  ob  die  Gesetzgebung  Grenzen  eingehalten 
hat,  die  der  realen  Eigentümlichkeit  des  Krieges  gebührend  Rechnung  tragen.  Wo  dies  nicht 
der  Fall  ist,  da  wird  man  die  Kriegsnormen  eben  als  revisionsbedürftig  bezeichnen  müssen. 
Keineswegs  aber  darf  man  sie  deshalb  einfach  kurzerhand  ignorieren.  Auch  darin  ist  v.  Hart¬ 
mann  beizupflichten,  dass  das  Völkerrecht  als  Wissenschaft  seinen  Ausgangspunkt  ausser¬ 
halb  des  Krieges  nimmt,  dass  allgemeines  Menschenrecht,  Staats-  und  Privatrecht  seiner 
Entwicklung  Färbung  und  Tendenz  geben,  dass  es  sich  auf  ideelle,  friedliche  Voraussetzungen 
stützt.  Das  ist  durchaus  richtig,  der  Normalzustand  ist  für  das  Völkerrecht  der  Frieden. 
Der  Zustand  der  Selbsthilfe,  des  Krieges,  bedeutet  a  priori  eine  Negation  der  rechtlichen 
Ordnung  zwischen  den  Völkern.  Insoweit  man  auch  für  diesen  anormalen  Zustand  rechtliche 
Normen  geschaffen  hat,  verlangen  diese  zwar  ebenfalls  Beachtung;  denn  es  würde  zu  einer 
allgemeinen  „Erweichung“  des  Rechtsbegriffes  führen,  wenn  man  die  Existenz  von  Rechts¬ 
normen  anerkennen  wollte,  die  nicht  unter  allen  Umständen  befolgt  zu  werden  brauchen. 
Aber  gerade  deshalb  soll  man  in  der  rechtlichen  Normierung  dieser  Selbsthilfe  eben  nicht 
zu  weit  gehen,  und  dem  Kriege  lassen,  was  des  Krieges  ist,  indem  man  sich  vor  Augen  hält, 
dass  das  Völkerrecht  in  der  Tat,  wie  v.  Hartmann  sagt,  seinen  Ausgangspunkt  ausserhalb 
des  Krieges  hat.  Die  Herrschaft  des  Rechtes  zwischen  den  Völkern  kann  man  eben  nicht 
im  Kriege  errichten,  sondern  nur  dadurch,  dass  man  den  Normalzustand,  den  Frieden, 
nach  Möglichkeit  zu  sichern,  und  wenn  nötig,  zu  erzwingen  sucht,  v.  Hartmann  betont  mit 
Recht,  das  Völkerrecht  werde  nur  mit  Mühe  durch  schmale  Fugen  in  das  Gewirr  des  Kampfes 
eindringen  können,  während  sich  ihm  die  Wege  ebnen,  wo  es  dafür  eintrete,  Kriege  zu  ver¬ 
hindern,  Kriege  seltener  zu  machen,  wo  es  seine  zügelnde  Hand  auf  die  streitenden  Mächte 
lege,  bevor  sie  zum  effektiven  Kampf  schreiten  und  seine  Hand  wieder  darbiete,  sobald 
sich  Aussicht  biete,  den  Kampf  zum  Abschluss  zu  bringen.  Auch  die  Fixierung  der  Rechte 
der  Neutralen  werde  wenig  Schwierigkeiten  bieten.  Für  den  Krieg  selbst  aber  müsse  sich 
das  Völkerrecht  Selbstbeschränkung  auferlegen.  Das  alles  zeigt,  dass  v.  Hartmann  für  das 
Völkerrecht  gar  kein  schlechter  Wegweiser  ist.  Betrachtet  man  seine  Ausführungen  vom 
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im  Zweifel  sein  konnte.  Da  es  sich  bei  der  Schrift  ausserdem  um  eine 
offizielle  Publikation  handelt,  lassen  sich  die  gedachten  Grundsätze  daraus 
auch  auf  durchaus  einwandfreie  Weise  feststellen.  Wir  lernen  das  System 
und  den  Geist,  von  dem  dieses  deutsche  militärische  System  beseelt  ist,  so 
aus  seinen  eigenen  Erklärungen  kennen. 

Die  Einleitung  des  ,, Kriegsbrauch  im  Landkriege“* 1)  enthält 
folgende  Ausführungen: 

Das  Verhältnis  des  ,, Kriegsstandes“  ,, dehnt  sich  nach  Überschreitung 
der  Landesgrenze  auf  alle  Bewohner  des  feindlichen  Staates  aus,  soweit  er 
besetzt  ist,  es  erstreckt  sich  in  letzter  Linie  sogar  auf  das  bewegliche  und 
unbewegliche  Eigentum  von  Staat  und  Staatsbürgern.“ 

„Wenn  nun  auch  nach  moderner  Auffassung  der  Krieg  sich  in  erster 
Linie  zwischen  den  den  beiderseitigen  Heeren  angehörenden  Personen  ab¬ 
spielt,  so  wird  sich  doch  kein  Bürger  oder  Bewohner  eines  von  einer  feind¬ 
lichen  Armee  besetzten  Staates  völlig  den  Lasten,  Beschränkungen,  Opfern 
und  Nachteilen  entziehen  können,  die  eine  naturgemässe  Folge  des  Kriegs¬ 
zustandes  sind.  Ein  mit  Energie  geführter  Krieg  kann  sich  nicht  bloss  gegen 
die  Kombattanten  des  feindlichen  Staates  und  seine  Befestigungsanlagen 
richten,  sondern  er  wird  und  muss  in  gleicher  Weise  die  gesamten  geistigen 
und  materiellen  Hilfsquellen  desselben  zu  zerstören  suchen.2)  Humanitäre 
Ansprüche,  d.  h.  Schonung  von  Menschen  und  Gütern  können  nur  insoweit 
in  Frage  kommen,  als  es  die  Natur  und  der  Zweck  des  Krieges  gestatten“. 

Standpunkt  der  damals  gegebenen  Verhältnisse  und  de  lege  ferenda,  so  dürfte  kaum  viel 
dagegen  einzuwenden  sein.  Auch  dagegen  nicht,  wenn  er  weiter  mit  Recht  betont,  dass  das 
Völkerrecht  sich  hüten  müsse,  „die  kriegerische  Aktion,  indem  es  ihr  Fesseln  anlegt,  in 
bezug  auf  eine  energische  Verfolgung  desjenigen  Gesichtspunktes  zu  lähmen,  der  für  den 
modernen  Krieg  der  einzig  richtige  geworden  ist;  der  Krieg  ist  sich  nicht  Selbstzweck,  er  ist 
in  allen  seinen  Vorgängen  nur  als  das  Mittel  zu  rechtfertigen,  durch  welches  so  schleimig  wie 
möglich  unhaltbare  Zustände  gegen  dauernd  gesicherte  eingetauscht  werden  sollen.  ,Das 
Endziel  jedes  modernen  Krieges  ist  die  Erneuerung  des  Friedenszustandes.  Eine  rückhaltlose 
Durchführung  des  Krieges  kommt  der  Humanität  zu  gute.  Schneidig  geführte  Kriege  haben 
kurzen  Verlauf.  Es  ist  v.  Hartmann  auch  gewiss  zuzugeben,  dass  die  unbedingte  Freiheit 
der  militärischen  Aktion  im  Kriege  eine  unerlässliche  Voraussetzung  für  den  militärischen 
Erfolg  ist.  Die  Behauptung  v.  Hartmanns,  das  moderne  Kriegsrecht  habe,  indem  es  sich 
von  der  militärischen  Empirie  lossagte,  die  feste  Unterlage  verloren,  ist  angesichts  der  von 
Bluntschli  aufgestellten  Normen  auch  keineswegs  ohne  weiteres  von  der  Hand  zu  weisen. 
Sie  trifft  aber  nicht  zu  für  das  heute  geltende  Völkerrecht. 

1)  Kriegsgeschichtliche  Einzelschritten.  Herausgegeben  vom  Grossen  Generalstabe. 
Heft  31.  Kriegs  brauch  im  Landkriege.  Berlin  1902. 

2)  Der  „Kriegs brauch“  enthält  dazu  die  Anmerkung:  „Moltke  hebt  in  seinem  bekannten 
Briefwechsel  mit  Piofessor  Bluntschli  gegen  die  Petersburger  Konvention,  welche  als  le  seul 
but  lögitime  der  Kriegführung  l’affaiblissement  des  forces  militaires  bezeichnet,  nachdrück- 
lichst  hervor,  dass  im  Gegenteil  alle  Hilfsquellen  des  feindlichen  Landes,  die  Finanzen,  die 
Eisenbahnen,  die  Lebensmittel,  ja  selbst  das  Prestige  der  feindlichen  Regierung  angegriffen, 
werden  müssen.“  —  Es  verdient  bemerkt  zu  werden,  dass  hier  also  von  deutscher  Seite 
für  den  „Hunger krieg“  plädiert  wird.  Nach  der  deutschen  Presse  müsste  man  annehmen, 
dass  nur  die  Engländer  diese  Grundsätze  haben.  Ob  ferner  unter  „Angriffen  auf  das  Prestige“ 
wohl  auch  das  Verbreiten  von  falschen  Nachrichten  verstanden  ist  ? 
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,, Erlaubt  somit  die  „Kriegsraison“  jedem  kriegführenden  Staate  alle 
Mittel  anzuwenden,  die  den  Zweck  des  Krieges  zu  erreichen  ermöglichen, 
so  hat  doch  die  Praxis  gelehrt,  in  eigenem  Interesse  eine  Beschränkung  in 
der  Anwendung  gewisser  Kriegsmittel  eintreten  zu  lassen,  auf  die  Anwen¬ 
dung  anderer  gänzlich  zu  verzichten.  Ritterlicher  Geist,  christlicher  Sinn, 
gesteigerte  Bildung  und  nicht  zuletzt  die  Erkenntnis  des  eigenen  Vorteils 
haben  zu  einer  freiwilligen  Selbstbeschränkung  geführt,  deren  Notwendigkeit 
heute  stillschweigend  von  allen  Staaten  und  Heeren  anerkannt  wird:  sie 
führten  im  Laufe  der  Zeit  in  einfacher  Übertragung  der  ritterlichen  Ge¬ 
bräuche  beim  Waffengang  zu  einer  Reihe  durch  die  Tradition  geheiligter 
Übereinkommen,  die  wir  mit  den  Worten:  Kriegsgebrauch,  Kriegs¬ 
sitte  oder  auch  Kriegsmanier  zusammenzufassen  pflegen.  Derartige 
Kriegsgebräuche  hat  es  zu  allen  Zeiten,  selbst  in  den  Kämpfen  des  Alter¬ 
tums,  gegeben;  sie  waren  je  nach  dem  Bildungsstande  der  Völker,  nach 
ihren  nationalökonomischen  und  sonstigen  Verhältnissen  verschieden,  sie 
waren  selbst  bei  gleichen  Verhältnissen  nicht  immer  die  nämlichen  und 
haben  im  Laufe  der  Zeit  vielfach  gewechselt;  sie  sind  älter  als  jedes  wissen¬ 
schaftliche  Kriegsrecht,  sie  haben  sich  ungeschrieben  vererbt  und  sich  dabei 
in  voller  Lebenskraft  erhalten,  sie  haben  dann  ihre  gefestigte  Gestalt  in  den 
stehenden  Heeren  gewonnen,  nachdem  diese  in  nahezu  allen  europäischen 
Staatengebilden  Einführung  gefunden  haben. “ 

„Die  Tatsache,  dass  derartige,  die  unbeschränkte  und  rücksichtslose 
Anwendung  aller  zur  Verfügung  stehenden  Kriegsmittel  beschränkende  und 
damit  die  Humanisierung  der  Kriegführung  fördernde  Kriegsgebräuche 
wirklich  bestehen  und  auch  von  den  Armeen  aller  Kulturstaaten  tatsächlich 
befolgt  werden,  hat  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  mehrfach  zu  dem  Ver¬ 
suche  geführt,  diese  schon  vorhandenen  Kriegsgebräuche  auszubilden,  zu 
erweitern  und  sie  dann  zu  einem  allgemein  gültigen,  alle  Völker  und  Heere 
bindenden  Gesetze  zu  erheben,  mit  andern  Worten  einen  Codex  belli,  ein 
Kriegsrecht  zu  schaffen.  Alle  diese  Versuche  sind  aber  bis  jetzt  —  einige 
wenige  später  zu  erwähnende  Fälle  ausgenommen  —  völlig  gescheitert.1) 
Wenn  daher  in  der  folgenden  Arbeit  der  Ausdruck  „Kriegsrecht“  gebraucht 
wdrd,  so  ist  festzuhalten,  dass  darunter  nicht  eine  durch  internationale  Ver¬ 
träge  eingeführte  lex  scripta,2)  sondern  nur  ein  auf  Gegenseitigkeit  be¬ 
ruhendes  Übereinkommen,  eine  Schranke  der  Willkür  gemeint  ist,  die 
Brauch  und  Herkommen,  Menschenfreundlichkeit  und  berechnender 


*)  Das  wird  notabene  im  Jahre  1902  geschrieben! 

2)  Wozu  hatte  dann  das  Deutsche  Reich  die  Haager  Konventionen  ratifiziert?  Man 
vgl.  mit  obigen  Worten  die  Präambel  der  Haager  Konvention  4  über  die  Gesetze  und  Ge¬ 
bräuche  des  Landkrieges. 
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nicht  vorhanden,  sondern  nur  die  ,, Furcht  vor  Repressalien"  ausschlag¬ 
gebend  ist  (!)“ 

,, Somit  ist  der  Kriegsgebrauch  also  noch  immer  das  einzige  (!)  Mittel, 
die  Beziehungen  kämpfender  Staaten  unter  einander  zu  regeln.2)  Mit  dem 
Begriffe  des  Kriegsgebrauches  wird  aber  stets  der  Charakter  des  Wechseln¬ 
den,  des  Unbeständigen,  des  von  ausserhalb  der  Armee  stehenden  Faktoren 
Abhängigen  verbunden  sein.  Es  ist  heute  nicht  mehr  das  Herr  allein,  das 
den  Geist  der  Kriegsgebräuche  beeinflusst  und  seinen  ungeschriebenen 
Gesetzen  Anerkennung  sichert,  es  sind  seit  der  fast  allenthalben  erfolgten 
Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  die  Völker  selbst,  die  einen  tief¬ 
gehenden  Einfluss  auf  diesen  Geist  ausüben.  In  den  modernen  Kriegs¬ 
gebräuchen  ist  nicht  mehr  bloss  die  traditionelle  Überheferung  alter  Sol¬ 
datensitten  und  Soldatenanschauungen  zu  erblicken,  sondern  sie  sind  der 
Niederschlag  der  unsere  Zeit  bewegenden  Geistesströmungen.  Da  aber  die 
Geistesrichtung  des  verflossenen  Jahrhunderts  wesentlich  beherrscht  wurde 
von  humanitären  Anschauungen,  die  nicht  selten  in  Sentimentalität  und 
weichliche  Gefühlsschwärmerei  ausarteten,  so  hat  es  auch  nicht  an  Ver¬ 
suchen  gefehlt,  auf  die  Entwicklung  der  Kriegsgebräuche  in  einer  Weise 
einzuwirken,  die  mit  der  Natur  des  Krieges  und  seinem  Endzweck  in  voll¬ 
kommenem  Widerspruch  stand.3)  An  derartigen  Versuchen  wird  es  auch 
in  Zukunft  nicht  fehlen,  um  so  mehr  als  diese  Bestrebungen  in  einigen 
Satzungen  der  Genfer  Konvention,  der  Brüsseler  und  Haager  Konferenzen 
eine  moralische  Anerkennung  gefunden  haben.4)“ 

,,Auch  der  Offizier  ist  ein  Kind  seinerzeit,  auch  er  ist  den  geistigen 
Strömungen,  die  seine  Nation  bewegen,  unterworfen;  je  gebildeter  er  ist, 
desto  mehr  wird  dies  der  Fall  sein.  Die  Gefahr,  dass  er  auf  diese  Weise  zu 
falschen  Anschauungen  über  das  eigentliche  Wesen  des  Krieges  gelangt, 
ist  nicht  ausgeschlossen.  Ihr  kann  nur  begegnet  werden  durch  gründliches 
Studium  des  Krieges  selbst.  Das  Vertiefen  in  die  Kriegsgeschichte  wird 
den  Offizier  vor  übertrieben  humanitären  Anschauungen5)  bewahren,  sie 
wird  ihn  lehren,  dass  der  Krieg  gewisser  Härten  nicht  entbehren  kann,  dass 
vielmehr  in  ihrer  rücksichtslosen  Anwendung  häufig  die  einzig  wahre 
Humanität  Hegt.  Sie  wird  ihm  zeigen,  wie  sich  die  Regeln  des  Verkehrs  im 

x)  Das  heisst  so  viel,  dass  das  Recht  also  keine  Schranke  der  Willkür  ist! 

2)  Ein  K  iegsrecht  existiert  danach  also  gar  nicht! 

3)  Zum  Beispiel? 

4)  Ein  ratifizierter  Staatsvertrag  hat  also  danach  nur  moralische  Bedeutung!  Die 
nicht  ratifizierten  Brüsseler  Beschlüsse  werden  in  dem  Buch  überhaupt  als  gleichwertig  mit 
den  Haager  Konventionen  behandelt.  Der  Sinn  der  obigen  Ausführungen  kann  im  übrigen 
nur  der  sein:  Nicht  zu  viel  Humanität! 

5)  Diese  Warnung  verdient  bemerkt  zu  werden. 


o 


Grundsätze  der  deutschen  Kriegführung 


43 


Kriege  entwickelt,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Zeit  zum  allgemeinen  Kriegs¬ 
gebrauch  verdichtet  haben,  sie  wird  ihn  schliesslich  auch  lehren,  ob  die 
herrschenden  Kriegsgebräuche  berechtigt  oder  unberechtigt,  ob  sie  abzu¬ 
ändern  sind  oder  ob  an  ihnen  festzuhalten  ist.1)  Zu  einem  kriegsgeschicht¬ 
lichen  Studium  in  diesem  Sinne  ist  aber  die  Kenntnis  der  Grundanschau¬ 
ungen  der  modernen  völkerrechtlichen  und  kriegsrechtlichen  Bestrebungen 
unbedingt  nötig.  Sie  zu  geben  ist  in  erster  Linie  die  Aufgabe  der  nachfolgen¬ 
den  Arbeit/'  — 

So  weit  diese  denkwürdige  Einleitung,  die  einen  tiefen  Einblick  in  den 
Geist  des  deutschen  militärischen  Systems  gewährt. 

Ich  gebe  nun  weiter  aus  den  einzelnen  Abschnitten  einige  Stichproben. 
Der  erste  Abschnitt  behandelt  die  Frage,  wer  zur  feindlichen  Armee 
gehört. 

Über  die  „irregulären  Truppen"  wird  bemerkt,  „dass  die  Oberkomman¬ 
dierenden  regulärer  Armeen  stets  geneigt  waren,  irreguläre  Truppen  des 
Feindes  mit  Misstrauen  zu  betrachten  und  auf  sie  die  bestehenden  Kriegs¬ 
gesetze  mit  besonderer  Schärfe  anzuwenden.  Begründet  ist  dieses  un¬ 
günstige  Vorurteil  darin,  dass  der  Mangel  einer  militärischen  Erziehung 
und  einer  straffen  Disziplin  bei  irregulären  Truppen  leicht  zu  Ausschrei¬ 
tungen  und  Nichtachtung  der  Kriegsgebräuche  verleitet  und  dass  der  von 
ihnen  mit  Vorliebe  geführte  kleine  Krieg  . . .  leicht  in  Räuberei  und  un¬ 
erlaubte  Gewalttat  ausartet,  dass  auf  jeden  Fall  die  allgemeine  Unsicher¬ 
heit,  die  er  hervorbringt,  mehr  Erbitterung,  Zorn  und  Rachegelüste  bei  den 
bedrohten  Truppen  erzeugt  und  zu  grausamen  Repressalien  reizt." 

Über  den  „Volkskrieg"  wdrd  bemerkt:  „Von  der  Anschauung  aus¬ 
gehend,  dass  man  der  Bevölkerung  eines  Landes  niemals  das  natürliche 
Recht  der  Vaterlands  Verteidigung  absprechen  kann,  dass  kleinere  und 
damit  machtlosere  Staaten  nur  in  solchen  Massenerhebungen  ihren  Schutz 
finden  können,  haben  die  Mehrzahl  der  Autoritäten  des  Völkerrechts  in 
ihren  Kodifizierungsvorschlägen  die  prinzipielle  Anerkennung  des  Kom- 
battantentums  aller  derartigen  Volkskämpfer  verlangt;  auch  in  die  Brüsseler 
Deklaration  und  die  Haager  Bestimmungen  ist  diese  Forderung  über¬ 
gegangen.  Demgegenüber  lässt  sich  jedoch  sagen,  dass  die  Forderung  einer 
militärischen  Organisation  und  der  äusseren  Erkennbarkeit  als  Ange¬ 
hörige  eines  feindlichen  Truppenteils  nicht  gleichbedeutend  ist  mit  Ver¬ 
sagung  des  natürlichen  Rechtes  der  Vaterlandsverteidigung,  dass  es  sich 
nicht  darum  handelt,  die  Bevölkerung  von  dem  Ergreifen  der  Waffen  ab¬ 
zuhalten,  sondern  sie  nur  zu  zwingen,  dies  in  geordneter  Weise  zu  tun." 

*)  Danach  können  also  auch  die  Kriegsgebräuche  abgeändert  werden,  nachdem  man  das 
Kriegsrecht  bereits  eliminiert  hat. 
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Über  die  „Mittel  der  Kriegführung“  wird  bemerkt:  „Anwendbar  ist 
jedes  Kriegsmittel,  ohne  welches  der  Zweck  des  Krieges  nicht  erreicht 
werden  kann,1)  verwerflich  dagegen  ist  jeder  Akt  der  Gewalt  und  Zerstörung, 
der  durch  den  Kriegszweck  nicht  gefordert  wird.2)  Aus  diesen  allgemein 
gültigen  Grundsätzen  geht  hervor,  dass  der  subjektiven  Freiheit  und  Willens¬ 
entscheidung  des  Kommandierenden  weite  Grenzen  gesteckt  sind;  die 
Gebote  der  Religion,  Zivilisation3)  und  Ehre,  die  in  der  Armee  lebenden 
Traditionen  und  der  allgemeine  Kriegsgebrauch  werden  seine  Entschei¬ 
dungen  zu  leiten  haben.“ 

Zur  Vernichtung  der  feindlichen  Kombattanten  ist  „alle  Mittel,  welche 
die  moderne  Technik  erfunden,  auch  die  vollendetsten,  gefährlichsten  und 
am  massenhaftesten  tötenden  anzu wenden  gestattet.“  Letztere  sind  „sogar 
als  unentbehrlich  und  genau  betrachtet  als  die  humansten  anzusehen“. 

„Der  Kriegsgebrauch  wünscht4)  als  Ergänzung  dieser  Regel  nur,  dass 
schwerere  Gewaltmittel  nicht  zur  Anwendung  gelangen  sollen,  wenn  zur 
Erreichung  des  Zweckes  mildere  vorhanden  sind  und  ausreichen,  dass 
ferner  gewisse,  unnötig  Leiden  herbeiführende  Kampfmittel  von  jeglicher 
Anwendung  auszuschliessen  sind.“  Es  folgt  die  Aufzählung:  Gebrauch  von 
Gift,  Meuchelmord,  Ächtung,  Vogelfreierklären,  Waffen,  die  zwecklos 
Schmerzen  verursachen,  Töten  Verwundeter  oder  Gefangener,  Pardon 
verweigern.  Art.  23  der  Haager  Konvention  wird  dabei  weder  zitiert  noch 
inhaltlich  berücksichtigt.  Bemerkt  wird  dazu :  „Die  Fortschritte  der  modernen 
Technik  haben  das  ausdrückliche  Verbot  gewisser  älterer  hierher  gehöriger 
Kriegsmittel  überflüssig  gemacht,  da  diese  durch  wirksamere  ersetzt  sind.“ 

„Mit  den  unerlaubten  Kriegsmitteln  steht  in  enger  Verbindung  die 
Verwendung  unzivilisierter  und  barbarischer  Völker  in  europäischen  Kriegen. 
Vom  Rechtsstandpunkte  aus  betrachtet,  kann  es  natürlich  keinem  Staate 
verwehrt  werden,  Streitkräfte  aus  aussereuropäischen  Kolonien  heranzu¬ 
ziehen.  Mit  den  modernen  Bestrebungen,  die  Kriegführung  zu  humani¬ 
sieren5 б)  und  die  Leiden  des  Krieges  zu  mildern,  steht  es  aber  in  ausge- 


*)  Von  Art.  23  der  Haager  Konvention  4  wird  hier  kein  Wort  gesagt. 

*)  Als  Zweck  des  Krieges  wird  bezeichnet,  den  Gegner  zur  Unterwerfung  unter  den 
eigenen  Willen  zu  zwingen. 

а)  Ob  für  die  Gebote  der  Religion  und  Zivilisation  da  viel  Raum  übrig  bleibt? 

4)  Die  Rechtsvorschriften  erscheinen  hier  in  der  Form  des  blossen  Wunsches.  Also  kann 

man  sie  befolgen  oder  nicht,  ganz  wie  es  einem  beliebt. 

б)  Gegen  diese  Humanisierungsbestrebungen  ist  in  der  Einleitung  des  „Kriegs brauchea“, 

wie  wir  gesehen  haben,  ausdrücklich  Front  gemacht  worden,  man  hat  dort  vor  „übertriebenen 
humanitären  Anschauungen“  gewarnt.  Es  muss  daher  eigentümlich  beiühren,  dass  der 
„Kriegs brauch“  jetzt  selbst  in  diesen  Fehler  verfällt.  Wenn  man  nicht  allzu  human  sein 
soll,  dann  braucht  man  doch  auch  die  Kolonialkrieger  nicht  zu  fürchten.  Ob,  wenn  Deutsch¬ 
land  über  entsprechende  Kolonialtruppen  verfügte,  man  sich  hier  wohl  ebenfalls  auf  die 
Humanität  berufen  würde?  « 
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sprochenem  Widerspruch,  wenn  Menschen  und  Truppen  im  Kriege  verwendet 
werden,  denen  die  Kenntnis  einer  zivilisierten  Kriegführung  abgeht  und  von 
denen  dann  jene  durch  den  Kriegsgebrauch  verbotenen  Grausamkeiten  und 
Unmenschlichkeiten  begangen  werden.1)  Die  Verwendung  derartiger 
Truppen  ist  deshalb  der  Anwendung  der  oben  erwähnten  unerlaubten 
Kriegsmittel  gleichzustellen/'2) 

Im  Abschnitt  über  die  „Kriegsgefangenen“  wird  geschrieben,  dass 
„in  bezug  auf  das  Tötungsrecht  an  Gefangenen  folgende  Anschauungen 
gelten.3)  Sie  können  getötet  werden: 

1.  falls  sie  Verbrechen  begehen  und  sich  Handlungen  schuldig  machen, 
die  nach  Zivil-  oder  Militärgesetzen  mit  dem  Tode  bestraft  werden; 

2.  im  Falle  der  Widersetzlichkeit ;  bei  Fluchtversuchen  usw.  kann  auch 
bei  möglicherweise  tötlichem  Ausgang  von  der  Waffe  Gebrauch 
gemacht  werden; 

3.  als  Repressalie4)  bei  dringender  und  zwingender  Notlage,  sei  es  als 
Repressalie  gegen  dieselbe  Massnahme,  sei  es  gegen  sonstige  Aus¬ 
schreitungen  der  feindlichen  Heeresleitung; 

4.  in  zwingender  Notlage,  wenn  andere  Sicherheitsmittel  nicht  vor¬ 
handen  und  in  dem  Dasein  der  Gefangenen  eine  Gefahr  für  die  eigene 
Existenz  beruht.“ 

In  bezug  auf  die  Zulässigkeit  dieser  Repressalien5)  wird  bemerkt, 
„dass  dieselbe  von  zahlreichen  Lehrern  des  Völkerrechts  aus  Humanitäts¬ 
gründen  bestritten  wird.  Dies  für  alle  Fälle  und  prinzipiell  zu  tun“,  beweist 
jedoch  „eine  aus  zwar  begreiflichem,  aber  übertriebenem  undunberechtigtem 


x)  Ist  letzteres  auch  feststehend?  Schlimmeres  als  brennende  Gase  und  Flüssigkeiten 
verbreiten,  können  doch  auch  die  farbigen  Truppen  wohl  kaum  tun.  Es  liegt  kein  Grund 
vor,  ihre  Verwendung  ohne  weiteres  schon  a  priori  als  einen  , »Rückfall  in  die  barbarische 
Kriegführung“  zu  bezeichnen. 

2)  Mit  welchem  Recht,  da  ein  völkerrechtliches  Verbot  nicht  existiert?  Angesichts  dieser 
Tatsache  muss  man  sich  auch  fragen,  was  es  für  einen  Zweck  hat,  wenn  die  deutsche  Regierung 
ein  Weissbuch  über  ,,Die  völkerrechtswidrige  Verwendung  farbiger  Truppen  auf  dem  euro¬ 
päischen  Kriegsschauplatz  durch  Frankreich  und  England“  herausgegeben  hat.  In  dem 
Artikel , »Barbarische  Hilfstruppen  und  Völkerrecht“  (vgl.  z.  B.  „Deutsche  Warte“  vom  31.  Mai 
1916)  hat  zwar  Nöldekees  unternommen,  den  aussichtslosen  Beweis  zu  erbringen,  dass  „die 
Verwendung  barbarischer  Hilfsvölker  mit  der  modernen  Kultur  und  dem  Völkerrecht  in 
schärfstem  Widerspruch  steht“.  Seine  Argumente  verdienen  keine  ernstliche  Widerlegung, 
sie  sind  auf  blosse  Hypothesen  begründet.  Es  steht  keineswegs  schon  a  priori  fest,  dass 
die  farbigen  Truppen  die  Landkriegsordnung  nicht  befolgen,  während  die  weissen  Truppen 
sie  befolgen. 

8)  Das  Völkerrecht  kennt  bekanntlich  kein  solches  besonderes  „Tötungsrecht“.  Dieser 
angebliche  „Kriegsbrauch“  ist  also  eigenes  Erzeugnis  des  deutschen  Generalstabs. 

4)  Dieser  schöne  Grundsatz  verdient  besonders  bemerkt  zu  werden. 

5)  Das  gegenseitige  Überbieten  mit  Repressalien  ist  genau  so  unsinnig  wie  das  Wett¬ 
rüsten.  Die  Logik  der  militärischen  Kreise  vermag  zwar  weder  das  eine  noch  das  andere  ein¬ 
zusehen.  Aber  brauchen  denn  die  modernen  Staatsmänner  sich  diese  mangelhafte  Logik  der 
Militärs  zu  eigen  zu  machen? 
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Humanitätsgefühl  fliessende  Verkennung  der  Bedeutung,  des  Ernstes  und 
des  Rechts  des  Krieges.  Es  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  auch  hier  in 
erster  Linie  die  Kriegsnotwendigkeit  und  die  Sicherung  des  Staates,1)  nicht 
aber  die  Rücksicht  auf  die  um  jeden  Preis  unbehelligt  zu  lassenden  Ge¬ 
fangenen  steht.  " 

In  dem  Abschnitt  über  „Belagerungen  und  Beschiessungen"  wird 
bemerkt,  dass  jede  Stadt  und  jede  Ortschaft,  die  dem  militärischen  Vor¬ 
gehen  ein  Hindernis  entgegensetzt,  belagert,  beschossen,  erstürmt  und 
zerstört  werden  kann,  wenn  sie  vom  Gegner  verteidigt,  ja  unter  Umständen 
sogar,  wenn  sie  nur  besetzt  ist.  „Die  Ansichten  über  die  Mittel,  die  zur 
Bekämpfung  dieser  toten  Objekte  erlaubt  und  nicht  erlaubt  sind,  gingen 
zu  allen  Zeiten  bei  den  Lehrern  des  Völkerrechts  sehr  auseinander  und 
standen  häufig  in  starkem  Widerspruch  mit  denjenigen  des  Soldaten/'  Von 
den  „Festungen,  festen  Plätzen  und  befestigten  Stellungen"  unterscheidet 
der  „Kriegsbrauch"  „offene,  aber  militärisch  besetzte  oder  benutzte  Städte, 
Dörfer,  Gebäude  und  dgl."2) 

Der  „Kriegsbrauch"  sagt  dann:  „Eine  vorherige  Ankündigung  der 
Beschiessung  ist  ebensowenig  erforderlich,  wie  diejenige  eines  Sturmes.3) 
Dahingehende  Forderungen  einiger  Völkerrechtslehrer  sind  völlig  unkriegs- 
gemäss  und  müssen  vom  Soldaten  zurückgewiesen  werden;4)  die  Fälle, 
in  denen  eine  Ankündigung  freiwillig  erfolgt  ist,  beweisen  nicht  ihre  Not¬ 
wendigkeit."  Zum  Schluss  gibt  der  „Kriegsbrauch"  dann  aber  doch  zu, 
dass,  wenn  nicht  zu  befürchten  stehe,  dass  die  Erreichung  des  Kriegszweckes 
gefährdet  werde,  die  Ankündigung  allerdings  einer  Forderung  der  Humanität 
entspreche. 

Es  wird  dann  ausgeführt,  dass  eine  Beschränkung  der  Beschiessung 
auf  die  Befestigungen  den  Verteidiger  ganz  ungerechtfertigt  schonen  würde. 
„Dies  schliesst  aber  nicht  aus,  dass  der  Belagerer  gewisse  Teile  und  Ge¬ 
bäude  der  Festung  oder  der  Stadt  wie  Kirchen  usw.  . . . ,  soweit  dies  möglich 
ist,  von  der  Beschiessung  ausschliessen  wird.5 6)  Naturgemässe  Voraussetzung 

J)  Es  muss  entschieden  bestritten  werden,  dass  die  Sicherheit  des  Staates  und  die  Kriegs¬ 
notwendigkeit  diese  Repressalien  notwendig  machen  werden.  Diese  dienen,  wir  wir  sehen 
werden,  lediglich  der  Terrorisierung. 

2)  Diese  Unterscheidung  kennt  die  Haager  Konvention  nicht. 

3)  Das  wird  angesichts  des  Art.  26  der  Haager  Konvention  4  behauptet,  der  eine  vor¬ 
herige  Ankündigung  ausdrücklich  fordert,  soweit  sie  sich  ermöglichen  lässt. 

4)  Trotzdem  sie  durch  Staatsvertrag  stipuliert  sind!  Aber  diese  Tatsache  wird  einfach 
mit  Konsequenz  verschwiegen.  Es  ist  immer  nur  von  den  „Ansichten  einiger  Völker¬ 

rechtslehrer“  die  Rede. 

6)  Davon,  dass  ein  völkerrechtliches  Verbot  in  Art.  27  der  Haager  Konvention  4  besteht, 
wird  kein  Wort  gesagt,  so  dass  es  aussieht,  als  ob  die  Sache  ganz  von  dem  freien  Willen  der 
Befehlshaber  abhänge.  Überhaupt  wird  die  Existenz  der  Haager  Konventionen  fast  überall 
grundsätzlich  ignoriert. 
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dabei  ist  aber,  dass  diese  Schonung  verlangenden  Gebäude  äusserlich 
kenntlich  gemacht  und  dass  sie  nicht  missbräuchlich  zu  Zwecken  der  Ver¬ 
teidigung  verwendet  werden;  geschieht  letzteres,  so  hat  jede  humanitäre 
Rücksicht  in  den  Hintergrund  zu  treten.“1)  Der  ,, Kriegsbrauch“  bemerkt 
sodann:  ,,Die  einzige,  durch  die  Genfer  Konvention  völkerrechtlich 
anerkannte  Beschränkung  der  Beschiessung  bezieht  sich  auf 
Hospital-  und  Sanitätsanstalten,  im  übrigen  ist  ihre  Ausdehnung  dem  Er¬ 
messen  des  die  Belagerung  Leitenden  überlassen.“2) 

Wenn  die  Einschliessung  der  Festung  vollzogen  ist,  kann  ein  Recht  auf 
freien  Abzug  der  Frauen,  Kinder,  Greise,  Kranken  usw.  nicht  geltend  ge¬ 
macht  werden.  ,,Alle  dahinzielenden  Forderungen  von  Lehrern  des  Völker¬ 
rechts  sind  im  Prinzip  als  mit  den  Grundsätzen  des  Krieges  in  Widerspruch 
stehend  mit  Entschiedenheit  zurückzu  weisen.  Gerade  das  Verbleiben  dieser 
Personen  kann  die  Übergabe  des  Platzes  unter  Umständen  wesentlich  be¬ 
schleunigen,  es  wäre  daher  eine  Torheit  des  Belagerers,  auf  diesen  Vorteil 
freiwillig  zu  verzichten.“3) 

Über  die  Behandlung  offener  Städte  und  Ortschaften  schreibt  der 
,, Kriegsbrauch“' :  „Ein  völkerrechtliches  Verbot  des  Beschiessens  offener 
Städte  und  Ortschaften,  die  nicht  vom  Feinde  besetzt  und  nicht  verteidigt 
werden,  wurde  zwar  von  den  Haager  Bestimmungen  ausgesprochen,  erscheint 
aber  überflüssig,  da  die  neuere  Kriegsgeschichte  wohl  kaum  einen  Fall 
kennt,  wo  eine  solche  erfolgt  wäre.4)  Anders  liegt  aber  die  Sache,  wenn 
offene  Städte  vom  Feinde  besetzt  sind  oder  verteidigt  wTerden.  In  diesem 
Falle  finden  naturgemäss  alle  oben  in  bezug  auf  Festungen  und  feste  Plätze 
gegebenen  Regeln  auch  hier  Anwendung  . . . 5)  Eine  Beschiessung  ist  sogar 
gerechtfertigt  und  militärisch  unbedingt  geboten,  wrenn  die  Besetzung  der 
betreffenden  Ortschaft  nicht  erfolgt  ist  zum  Zwecke  der  Verteidigung, 
sondern  nur  etwa  zum  Durchmarsch,  zum  Schutze  der  Annäherung  oder 
des  Abzugs,  zur  Vorbereitung  oder  zur  Deckung  einer  taktischen  Bewegung, 
zur  Aufnahme  von  Vorräten  und  dgl.  . . .  Entscheidend  ist  nur  der  Wert, 
den  die  betreffende  Lokalität  innerhalb  der  obwaltenden  Kriegslage  für  den 
Feind  besitzt.“6) 

*)  Aach  dann,  wenn  eine  Kriegsnotwendigkeit  nicht  vorliegt? 

2)  Die  Haager  Konvention  wird  also  auch  hier  ausdrücklich  ignoriert. 

3)  Humanität? 

4)  Dass  das  Verbot  nicht  überflüssig  war,  hat  der  jetzige  Krieg  leider  zur  Genüge  bewiesen. 

Im  übrigen  verdient  bemerkt  zu  werden,  dass  die  „Haager  Bestimmungen“  hier  ausnahms¬ 
weise  einmal  erwähnt  werden,  allerdings  nur  um  als  „überflüssig“  gekennzeichnet  zu  werden. 

6)  Wir  werden  sehen,  dass  man  infolge  davon  z.  B.  sogar  eine  Beschiessung  von 
London  als  zulässig  hat  ausgeben  wollen,  weil  dort  Abwehrgeschütze  gegen  Luftschiffe  auf¬ 
gestellt  waren! 

#)  Darum,  ob  das  mit  dem  geltenden  Völkerrecht  in  Einklang  steht,  kümmert  sich  der 
Autor  also  nicht  im  mindesten. 
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Zu  den  Kriegslisten,  die  nach  dem  „Kriegsbrauch"  erlaubt  sind,  ge¬ 
hörtu.  a.  auch  das  Verbreiten  von  falschen  Nachrichten.  Weiter  wird  darüber 
bemerkt:  „Die  Anschauungen  der  militärischen  Autoritäten  über  derartige 
Kriegsmittel,  sowie  über  solche,  welche  die  Grenze  des  Unerlaubten  be¬ 
rühren  oder  ihr  nahe  kommen,  weichen  hierbei  vielfach  sehr  von  denjenigen 
namhafter  Lehrer  des  Völkerrechts  ab.  So  wird  das  Anlegen  feindlicher 
Uniformen,  die  Verwendung  feindlicher  oder  neutraler  Fahnen,  Flaggen  und 
Zeichen  zum  Zwecke  der  Täuschung  von  der  kriegsrechtlichen  Theorie  meist 
als  zulässig  erklärt,  während  die  Militärschriftsteller  sich  einstimmig  dagegen 
ausgesprochen  haben.  Die  Haager  Konferenz  hat  sich  der  letzteren  An¬ 
schauung  angeschlossen." 

Über  die  Genfer  Konvention  schreibt  der  „Kriegsbrauch" :  „Mit  der 
Erhebung  der  Genfer  Vereinbarungen  zum  Völker  und  Heere  bindenden 
Gesetze  scheidet  aber  die  Frage  der  Behandlung  verwundeter  und  er¬ 
krankter  Krieger  . . .  aus  dem  Rahmen  der  „Kriegsgebräuche"  aus.1)  Auch 
die  Erörterungen  über  die  Form  dieses  internationalen  Gesetzes  sind  vom 
militärischen  Standpunkt  aus  für  zwecklos  und  unfruchtbar  zu  erklären. 
Der  Soldat  mag  noch  so  sehr  von  der  Verbesserungsfähigkeit  einzelner  Ab¬ 
schnitte,  von  dem  Ergänzungsbedürfnis  anderer,  von  der  Notwendigkeit 
des  Wegfalls  dritter,  überzeugt  sein,  er  hat  nicht  das  Recht,  von  ihren  Fest¬ 
setzungen  nach  .Gutdünken  abzuweichen,2)  er  hat  die  Pflicht,  nach  besten 
Kräften  für  die  Befolgung  des  gesamten  Gesetzes  das  seinige  beizutragen." 

Es  wäre  wirklich  interessant,  zu  wissen,  wie  der  Verfasser  des  „Kriegs¬ 
brauchs"  eigentlich  diese  gänzlich  ungerechtfertigte  differenzierende  Be¬ 
handlung  der  Genfer  Konvention  und  der  Haager  Konventionen  motivieren 
will.  Beides  sind  ratifizierte  Staatsverträge.  Dem  einen  gegenüber  verhält 
sich  der  „Kriegsgebrauch"  korrekt,  den  andern  gegenüber  nicht.  Was  ist 
der  Grund? 

Bedenklich  erscheint  es,  wenn  in  dem  Abschnitt  „Schutz  und  Geleit¬ 
briefe"  gesagt  wird:  „Ein  an  Personen  erteilter  Geleitbrief  ist  jederzeit 
widerruflich,  er  kann  selbst,  falls  sich  die  militärische  Lage  derart  geändert 
hat,  dass  seine  Benutzung  mit  ungünstigen  Folgen  für  die  ausstellende 
Partei  verbunden  ist,  ganz  zurückgenommen  oder  von  einem  andern  Vor¬ 
gesetzten  nicht  anerkannt  werden".  Man  muss  sich  fragen,  welchen  Wert 
die  Ausstellung  von  Geleitbriefen  unter  diesen  Umständen  haben  kann. 

In  dem  Abschnitt  „Rechte  und  Pflichten  der  Bewohner  des  feindlichen 
Landes"  wird  gesagt,  die  Anschauung,  dass  kein  Bewohner  eines  besetzten 

x)  Warum?  Weil  es  sich  nach  Ansicht  des  Autors  hier  ausnahmsweise  um  wirk¬ 
liches  Recht  handelt? 

a)  Dieses  Recht  hat  er  eben  auch  bei  anderen  Rechtsregeln  nicht. 
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Landes  zur  direkten  Anteilnahme  am  Kampfe  gegen  sein  eigenes  Land  ge¬ 
zwungen  werden  kann,  erleide  nach  allgemeinem  Kriegsgebrauche1)  eine 
Ausnahme:  ,,die  Heranziehung  und  Verwendung  von  Landeseinwohnern 
als  Führer  in  unbekanntem  Gelände.  So  sehr  sich  auch  das  menschliche 
Gefühl  dagegen  sträuben  mag,  einen  Menschen  zur  Schädigung  seines  eigenen 
Vaterlandes  und  zur  indirekten  Bekämpfung  der  eigenen  Truppen  zu 
zwingen,  so  wird  doch  keine  in  Feindesland  operierende  Armee  ganz  hierauf 
verzichten  können.2)  Als  eine  noch  schärfere  Massregel  erscheint  aber  die 
Nötigung  der  Landesbewohner  zur  Angabe  über  ihr  eigenes  Heer,  über 
Kriegführung,  Kriegsmittel  und  Kriegsgeheimnisse  ihres  Landes.  Die 
Mehrzahl  der  Schriftsteller  aller  Nationen  ist  sich  in  der  Verwerfung  dieser 
Massregel  einig.  Nichtsdestoweniger  (!)  wird  man  auch  diese  nicht  immer 
entbehren  können;  man  wird  sie  zweifellos  nur  mit  Bedauern  an  wenden, 
aber  die  Kriegsraison  wird  häufig  hierzu  zwingen/' 

Über  „Gestellung  von  Geiseln"  wird  geschrieben:  „Unter  Geiseln 
versteht  man  diejenigen  Personen,  die  als  Sicherung  oder  als  Bürgen  für  die 
Erfüllung  von  Verträgen,  Zusagen  oder  sonstigen  Ansprüchen  von  dem 
gegnerischen  Staate  oder  Heere  mitgenommen  oder  gefangen  gehalten 
werden.  Ihre  Gestellung  ist  in  den  neueren  Kriegen  weniger  üblich  geworden, 
woraus  einige  Professoren  des  Völkerrechts  mit  Unrecht  geschlossen  haben, 
dass  das  Geiselnehmen  aus  der  Kriegführung  gesitteter  Nationen  ver¬ 
schwunden  sei  ...  Die  abfällige  Beurteilung  dieses  von  der  deutschen 
Heeresleitung  in  vereinzelten  Fällen  aus  verschiedenen  Gründen  ange¬ 
wandten  Kriegsmittels  ist  daher  zurückzu  weisen."  Der  „Kriegsbrauch" 
weist  dann  darauf  hin,  dass  die  deutsche  Heeresleitung  1870/71  eine  neue 
Anwendung  des  Geiselrechts  geübt  habe,  „indem  sie  zur  Sicherung  des  von 
der  Bevölkerung  bedrohten  Eisenbahnverkehrs  Notabein  der  französischen 
Städte  und  Dörfer  zur  Begleitung  der  Züge  auf  den  Lokomotiven  zwang. 
Da  hierdurch  friedliche  Bewohner  ohne  ihr  Verschulden  in  ernste  Lebens¬ 
gefahr  gebracht  wurden,  hat  die  gesamte  ausserdeutsche  Literatur  diese 
Massregel  als  mit  dem  Völkerrecht  nicht  in  Einklang  stehend  und  gegenüber 
den  Angehörigen  des  feindlichen  Landes  unberechtigt  bezeichnet.3)  Diesen 
abfälligen  Urteilen  gegenüber  muss  betont  werden,  dass  das  auch  von 
deutscher  Seite  als  hart  und  grausam  anerkannte  Mittel  erst  zur  An¬ 
wendung  gelangte,  nachdem  Erklärungen  und  Belehrungen  der  Landes¬ 
einwohner  erfolglos  geblieben  waren  und  dass  es  unter  den  gegebenen  Ver¬ 
hältnissen  das  Einzige  war,  was  dem  zweifellos  unberechtigten,  ja  ver- 

1)  Es  entspricht  dies  weder  dem  allgemeinen  „Kriegsgebrauch“  noch  dem  Haager 
Konventionsrecht.  Vgl.  dazu  meine  „Zweite  Haager  Friedenskonferenz“  Bd.  2,  S.  22  ff. 

2)  Man  vgl.  dazu  auch  unten,  was  der  „Kriegsbrauch“  über  Kriegsverrat  sagt. 

3)  Mit  Recht! 

Ni  pp  old,  Deutschland  und  das  Völkerrecht.  I. 
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brecherischen  Verhalten  einer  fanatisierten  Bevölkerung  gegenüber  Wirkung 
versprach/' 

Unter  „Kriegs verrat"  wird  auch  die  Täuschung  beim  Wegeführen 
behandelt.  „Eine  besondere  Art  des  Kriegs  Verrats,  auf  die  hier  kurz  ein¬ 
gegangen  werden  muss,  weil  die  Anschauungen  der  Lehrer  des  Völkerrechts 
hierüber  von  dem  Kriegsgebrauche  stark  abweichen,1)  ist  die  Täuschung 
beim  Wegeführen,  begangen  durch  absichtliches  Führen  feindlicher  Truppen 
auf  falsche  oder  unvorteilhafte  Wege  durch  einen  Landeseinwohner.  Hat 
sich  dieser  selbst  zum  Führer  angeboten,  so  liegt  die  Tatsache  des  Kriegs¬ 
verrats  ganz  zweifellos  vor,  aber  auch  falls  er  zum  Führen  gezwungen  wurde, 
kann  sein  Verbrechen  nicht  anders  beurteilt  werden,  denn  er  schuldete  der 
das  Land  besetzenden  Macht  Gehorsam  (?),  er  durfte  auf  keinen  Fall  einen 
Akt  offener  Auflehnung  und  positiver  Schädigung  begehen,  sondern  hätte 
äusserstenfalls  sich  auf  passiven  Ungehorsam  beschränken  und  dessen 
Folgen  dann  tragen  müssen.  So  sehr  die  Neigung,  ein  derartiges  Verbrechen 
von  milderem  Standpunkte  aus  zu  betrachten  und  zu  beurteilen,  begreiflich 
erscheint,  wird  der  Führer  der  geschädigten  Truppenabteilung  doch  nicht 
anders  können,  als  den  Verbrecher  mit  dem  Tode  zu  bestrafen,  da  nur  durch 
harte  Abwehr  und  Abschreckungsmassregeln  die  Wiederholung  derartiger 
Verbrechen  verhindert  wird." 

Über  das  „Privateigentum  im  Kriege"  wird  gesagt,  dass  jede  unnötige, 
d.  h.  von  der  Kriegsnotwendigkeit  nicht  geforderte  Beeinträchtigung  des 
fremden  Vermögens  völkerrechtswidrig  sei.  „Anders  gestaltet  sich  die 
Frage,  wenn  die  Notwendigkeit  des  Krieges  eine  Inanspruchnahme  des 
fremden  Vermögens,  sei  es  Staats-  oder  Privateigentum,  verlangt,  ln  diesem 
Falle  ist  naturgemäss  jede  Beschlagnahme,  jede  vorübergehende  oder 
dauernde  Wegnahme,  jede  Benutzung,  Beschädigung  oder  Zerstörung 
gestattet."  Es  ergebe  sich  also  die  Doppelregel:  „Es  darf  kein  Schaden, 
auch  nicht  der  kleinste,  angerichtet  werden,  der  nicht  aus  militärischen 
Gründen  angerichtet  werden  musste;  es  darf  jeder,  auch  der  grösste  Scha¬ 
den  angerichtet  werden,  den  die  Kriegführung  verlangt  oder  in  naturge- 
mässem  Verlauf  mit  sich  bringt.  Ob  die  rechtfertigende  Zwangslage  vor¬ 
liegt  oder  nicht,  muss  in  jedem  einzelnen  Falle  entschieden  werden.  Die 
Beantwortung  dieser  Frage  liegt  allein  in  der  Macht  des  Kommandierenden, 
von  dessen  Gewissen  die  heutige  Zeit  eine  so  weitgehende  Humanität,  wie 
es  der  Kriegszweck  erlaubt,  erwarten  und  verlangen  darf."2) 

Der  „Kriegsbrauch"  will  nicht  bestreiten,  dass  1870/71,,  nicht  von 

D  Was  soviel  heisst,  als  dass  der  „Kriegsbrauch“  sich  über  das  geltende  Völkerrecht 
hier  hinwegsetzt. 

2)  Läuft  das  de  facto  nicht  in  eine  reine  Willkürherrschaft  hinaus? 
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einzelnen  unberechtigte  Verletzungen  des  Privateigentums  vorgekommen 
sind.  Derartiges  wird  sich  aber  nie,  selbst  nicht  bei  den  hochkultiviertesten 
Nationen  und  den  best  disziplinierten  Armeen  gänzlich  vermeiden  lassen. .  A) 
Erklären  sich  auf  diese  Weise  für  jeden  vernünftig  denkenden  Menschen 
kleinere  Beschädigungen  ganz  von  selbst,  so  hat  eine  gründliche  und  vor¬ 
urteilsfreie* 2)  Untersuchung  ergeben,  dass  auch  die  der  deutschen  Armee 
vorgeworfenen,  in  grösserem  Massstabe  ausgeführten  Zerstörungen  und 
Verwüstungen  in  keinem  Falle  die  durch  die  Kriegslage  vorgeschriebene 
Notwendigkeit  überschritten  haben.“3) 

Bei  ,, Beute  und  Plünderung“  wird  gesagt :  ,,Die  Aneignung  von  Privat¬ 
eigentum  wird  zum  Teil  als  erlaubt4)  angesehen  bei  denjenigen  Gegenständen, 
welche  der  besiegte  Kombattant  bei  sich  führt.  Doch  auch  hier  haben  sich 
die  widersprechenden  (?)  Meinungen  dahin  geklärt,  dass  die  Wegnahme  von 
Wertgegenständen,  Geld  und  dgl.  als  unstatthaft  und  nur  diejenige  von 
militärischen  Ausrüstungsgegenständen  für  erlaubt  erklärt  wird.“ 

Mit  Bezug  auf  Kriegsschatzungen  erklärt  der  „Kriegsbrauch“,  dass 
solche  nicht  nur  als  Ersatz  von  Steuern  und  als  Ersatz  für  die  von  der  Be¬ 
völkerung  zu  gewährenden  Naturalleistungen  durch  Zwangslieferungen, 
sondern  auch  als  Strafe  gestattet  seien.  „Kriegsschatzungen  sind  als  Mittel 
zur  Bestrafung  einzelner  oder  ganzer  Gemeinden  im  deutsch -französischen 
Kriege  sehr  häufig  angewendet  worden.  Wenn  französische  Schriftsteller 
die  deutsche  Heeresleitung  in  dieser  Beziehung  einer  übertriebenen  Härte 
anklagen,  so  ist  dagegen  zu  bemerken,  dass  der  erbitterte  Charakter,  den 
der  Krieg  in  seinem  letzten  Stadium  angenommen  hatte,  und  die  lebhafte  Be- 
teüigung  der  Bevölkerung  an  ihm  die  strengsten  Massregeln  nötig  machten.“ 
Über  die  „Verwaltung  des  feindlichen  Gebiets“  wird  bemerkt:  „Wenn 
im  nachfolgenden  kurz  die  Grundsätze  entwickelt  werden,  die  bei  der  Re¬ 
gierung  eines  besetzten  feindlichen  Staatsgebiets  zur  Anwendung  gelangen, 
so  muss  auch  hier  scharf  betont  werden,  dass  die  Notwendigkeiten  des 
Krieges  ein  Abweichen  von  diesen  Grundsätzen  in  vielen  Fällen  nicht  nur 
gestatten5,)  sondern  unter  Umständen  sogar  dem  Ober  kommandierenden 
zur  Pflicht  machen.“ 

Über  die  „Hauptpflichten  neutraler  Staaten“  äussert  sich  der  „Kriegs¬ 
brauch“:  „Das  Gebiet  neutraler  Staaten  ist  für  keine  der  kriegführenden 

*)  Das  ist  zweifellos  richtig.  Auch  die  deutsche  Presse  dürfte  das  also  zugeben. 

а)  Auch  unparteiische? 

3)  In  Bazeilles  würde  1870/71  nach  dem  „Kriegs brauche“  das  Verhalten  der  Einwohner 
die  völlige  Zerstörung  des  Dorfes  und  die  kriegsrechtliche  Verurteilung  fast  aller  erwachsenen 
Bewohner  verlangt  haben!“  —  Notwendigkeit? 

4)  Völkerrechtlich  erlaubt? 

б)  Auch  da,  wo  völkerrechtliche  Vorschriften  vorliegen? 
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Parteien  in  bezug  auf  die  Kriegführung  benutzbar.1)  Die  Regierung  des 
neutralen  Staates  hat  also  nach  erfolgter  Kriegserklärung  den  Angehörigen 
beider  Parteien  den  Durchmarsch  zu  verwehren,  sie  hat  in  gleicher  Weise 
die  Anlage  von  Fabriken  und  Werkstätten  zur  Herstellung  von  Kriegs¬ 
bedarf  für  die  eine  oder  andere  Partei  zu  verhindern.“2 3)  Der  neutrale  Grenz¬ 
staat  habe  für  eine  genügend  starke  Besetzung  seiner  Grenzen  zu  sorgen, 
um  einen  Übertritt  von  Teilen  der  kriegführenden  Armeen  zum  Zwecke  des 
Durch  marschs  usw.  zu  verhindern. 

Mit  Bezug  auf  die  Lieferung  von  Kriegskonterbande  bemerkt  der 
,, Kriegsbrauch“,  die  Lieferung  von  seiten  der  Untertanen  in  kleinen  Mengen 
gelte  nicht  als  Verletzung  der  Neutralität,  wohl  aber  die  Lieferung  von 
Kriegsmitteln  im  Grossen.  ,,Will  daher  ein  neutraler  Staat  seine  Nicht¬ 
parteinahme  am  Kriege  ausser  Zweifel  stellen  und  äusserlich  an  den  Tag 
legen,  so  muss  er  sein  möglichstes  tun,  derartige  Lieferungen  zu  verhindern.“ 
Dieser  Anschauung  entsprechend  hätten  1870  zahlreiche  neutrale  Staaten 
die  Waffenzufuhr  verboten,  „ während  England  und  die  Vereinigten  Staaten 
dem  Waffenhandel  keinerlei  Hindernisse  in  den  Weg  legten  und  sich  damit 
begnügten,  ihre  Handelsleute  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  Waffen 
als  Konterbande  gelten  und  daher  der  Wegnahme  seitens  der  geschädigten 
Kriegspartei  ausgesetzt  sind.  Wir  ersehen  hieraus,  dass  die  Anschauungen 
über  diesen  Teil  der  Beziehungen  der  Völker  untereinander  noch  der  Klä¬ 
rung  bedürfen  und  dass  hierüber  keineswegs  die  wünschenswerte  Einheit 
besteht.“ 

Unter  den  ,, Rechten  neutraler  Staaten"  führt  der  ,, Kriegsbrauch“ 
ausdrücklich  an:  ,,Die  kriegführenden  Staaten  haben  die  Unverletzlichkeit 
des  Gebietes  und  die  ungestörte  Ausübung  aller  Hoheitsrechte  im  Innern 
desselben  zu  achten,  sich  jeden  Eingriffs  in  dasselbe  zu  enthalten,  auch 
wenn  das  Bedürfnis  des  Krieges  einen  solchen  verlangen 
sollte  ....  Wird  das  Gebiet  eines  neutralen  Staates  von  den  kriegführen¬ 
den  Parteien  zum  Zwecke  des  Kampfes  betreten,  so  hat  dieser  Staat  das 
Recht,  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  gegen  diese  Gebiets¬ 
verletzung  einzuschreiten  ....  Ist  das  Betreten  des  neutralen  Gebietes  auf 
Befehl  der  Heeresleitung  geschehen,  so  ist  der  betreffende  Staat  zur  Genug¬ 
tuung  und  Entschädigung  verpflichtet  ....  Jeder  neutrale  Staat  hat  die 
Präsumtion  für  sich,  dass  er  den  Charakter  er  Neutralität 

1)  In  einer  Anmerkung  wird  gesagt,  dass  1805  und  1814  Neutralitätsverletzungen  vor¬ 
kamen.  „Im  deutsch-französischen  Kriege  beschwerte  sich  die  preussische  Regierung  über 
die  Haltung  Luxemburgs,  indem  dieses  nach  dem  Falle  von  Metz  einen  massenhaften  Durch¬ 
marsch  fliehender  französischer  Soldaten  durch  das  Gebiet  des  Grossherzogtums  nicht  ver¬ 

hinderte.“  —  Und  was  tat  dieselbe  Regierung  jetzt? 

3)  Diese  letztere  Verpflichtung  erscheint  etwas  eigentümlich,  Angesichts  von  Art.  7  der 
Haager  Konvention  5. 
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streng  bewahren  und  nicht  etwa  Erklärungen  oder  sonstige  Handlungen 
zum  Deckmantel  einer  Ungerechtigkeit  gegen  den  einen  kriegführenden 
Teil  zugunsten  des  andern  oder  auch  beiden  gegenüber  in  gleicher  Weise 
benutzen  werde.“  — 

Blicken  wir  nun  auf  diese  Grundsätze  zurück,  wie  sie  hier  von  der 
militärisch  leitenden  Stelle  Deutschlands  entwickelt  werden,1)  so  können 
wir  den  Gesamteindruck  zweifellos  nur  dahin  zusammenfassen,  dass  diese 
Grundsätze  in  einem  geradezu  in  die  Augen  fallenden  Widerspruch  mit  dem 
geltenden  Völkerrecht,  zu  der  allgemein  anerkannten  völkerrechtlichen 
Theorie  und  Praxis  sowohl  wie  zu  dem  geltenden  Vertragsrecht  stehen. 
Das  geht  so  weit,  dass  die  Hauptquelle  desselben,  die  Haager  Konventionen, 
meist  absichtlich  ignoriert,  oder,  wo  man  sie  ausnahmsweise  erwähnt,  mit 
ungültigen  Vorent würfen  auf  eine  Stufe  gestellt  werden,  dass  man  sie  in 
Gegensatz  zur  Genfer  Konvention  stellt  und  ihnen  ausdrücklich  nur 
moralische  Kraft  zuspricht,2)  trotzdem  es  sich  um  von  Deutschland  ratifi¬ 
zierte  Staatsverträge  handelt,  die  dadurch  Anspruch  erlangt  haben,  als 
Teil  der  deutschen  Gesetzgebung  zu  gelten.  Es  ist  klar,  dass  die  deutsche 
Regierung,  indem  sie  dieses  zuliess,  ihren  durch  die  Ratifikation  über¬ 
nommenen  Verpflichtungen  zuwidergehandelt  hat.3)  Sie  hat  in  Artikel  1 
der  Haager  Konvention  4  die  ausdrückliche  Verpflichtung  übernommen, 
ihrer  Armee  Instruktionen  zu  erteilen,  die  in  Einklang  mit  dem  Haager 
Kriegsreglement  stehen.  Dieser  Verpflichtung  ist  sie  seinerzeit  nicht  nur 
nicht  nachgekommen,  sondern  sie  hat  es  sogar  geschehen  lassen,  dass  der 
deutsche  Generalstab  Grundsätze  auf  gestellt  hat,  die  sich  in  bewussten 
Gegensatz  zu  diesem  Reglement  stellen4)  und  dessen  Gültigkeit  direkt  in 
Abrede  stellen.  Das  ist  eine  offenbare  Vertragsverletzung. 


x)  Einen  weiterer  Beleg  für  die  in  den  deutschen  militärischen  Kreisen  herrschenden 
Grundsätze  bildet  neben  dem  „Kriegsbrauch“  auch  „Der  Dolmetscher  im  Kriege“,  „L’inter- 
prete  militaire“,  Berlin  1906,  der  zum  Gebrauch  für  die  deutschen  Dolmetscheroffiziere  im 
Feindesland  bestimmt  ist  und  eine  französische  Übersetzung  aller  Dokumente,  Proklamationen 
usw.  enthält,  die  im  Kriege  möglicherweise  in  Betracht  kommen  können. 

2)  Vgl.  dazu  auch  Strupp,  „Landkriegsrecht“,  S.  3. 

3)  In  deutschen  wissenschaftlichen  Kreisen  hat  man  sich  stark  über  die  Auslegung  auf¬ 
geregt,  die  die  englische  Regierung  dem  Art.  23  h  der  Haager  Konvention  4  gibt.  Man  mag 
die  englische  Interpretation  missbilligen,  aber  sie  findet  immerhin  ihre  historische  Er¬ 
klärung.  Doch  sei  dem  wie  ihm  wolle,  in  jedem  Falle  ist  diese  abweichende  Interpretation 
eine  viel  grössere  Kleinigkeit,  als  wenn,  wie  es  von  seiten  des  deutschen  Generalstabs 
geschieht,  der  ganzen  Konvention  die  rechtliche  Gültigkeit  abgesprochen  wird. 

4)  Diese  Tatsache  wurde  auf  der  zweiten  Haager  Friedenskonferenz  bereits  zur  Sprache 
gebracht.  Anscheinend  hat  daraufhin  die  deutsche  Delegation  den  Art.  3  der  Konvention  4 
in  Vorschlag  gebracht.  Vgl.  dazu  den  Bericht  von  Renault  im  „Temps“  vom  27.  Oktober 
1907.  Übrigens  wäre  es  ein  Irrtum,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass  die  Publikation  des 
deutschen  Generalstabs  vor  dem  Kriege  im  Ausland  unbemerkt  geblieben  sei.  Eine  französische 
Übersetzung  derselben  erschien  schon  1904:  P.  Carpentier,  ,,Les  Lois  de  la  guerre  conti- 
nentale“,  in  neuer  Ausgabe  erschienen  1916.  Ferner  vgl.  Merignhac,  „Les  lois  de  la  guerre 
continentale  suivant  le  grand  Etat  major  allemand“  in  der  „Revue .generale  de  droit  inter- 
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Dass  der  im  „ Kriegsbrauch“  zum  Ausdruck  gelangende  Gegensatz  zum 
Rechtsstandpunkte  im  übrigen  ein  bewusster  ist,  und  dass  man  es  mithin 
mit  einem  System,  einem  Geiste  zu  tun  hat,  der  sich  in  bewussten 
Gegensatz  zur  internationalen  Rechtsordnung  stellt  und  eine  direkt  ent¬ 
gegengesetzte  Tendenz  verfolgt,  wie  die  neuere  Entwicklung  dieses  Rechts¬ 
gebiets,  daran  kann  man,  wenn  man  sich  die  Sätze  des  „Kriegsbrauchs“ 
vergegenwärtigt,  gewiss  nicht  zweifeln.  Und  es  ist  klar,  dass  man  diese 
Tatsache  des  bewussten  Gegensatzes  zum  Recht  bei  der  Beurteilung  der 
Generalstabsschrift  auch  an  die  Spitze  zu  stellen  hat.  Mit  den  einzelnen 
Grundsätzen,  die  ich  oben  wiedergegeben  habe,  werden  wir  uns  noch 
im  Laufe  unserer  Betrachtung  auseinanderzusetzen  haben.1)  Aber  der 
springende  Punkt  ist  offenbar  der,  dass  man  das  geltende  Recht  im  „Kriegs¬ 
brauch“  seiner  verbindlichen  Kraft  zu  berauben  sucht  und  ganz  ungeniert 
den  Grundsatz  proklamiert,  dass  die  Freiheit  des  militärischen  Handelns 
durch  die  Rechtssätze  nicht  gebunden  werden  kann.  Ein  deutlicheres  Be¬ 
kenntnis  zu  dem  Satze,  dass  „Macht  vor  Recht“  geht,  durch  die  offizielle 
militärische  Leitung  eines  Kulturstaates  ist  wohl  nicht  möglich  und  ist  in 
der  Geschichte  des  letzten  Jahrhunderts  auch  nicht  dagewesen.  Nicht  aus 
fremden  Zeugnissen  etwa  ergibt  sich  diese  Tatsache,  sondern  aus  den 
eigenen  Erklärungen  der  massgebenden  militärischen  Stellen.  Der 
Geist,  von  dem  diese  Erklärungen  diktiert  sind  und  der  Geist  des  mo¬ 
dernen  Völkerrechts  sind  aber,  darüber  möge  man  sich  keine  Illusionen 
machen,  für  alle  Zeiten  miteinander  unvereinbar.  Es  sind  eben  zwei  Welt¬ 
anschauungen,  die  da  zum  Ausdruck  gelangt  sind,  zwischen  denen  es 
keine  Brücke  gibt.2) 

Um  so  mehr  verdient  es  nun  aber  auch  beachtet  zu  werden,  wie 
die  öffentliche  Meinung  sich  in  Deutschlandzu  diesem  grundsätzli- 


national  public“  1907,  p.  214.  Neuerdings  vgl.  Lavisse  et  Andler,  „Pratique  et  doctrine 
allemandes  de  la  guerre“  1915,  p.  24  ff.,  ferner ,, La  violation  du  droit  des  gens  en  Belgique, 
publication  officielle  du  Gouvernement  beige“,  p.  13,  Luigi  Barzini,  „Scene  della  grande 
guerra“  II,  p.  161.  Auch  eine  englische  Übersetzung  des  „Kriegsbrauchs“  ist  kürzlich  er¬ 
schienen. 

*)  Lavisse  et  Andler  a.  a.  O.,  S.  28, schreiben:  „liest  honorable,  pour  nous  Fran^ais, 
de  comparer  ä  la  doctrine  militaire  allemande  celle  de  notre  armee.  Elle  est  contenue  tout 
entiere  dans  les  Conventions  de  la  Haye  ...  Et  notre  Etat  Major  general  ne  premunit  pas  les 
officiers,  comme  a  fait  celui  de  Berlin,  contre  les  „considerations  humanitaires“  qui  ont 
pr€valu  dans  la  Convention  de  Geneve  et  dans  les  Conferences  de  Bruxelles  et  de  la  Haye. 
Aucun  de  nos  ecrivains  n’enseigne  la  doctrine  de  la  guerre  atroce.“ 

a)  Als  ein  Beispiel  einer  militärischen  Instruktion,  die,  im  Gegensatz  zu  dem  Buch  des 
deutschen  Generalstabes,  im  Einklang  mit  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  und  den  Forde¬ 
rungen  der  Humanität  steht,  können  die  amerikanischen  „ Instructions  for  the  Government 
of  the  Armie8  of  the  United  States  in  the  Field “  gelten.  Diese  Instruktion  ist  ein  Beweis,  dass 
es  sehr  wohl  möglich  ist,  eine  Armee  zu  instruieren,  ohne  sich  in  Gegensatz  zum  geltenden 
Recht  zu  stellen.  Sie  ist  abgedruckt  bei  S trupp,  „Landkriegsrecht“  S.  168. 
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eben  Verhalten  der  deutschen  militärischen  Instanzen1)  gestellt  hat.  Davon 
eine  Probe.  Es  ist  vielleicht  nichts  charakteristischer  für  die  in  Deutschland 
heute  herrschende  Stimmung,  als  dass  sogar  ein  demokratisches  Blatt  wie 
die  „Frankfurter  Zeitung“  sich  in  diesem  Konflikte  der  Anschauungen 
auf  die  Seite  des  Müitarismus  und  gegen  das  Völkerrecht  stellt.  Sie  schreibt 
über  den  „deutschen  Kriegsbrauch“:2)  ,,Ein  geschriebenes  international 
geltendes  Kriegsrecht  für  den  Feldzug  zu  Lande  gibt  es  nicht.  Es  gibt 
einzelne  Bestimmungen,  auf  die  man  sich  geeinigt  hat,  aber  kein  das  Ganze 
umfassendes  Rechtsbuch.  Aber  es  bestehen  Kriegssitten  und  Kriegsge¬ 
bräuche,  ein  gewisser  Komment  der  Tradition,  der  ergänzt  und  revidiert 
wird  durch  die  Ergebnisse  einer  wissenschaftlichen  Betrachtung.  Ob  sich 
eine  Armee  zu  diesen  Lehren  und  zu  dem  Überkommenen  bekennen  will, 
und  in  welcher  Richtung  und  Begrenzung  das  selbstgewählte  Recht  sich 
ausdehnen  soll,  das  sind  zwei  Fragen,  über  die  die  Moral  nicht  entscheiden 
darf,  ohne  die  Vernunft  gehört  zu  haben:  Kriegszweck  und  Sittlichkeit 
bestimmen  den  Inhalt  dieses  ungeschriebenen  Kriegsrechtes  im  Landkriege. 
Darum  hat  all  dieses  Recht  nur  eine  relative  Geltung,  es  kann  ausgelöscht 
werden  durch  die  militärischen  Notwendigkeiten,  wie  die  Rechtssätze  der 
Friedensgesetze  durch  Notwehr  und  Notstand  durchbrochen  werden.  Das 
Hunnen-Handbuch  hat  den  Zweck,  all  denen,  die  unsere  Soldaten  zu  erziehen 
haben,  den  Zusammenhang  zwischen  den  Kriegsnotwendigkeiten  und  den 
Anforderungen  der  Ethik  aufzudecken,  sie  den  Ausgleich  zwischen  den  Be¬ 
dürfnissen  des  Krieges  und  den  Regungen  der  menschlichen  Humanität 
finden  und  aus  eigener  Erkenntnis  die  Regeln  jenes  Kriegsrechtes  als  einer 
dura  necessitas  empfinden  zu  lehren,  die  als  oberste  und  unterste  Grenze 
für  ihre  Handlungen  und  Entscheidungen  zu  gelten  hat.  Die  Verbreitung 
der  Lehre  des  Kriegsrechts  ist  ein  Stück  der  militärischen  Erziehung.  Der 
deutsche  Generalstab  hat  ....  die  darin  aufgestellten  Grundsätze  und 
speziellen  Regeln  über  das,  was  im  modernen  Krieg  zu  Lande  gut  er  Br  auch 
und  erlaubt  sein  soll,  als  für  das  deutsche  Heer  bindende  Normen  prokla¬ 
miert  ....  Humanität  und  Kriegszweck!  Der  deutsche  Generalstab 
mahnt,  den  letzteren  in  dem  Drängen  der  seelischen  Regungen  nie  zu  ver¬ 
gessen.  Darin  zeigt  sich  vielleicht  am  deutlichsten,  was  uns  eigentlich  von 
den  andern  trennt  ....  Und  eben  aus  der  Notwendigkeit,  dass  der  Kriegs- 


*)  Es  entspricht  diese  Stellungnahme  der  Militärs  im  übrigen  durchaus  der  oppositionellen 
Haltung,  die  die  deutsche  Regierung  selbst  auf  den  Haager  Konferenzen  eingenommen  hat. 
Das  Bild,  das  man  schon  dort  gewinnen  musste,  wird  durch  das  Verhalten  der  deutschen 
militärischen  Leitung  lediglich  noch  vervollständigt.  Auch  darauf  werden  wir  noch  zurück¬ 
zukommen  haben. 

2)  Vgl.  „Frankfurter  Zeitung“  vom  13.  März  1915.  Der  Artikel  richtet  sich  gegen  die 
englische  Übersetzung  des  vom  deutschen  Generalstab  herausgegebenen  „Kriegs  brauchs“, 
der  von  den  Gegnern  Deutschlands  als  „Das  Handbuch  der  Hunnen“  bezeichnet  worden  ist. 
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brauch  und  das  Recht  des  Krieges  immer  eine  Mischung  von  Zweckmässig¬ 
keit  und  einschränkender  Moral  voraussetzt,  erklärt  es  sich,  dass  auch  der 
vollkommenste  Kriegskodex  nur  ein  lächerlicher  Papierfetzen  ist,  wenn  das 
Volk,  für  das  er  gelten  soll,  seinem  Inhalt  geistig  und  moralisch  nicht  ge¬ 
wachsen  ist.  Wenn  aber  auch  beides  zutrifft,  wenn  Kriegszweck  und  Sitt¬ 
lichkeit  die  Anwendung  jener  Paragraphen  gestatten,  dann  kann  trotzdem 
die  Laune  des  Kriegs  und  die  Wut  der  Schlacht  im  Einzelfall  alle  Formeln 
zerbrechen.  Darum  ist  ein  grosses  Mass  von  innerer  Kraft  und  innerer 
Vollendung  in  jedem  einzelnen  Krieger  unentbehrlich,  wenn  man  Normen 
für  die  Kriegsführung  aufstellen  und  lehren  will,  auf  deren  Einhaltung  man 
ernsthaft  Wert  legt  ....  Hütet  Euch  vor  Sentimentalität  ....  Das 
Hunnen- Handbuch  fordert  den  deutschen  Soldaten  auf,  sich  der  Mensch¬ 
lichkeit  stets  als  einer  Pflicht  bewusst  zu  bleiben,  aber  es  verlangt  zugleich 
von  ihm,  sich  keiner  falschen  Weichheit  hinzugeben,  die  Bedürfnisse  seines 
Gemüts  und  seiner  Kultiviertheit  niemals  sich  so  breit  machen  zu  lassen, 
dass  der  Zweck  des  Krieges  dadurch  gefährdet  würde.  ,, Hütet  Euch  vor 
der  deutsch -romantischen  Stimmung,  sonst  könnt  Ihr  einen  Krieg  verlieren. 
Auch  Ihr  Offiziere  seid  in  dieser  Gefahr,  denn  auch  Ihr  seid  Kinder  Eurer 
Zeit“.  So  ähnlich  lautet  die  Warnung.“ 

So  kommentiert  das  demokratische  deutsche  Organ  die  ,,  Grundstim¬ 
mung  der  Generalstabsarbeit“  und  deren  eigentlichen  Zweck  und  behauptet 
zum  Schluss,  dass  der  eigentliche  Kern  dessen,  was  sich  dies  „Handbuch 
der  Hunnen“  zum  Ziel  gesetzt  habe,  nichts  anderes  sei  als  ein  Stück  „Kul¬ 
turarbeit“  am  wehrhaften  deutschen  Volke.  In  den  Augen  der  „Frank¬ 
furter  Zeitung“  ist  es  also  „deutsche  Kulturarbeit“,  wenn  man  das  Recht 
und  die  Humanität  möglichst  in  den  Hintergrund  drängt.  Die  Existenz 
eines  geschriebenen  Kodex  für  das  Landkriegsrecht  wird  auch  von  der 
„Frankfurter  Zeitung“  abgeleugnet;  auch  nach  ihr  bestehen  lediglich 
„Sitten,  Gebräuche“.  Und  ob  die  deutsche  Armee  sich  zu  diesen  bekennen 
will,  bleibt  derselben  nach  dem  Artikel  überlassen :  tut  sie  es,  so  ist  es  ihr 
„selbstgewähltes“  Recht.  Die  Moralhat  bei  dieser  Wahl  aber  nicht  etwa 
allein  zu  entscheiden:  erst  durch  den  Kriegszweck  und  die  Sittlichkeit 
wird  das  „ungeschriebene“  Kriegsrecht  bestimmt,  das  stets  nur  relative 
Geltung  haben  und  durch  militärische  Notwendigkeiten  ohne  weiteres  aus- 
gelöscht  werden  kann.  Dieser  Kommentar  des  deutschen  demokratischen 
Organs  verdient  es  wirklich,  festgehalten  zu  werden,  denn  er  zeigt  deutlicher 
als  alles  andere,  in  welch  schwer  zu  verantwortender  Weise  die  Begriffe  des 
Rechts  und  der  Moral  im  heutigen  Deutschland  systematisch  untergraben 
worden  sind,  und  welch  eine  heillose  Verwirrung  über  die  Rechtsbegriffe 
infolge  davon  dort  Platz  gegriffen  hat.  Als  Normen,  und  auch  das  nur  ganz 
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„relativ",  gelten  für  das  deutsche  Heer  diesem  Zugeständnis  zufolge, 
das  sich  auch  die  deutschen  Demokraten  zu  eigen  machen,  nicht  etwa  die 
Normen  des  Völkerrechts,  die  in  den  Haager  Konventionen  niedergelegt  sind, 
sondern  die  „selbstgewählten“  Regeln  des  deutschen  Generalstabs.  Das 
wirkliche  Völkerrecht  wird  also,  unter  ausdrücklicher  Zustimmung  der 
deutschen  Presse,  einfach  bei  Seite  geschoben.  Dafür  aber,  dass  beim 
deutschen  Heer  keine  „Humanitätsduselei"  Platz  greift,  ist  ebenfalls 
reichlich  Sorge  getragen.  Nichtsdestoweniger  ist  aber  in  den  Augen  des 
Artikelschreibers  der  „Frankfurter  Zeitung“  durch  alles  das  ein  Stück 
„Kulturarbeit"  geleistet! 

So  wie  die  Grundsätze  des  deutschen  Generalstabs  auf  der  einen  Seite 
in  der  deutschen  öffentlichen  Meinung  Zustimmung  gefunden  haben,  so 
hat  es  aber  doch  auf  der  andern  Seite  selbstverständlich  auch  nicht  an 
Protesten  gegen  eine  derartig  willkürliche  Auffassung  gefehlt  und  man  hat 
der  deutschen  Regierung  nicht  mit  Unrecht  einen  Vorwurf  daraus  gemacht, 
dass  sie  ein  solches  System  in  Deutschland  hat  gross  werden  lassen,  das  sich 
in  einen  grundsätzlichen  Widerspruch  zum  Völkerrecht  setzt.1) 


J)  Als  Beispiel  führe  ich  hier  Waxweiler  an.  Er  schreibt  S.  213  ff.,  der  Krieg  sei  in 
Belgien  den  Vorschriften  eines  speziellen  Kriegsgebrauchs  gemäss  geführt  worden,  den  Deutsch¬ 
land  sich  aufgelegt  habe:  „Obschon  Deutschland  die  internationale  Konvention  im  Haag 
von  1899  Unterzeichnete  und  im  Jahr  1907  bestätigte,  hat  es  eine  Reihe  von  Kriegsgebräuchen 
beibehalten,  die  nach  ihrem  Inhalte  sowohl  wie  nach  ihrer  Form  gänzlich  verschieden  sind 
von  den  laut  Konvention  im  Haag  geltenden  Bestimmungen,  denen  man  sonst  allgemein 
einen  völkerrechtlichen  Wert  in  Kriegszeiten  zuerkennt  ....  Hervorhebung  verdient  in  der 
Tat,  dass  die  Ereignisse,  gegen  die  sich  das  Volksgewissen  im  Verlaufe  der  Feindseligkeiten 
empörte,  nicht  als  zufällige,  von  persönlichen,  zeitlichen  oder  örtlichen  Umständen  abhängige 
zu  betrachten  sind.  Die  Folgen  eines  Systems  sind  die  geworden,  was  sie  diesem 
System  zufolge  werden  mussten.  In  Deutschland  gibt  es  ein  Handbuch  über  den 
„Kriegsgebrauch  im  Landkriege“.  Dieses  Handbuch  aus  dem  Jahre  1902  wurde  von  der 
historischen  Abteilung  des  grossen  Generalstabes  in  einem  den  Offizieren  empfohlenen  Sammel¬ 
werke  veröffentlicht.  Folglich  darf  man  es  mit  Recht  als  eine  direkt  und  offiziell  von  der 
Heeresleitung  stammende  Theorie  auffassen.  Nun  gewinnt  man  aus  der  aufmerksamen 
Lektüre  jenes  Kriegsrechtsbuches  Unwillkür  lich  den  festen  Eindruck,  dass  der  deutsche  grosse 
Generalstab  gegen  jene  modernen  Bestrebungen  Stellung  nimmt,  welche  innerhalb  gewisser 
Grenzen  die  Entfesselung  der  Leidenschaften  im  Kriege  durch  die  Gebote  des  Rechts  und  der 
Menschlichkeit  zurückdrängen  möchten.  Schon  auf  den  ersten  Seiten  dieses  Handbuchs 
empfangen  wir  vom  Wesen  des  Krieges  eine  Auffassung,  die  dem  Gewissen  unserer  Zeit  voll¬ 
ständig  widerspricht  ....  An  verschiedenen  Stellen  spricht  das  Handbuch  von  dem  gewaltigen 
Widerspruch  zwischen  den  Anschauungen  der  Professoren  des  Völkerrechts  und  denen  der. 
Militär  kreise.“  • —  Waxweiler  weist  dann  darauf  hin,  dass  der  oberste  Grundsatz,  der  nach  der 
Auffassung  der  Verfasser  dieses  Kriegsbrauches  den  ganzen  modernen  Krieg  beherrschen 
sollte,  der  ist,  dass  der  Zweck  des  Krieges  allein  massgebend  sei.  Den  Satzungen  des  Kriegs¬ 
rechts  stelle  man  die  Zweckdienlichkeit  der  Kriegsraison  gegenüber,  die  alle  Mittel  gestatte, 
die  zur  Erreichung  des  Kriegszweckes  dienen  können.  Die  Einschränkungen  dieser  Regel, 
die  hauptsächlich  vom  „persönlichen  Ermessen  des  Handelnden“,  von  der  „Erkenntnis  des 
sachlichen  Interesses“,  daneben  „vom  ritterlichen,  christlichen  Geiste“  und  „vom  Fortschritte 
der  Zivilisation“  abhängen,  seien  nach  dem  Handbuch  nicht  im  entferntesten  als  einem 
Kriegsrecht  gleichwertig  zu  erachten.  „Da  also  lediglich  der  Zweck  des  Krieges  für  das  Ge¬ 
samtverhalten  des  Befehlshabers  bestimmend  sein  soll,  so  kann  dieser  auf  Mittel  verfallen, 
die  den  unmittelbaren  Bedürfnissen  der  Militäroperationen  sehr  fern  liegen :  Einschüchterung^ 
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Interessant  ist  es  übrigens,  zu  beobachten,  wie  man  auf  deutscher  Seite 
dann  nachträglich  den  Versuch  machte,  den  deutschen  Generalstab  zu 
desavouieren.  Es  ist  das  dasselbe  System,  mit  dem  man  jetzt  auch  glauben 
machen  möchte,  die  unbequem  gewordenen  Schriften  von  Bernhardi  seien 
in  Deutschland  unbeachtet  geblieben,  trotzdem  sie  nicht  nur  seinerzeit 
das  grösste  Aufsehen  erregten,  sondern  auch  tatsächliche  Befolgung  ge¬ 
funden  haben.  Die  deutsche  Gesandtschaft  in  Bern  fand  sich, 
diesem  System  folgend,  veranlasst,  der  Behauptung  entgegenzutreten,1) 
,,dass  die  Härten  der  deutschen  Kriegsführung  —  die  nur  die  Härten  des 
Krieges  in  Feindesland  überhaupt  sind  —  auf  einer  besonderen  Dienst¬ 
anweisung  an  die  deutschen  Offiziere  beruhten“.  Eine  solche  Anweisung 
gebe  es  nicht.  Von  der  Existenz  des  ,, Kriegsbrauchs  im  Landkriege“  aber 
dürften  von  100,000  Offizieren  kaum  100  je  etwas  gehört  haben.  Dass  der 
Generalstab  keine  Dienstanweisungen  verfasse,  sei  klar.  ,, Durch  das  fünf 
Jahre  später  abgeschlossene  Abkommen  von  1907  ist  die  Studie  im  we¬ 
sentlichen  gegenstandslos  geworden.  Niemand  in  Deutschland  hat  sich 
mehr  um  sie  gekümmert.  Den  Feinden  war  es  Vorbehalten,  sie  auszugraben 
und  damit  gegen  uns  Stimmung  zu  machen.  Allerdings  war  auch  das  nur 
durch  Fälschung  der  Grundtendenz  jener  wissenschaftlichen  Arbeit  möglich. 
Im  allgemeinen  berichtet  diese  rein  objektiv  über  die  Kriegsbräuche  der 
alten  wie  der  neueren  Zeit,  stellt  dem  harten  Kriegsrecht  den  vielfach  mil¬ 
deren  Kriegsbrauch  gegenüber  (!)  und  führt  Beispiele  und  Zitate  aus  der 
internationalen  Kriegsgeschichte  und  Literatur  an.  Einige  der  wenigen 
recht  hart  klingenden  Sätze  haben  die  Feinde  herausgegriffen  und  gegen 
Deutschland  ins  Feld  geführt,  und  dabei  unterlassen,  hinzuzufügen,  dass 
es  sich  nur  um  Feststellungen  des  bestehenden  Bechtszustandes  handelt.“ 
Die  Gesandtschaft  führt  dann  einige  recht  harmlose  Stellen  aus  dem 
,, Kriegsbrauch“  an,  um  damit  zu  schliessen:  ,,Nach  diesen  Probestellen, 


Schreckensherrschaft,  überhaupt  alle  Methoden,  um  Furcht  und  Unterwürfigkeit  zu  erzeugen 
sind  vorauszusehen,  nicht  sowohl  als  Verteidigung  oder  Strafe,  sondern  um  feindlichen  Hand¬ 
lungen  vorzubeugen  oder  deren  Wiederholung  zu  verhindern  ....  Man  kann  sich  leicht  die 
Geistesverfassung  eines  solcher  Art  vorgebildeten  Befehlshabers  vorstellen.  In  der  steten 
Besorgnis,  sich  durch  „übertriebenes  und  unberechtigtes  Humanitätsgefühl“  beherrschen  zu 
lassen,  immer  unter  dem  Drucke  der  auf  ihm  lastenden  Verantwortung,  unter  allen  Umständen 
und  jedermann  gegenüber  die  unerbittlichen  Forderungen  des  Krieges  zur  Geltung  zu  bringen, 
von  Ungeduld  getrieben,  stets  den  kürzesten  Weg  zum  Ziele  zu  wählen,  voll  Nachsicht  gegen 
sich  selbst  bei  der  Wahl  seiner  Mittel,  auch  der  schärfsten  —  ist  er  jeden  Augenblick  zu  den 
ernstesten  Entschliessungen  bereit.  Geneigt,  von  zwei  Nachrichten  die  schlimmere  für  wahr 
zu  halten,  aus  Furcht  vor  den  Folgen  einer  Verzögerung  zu  eilfertigem  Handeln  gestimmt, 
wird  er  stets  der  Gegner  eines  bedächtigen  Unters uchungs Verfahrens,  des  Aufschubs  von 
Bestrafungen  sein.  In  einer  an  die  Kriegsschrecken  gewöhnten  Umwelt  jeder  anders  lautenden 
Meinungsäusserung  entgegen,  mitgerissen  durch  das  Beispiel  anderer  Offiziere,  von  geringerer 
Gewissenhaftigkeit,  verliert  er  jeden  kritischen  Sinn  und  fällt  sein  Urteil  auf  Grundlage  zu* 
fälliger  Tatumstände.“  Vgl.  ferner  van  den  Heuvel  a.  a.  O.,  S.  26  ff. 

*)  Siehe  den  Berner  „Bund“  vom  30.  März  1916. 
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in  denen  die  Hauptthemen  des  Verleumdungsfeldzuges  gegen  das  deutsche 
Heer  behandelt  werden,  wird  niemand  behaupten  können,  dass  die  wissen¬ 
schaftliche  Arbeit  über  den  Kriegsbrauch  von  inhumanem  Geiste  erfüllt 
gewesen  sei.“ 

Nein,  nach  den  von  der  Gesandtschaft  zitierten  Stellen  wahrlich  nicht ! 
Denn  diese  ist  um  das,  worauf  es  ankommt,  herumgegangen,  wie  die  Katze 
um  den  heissen  Brei.  Im  übrigen  kann  man  dieser  Erklärung  gegenüber, 
wie  überhaupt  gegenüber  dem  ganzen  Vertuschungssystem,  das  von  deut¬ 
scher  Seite  in  diesem  Krieg  geübt  worden  ist,  nur  an  den  Satz  erinnern: 
,,Qui  s’excuse,  s’accuse.“  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  die  Schrift  des 
deutschen  Generalstabs  keineswegs  den  Charakter  einer  „Dienstanweisung“ 
zu  besitzen  braucht,  um  den  Geist  der  deutschen  Heeresleitung  doch  ent¬ 
scheidend  zu  beeinflussen.  Und  deshalb  ist  es  auch  nicht  etwa  nur  eine  Sache 
der  Feinde,  sondern  auch  der  Freunde  Deutschlands,  vor  solchen  völker¬ 
rechtsfeindlichen  Emanationen  mit  allem  Nachdruck  zu  warnen.  Selbst¬ 
verständlich  ist  die  Generalstabsschrift  in  Wirklichkeit  weder  verschollen 
noch  durch  die  zweite  Haager  Konferenz  gegenstandslos  geworden,  da  die 
Haager  Konvention  4  auf  dieser  Konferenz  nur  unwesentliche  Modifika¬ 
tionen  erfahren  hat.  Besonders  interessant  ist  es  aber,  dass  die  Gesandtschaft 
dem  harten  Kriegsrecht  den  milden  Kriegsbrauch  des  Generalstabs  gegen¬ 
überstellt.  Heisst  das  nicht,  die  Dinge  auf  den  Kopf  stellen?  — 

Es  wird,  nachdem  wir  die  Grundsätze  des  deutschen  militärischen 
Systems  über  die  Kriegführung  in  der  Theorie  kennen  gelernt  haben,  nun¬ 
mehr  unsere  Aufgabe  sein,  uns  der  praktischen  Anwendung  zuzuwenden, 
welche  die  deutsche  Heeresleitung  den  Grundsätzen  ihres  Generalstabes  in 
diesem  Kriege  hat  zu  teil  werden  lassen.  Die  deutschen  Kommandostellen 
fanden  in  dem  vor  dem  Kriege  verfassten  „Kriegsbrauch“  die  Richtschnur  vor, 
an  die  sie  sich  in  einem  Kriege  zu  halten  hatten  und  es  wäre  also  nunmehr 
zu  prüfen,  ob  und  inwieweit  sie  im  jetzigen  Kriege  auch  tatsächlich  dieser 
Richtschnur  gefolgt  sind.  Bevor  ich  jedoch  dazu  übergehen  kann,  die 
Methoden  deutscher  Kriegspraxis  an  einigen  prägnanten  Beispielen  zu  er¬ 
läutern,  muss  ich  mich  an  dieser  Stelle  aber  noch  mit  einer  theoretischen  Vor¬ 
frage  beschäftigen. 

Über  das,  was  als  Zweck  des  Krieges  anzusehen  ist,  besteht  keine 
Meinungsverschiedenheit.  Man  kann  dem  „Kriegsbrauch“  beipflichten, 
wenn  er  es  als  Kriegszweck  bezeichnet,  den  Gegner  zur  Unterwerfung  unter 
den  eigenen  Willen  zu  zwingen.1)  Dagegen  spielt  ein  anderer  Begriff  im 
„Kriegsbrauch“  eine  wichtige  Rolle,  der  nicht  so  ohne  weiteres  klar  er¬ 
scheint  und  den  wir  daher  hier  zunächst  noch  einer  etwas  näheren  Be- 
*)  Vgl.  dazu  auch  Clause  witz ,  „Vom  Kriege“  I,  1832,  v.  Hart  mann  a.  a.  O.,  S.  20. 
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trachtung  unterziehen  müssen.  Es  ist  das  der  Begriff  der  Kriegsnotwen¬ 
digkeit.  Was  ist  unter  dieser  Notwendigkeit  zu  verstehen  und  wie  ver¬ 
hält  sie  sich  zum  Kriegsrecht?  Und  darf  die  militärische  Leitung  unter 
Berufung  auf  die  Kriegsno t^ wendigkeit  oder  aus  andern  Gründen  von  den 
Normen  des  Kriegsrechtes  ab  weichen?  Diese  Frage  erheischt  hier  zunächst 
noch  eine  Beantwortung,1)  wenn  man  die  deutsche  Kriegspraxis  richtig 
beurteilen  lernen  will.  Denn  nach  dem  „Kriegsbrauch“  könnte  es  den  An¬ 
schein  haben,  als  ob  die  militärischen  Kommandostellen  in  der  Tat  befugt 
wären,  von  den  völkerrechtlichen  Normen  nach  Belieben  abzu weichen.2) 
Sie  haben  danach  ja  selbst  darüber  zu  entscheiden,  ob  eine  „Kriegsnot¬ 
wendigkeit“  vorliegt,  ob  eine  Handlung  durch  den  Kriegszweck  geboten  ist 
usw.,  ohne  dass  sie  bei  diesen  Entschliessungen  an  eine  Rechtsschranke  ge¬ 
bunden  erscheinen  sollen.  Es  ist  klar,  dass  ein  solcher  Zustand  im  höchsten 
Grade  „rechtsgefährlich“  wäre.3)  Die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes 


x)  Auf  diese  Notwendigkeit  hatschonMeurer ,  „Haager  Friedenskonferenz“,  Bd.  2,  S.  14, 
hingewiesen. 

2)  Waxweiler,  S.  223,  findet  in  dem  „Kriegs brauch“  „die  volle  Anerkennung  der  Will¬ 
kür,  weil  der  Kommandant,  wenn  er  es  für  nötig  findet,  feierlich  geschlossene  Verträge  einfach 
ausser  Kraft  setzt“.  Waxweiler  will  die  Berechtigung  des  Kriegsnotstandes  keineswegs  über¬ 
haupt  in  Abrede  stellen.  Nur  meint  er  mit  vollem  Recht,  dass  es  damit  genau  genommen 
werden  und  die  Berufung  darauf  mit  Vorsicht  geschehen  soll.  „Denn  das  Prinzip  ist  rechts¬ 
gefährlich:  so  wird  ein  Jurist  niemals  die  Notwendigkeit  als  Berechtigung  auffassen,  wenn 
sie  nicht  geradezu  unabwendbar  ist.  Dem  Ermessen  eines  Militär führers  anheimstellen,  ob 
die  Not  wendigkeit  vorliegt,  heisst  sie  mit  der  Zweckmässigkeit  identifizieren. 
Es  besteht  grosse  Gefahr,  dass  das  Notstandsrecht  in  der  Praxis  oft  zum  Utilitätsprinzip 
degeneriert,  und  zwar,  was  noch  schlimmer  ist,  die  Rechtfertigung  für  sofortige  Massnahmen 
gibt.  Denn  der  Truppenkommandant  handelt  rasch,  sein  grosses  Selbstvertrauen  bringt  ihn 
leichter  über  Skrupel.  So  wird  das  Utilitätsprinzip  Verneinung  von  Recht  und  Moral.“ 
Waxweiler  ist  der  Ansicht,  durch  die  Rechte,  die  man  dem  Truppenführer  gebe,  immer  so  zu 
handeln,  wie  er  es  für  notwendig  finde,  rege  man  ihn  zur  Verletzung  der  Verträge  und  des 
Völkerrechts  geradezu  an.  Gerade  aus  dieser  militärischen  Auffassung  des  Notstandsrechtes 
habe  der  Reichskanzler  ausgerufen:  „Not  kennt  kein  Gebot“.  „Er  sprach  nicht  als  Staats¬ 
mann,  denn  in  dieser  Eigenschaft  hätte  ihm  nicht  entgehen  können,  dass  sein  Ausspruch  Ver¬ 
pflichtungen  in  Abrede  stelle,  die  Deutschland  feierlich  übernommen  hatte.  Es  waren  Kriegs¬ 
männer,  die  durch  ihn  sprachen,  indem  sie  ihm  die  gefährliche  Dialektik  des  Kriegsnotstandes 
eingaben  .  .  .  Der  deutsche  Generalstab  führte  denjenigen  Plan  aus,  der  ihm  als  der  beste 
erschien.  Aber  das  Beste  braucht  nicht  das  „Notwendige“  zu  sein.  Wenn  sich 
die  deutschen  Militärbehörden  über  diese  ihnen  nicht  genehme  Unterscheidung  hinweg¬ 
setzten,  so  war  es  Pflicht  der  politischen  Instanzen,  ihnen  die  Gefolgschaft  zu  ver¬ 
weigern.  In  Belgien  haben  die  deutschen  Truppenführer  ohne  Einsicht  den  Notstandsbegriff 
angewandt.“  — 

Auch  van  den  Heuvel  a.  a.  O.,  S.  29,  schreibt:  „Les  döductions  de  la  dootrine  sont 
faciles  ä  suivre.  On  part  du  principe  errone  que  la  necessite  permet  la  violation  de  tous  les 
droits.  On  arrive  vite  aux  consequences  les  plus  extremes,  une  fois  sur  cette  pente,  qui  est 
d’autant  plus  dangereuse  que  l’on  est  souvent  porte  ä  confondre  l’utilitö  du  moment  avec  la 
nöcessite.  De  lä  le  regime  de  la  terrorisation  et  le  Systeme  de  la  responsabilitö  collective,  qu’on 
declare  tous  deux  necessaires  pour  le  succes  des  opörations  militaires.“ 

3)  Wie  gefährlich  diese  Anschauung  ist,  kann  man  aus  den  Äusserungen  der  deutschen 
Presse  entnehmen.  So  schreibt  v.  Campe  im  „Tag“  vom  8.  Oktober  1915:  „Es  muss  ge¬ 
schehen,  was  die  Kriegsnotwendigkeiten  fordern.  Diese,  nicht  die  Gebote  von  Recht  und 
Billigkeit  im  landläufigen  Sinn  der  Friedenszeit  stehen  obenan.  Diesen  haben  jene  sich  zu 
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rechtfertigt  es  daher  wohl,  wenn  ich  dieser  Frage  eine  etwas  eingehendere 
Aufmerksamkeit  schenke,  so  ungerne  ich  mich  hier  auch  in  theoretische 
Erörterungen  einlasse. 

Es  sei  mir  gestattet,  um  das  Wesen  der  Kriegsnotwendigkeit  näher 
auseinanderzusetzen,  hier  an  eine  Arbeit  anzuknüpfen,  auf  die  ich  bereits 
oben  hingewiesen  habe.  Ich  meine  die  Abhandlung  von  Max  Huber  über 
„Die  kriegsrechtlichen  Verträge  und  die  Kriegsraison“.1)  Ich  gehe  von 


fügen.  Das  ist  Kriegsrecht,  das  ist  auch  Recht  und  Billigkeit  und  Gerechtigkeit,  nur  anders 
orientiert,  aber  gerade  deshalb  wirkliches,  nur  höheres,  den  Dingen  wirklich  angepasstes 
Recht.“  —  Bemerkenswert  ist,  dass  v.  Campe  in  demselben  Artikel  schreibt,  es  wolle  den 
Deutschen  nicht  in  das  Blut,  den  Rechtsstaat  zu  vergessen. 

J)  „Zeitschrift  für  Völkerrecht“  VII,  351.  Man  vgl.  ferner  Cybichowsky,  „Studien 
zum  internationalen  Recht“,  1912,  sowie  v.  Hartmann  a.  a.  O.  S.  17  ff.  General  v.  Hart- 
mann  bezeichnet  mit  Recht  die  Not  als  einen  unendlich  relativen  Begriff.  „Das  Urteil, 
ob  sie  vorhanden,  in  welchem  Grade  sie  besteht,  unterliegt  an  sich  schon,  im  Kriege  aber 
mehr  wie  irgendwo  sonst,  der  subjektiven  Auffassung“.  Das  ist  zweifellos  richtig  und  zeigt, 
wie  gefährlich  es  ist,  zu  viel  mit  diesem  Begriff  zu  operieren.  Viel  besser  ist  es,  bei  der  Nor¬ 
mierung  der  Kriegsregeln  Mass  zu  halten,  indem  man  möglichst  nur  solche  Normen  auf¬ 
stellt,  gegenüber  denen  keinerlei  Notwendigkeit  Platz  zu  greifen  braucht.  „Die  rohe  Willkür 
soll  gebannt  werden:  nur  da,  wo  die  Notwendigkeit  sich  fühlbar  macht,  darf  die  Kriegs¬ 
gewalt  massgebend  sein.  Weil  aber  über  das  Eintreten  des  militärischen  Notrechts  nur 
derjenige  einseitig  entscheiden  wird,  der  die  Gewalt,  es  zu  verwirklichen,  in  Händen  hat 
und  der  von  der  Anwendung  desselben  den  Vorteil  entgegenzunehmen  beabsichtigt,  so  ver¬ 
bleibt  seinem  Rechtsanspruch  der  stärkste  Beigeschmack  von  Willkür;  die  durch  die  Not¬ 
wendigkeit  beschönigte  Ausnahme  droht  zur  Regel  zu  werden.“  v.  Hartmann  sieht  den 
charakteristischen  Unterschied  zwischen  dem  Standpunkt  des  Kriegsrechts  als  Wissen¬ 
schaft  und  demjenigen  des  militärischen  Realismus  darin,  dass  der  erstere  die  militärische 
Notwendigkeit  nur  als  ein  einzelnes,  allerdings  mächtig  bestimmendes  Agens  in  dem  sich 
vollziehenden  Prozesse  ansieht,  dass  dagegen  der  zweite  die  gesamte  äussere  Erscheinung 
des  Krieges  als  Ergebnis  dieser  einen  Potenz  auffasst  und  dementsprechend  seine  Gesetze 
folgerichtig  zu  entwickeln  sucht.  Man  muss  immer  im  Auge  behalten,  dass  als  Völkerrecht 
v.  Hartmann  dabei  lediglich  die  Bluntschlische  Doktrin  vorschwebt.  Im  übrigen  glaube 
ich  aber  nicht,  dass  seine  Charakterisierung  der  beiden  Standpunkte  zutreffend  ist.  Für 
die  völkerrechtliche  Betrachtung  liegt  erst  da  ein  Grund  vor,  sich  mit  der  militärischen 
Notwendigkeit  zu  befassen,  wo  diese  in  Konflikt  mit  rechtlichen  Normen  zu  geraten  droht. 
Wo  vom  Recht  unausgebauter  Boden  vorliegt,  hört  eben  die  rechtliche  Betrachtung  auf, 
da  kann  militärische  Willkür  frei  schalten.  Das  Völkerrecht  hat  keinen  Grund  und  keine 
Möglichkeit,  den  Krieg,  der  ja  eine  Negation  des  Rechtes  bedeutet,  in  seiner  Gesamtheit 
zu  erfassen,  und  ebensowenig  auch  die  militärischen  Notwendigkeiten  in  alle  Konsequenzen 
hinein  zu  verfolgen.  Die  rechtliche  Betrachtung  muss  sich  vielmehr  damit  begnügen,  das 
Terrain  des  Rechts  zu  wahren  und  vor  Verletzungen  zu  schützen.  Und  deshalb  tritt  mili¬ 
tärische  Notwendigkeit  für  sie  überhaupt  erst  da  in  Erscheinung,  wo  es  gilt,  Konflikte  mit 
der  Rechtsordnung  abzuwehren.  Gewiss  kann  man  v.  Hartmann  zugeben,  dass  die  mili¬ 
tärische  Notwendigkeit  den  Kriegführenden  keinen  Augenblick  verlässt,  aber  dabei  hat  das 
Recht  meist  gar  nicht  mitzureden,  denn  der  Krieg  ist  ja  nicht  ein  rechtliches  Verfahren, 
sondern  Selbsthilfe,  Gewaltanwendung,  Kampf,  wie  v.  Hartmann  selbst  mit  Recht  betont, 
v.  Hartmann  meint,  der  amerikanische,  auf  die  Erfahrung  unmittelbar  gestützte  Realismus 
habe  vermocht,  das  Notrecht  der  Kriegführenden,  die  „military  necessity“  als  die  durch¬ 
schlagend  zwingende,  Gesetze  vorschreibende  Macht  anzuerkennen,  die  deutsche  Wissen¬ 
schaft  habe  sich  nicht  dazu  entschliessen  können,  demselben  einen  andern  Platz  anzuweisen, 
als  den  eines  höchst  unbequemen  Eindringlings.  Ich  glaube  nicht,  dass  man  in  Amerika 
in  der  Anerkennung  der  militärischen  Notwendigkeit  weiter  geht  als  in  Deutschland.  Auch 
liegt  es  der  Völkerrechtstheorie  wenigstens  heute  durchaus  fern,  das  Wesen  der  Kriegs¬ 
notwendigkeit  zu  verkennen.  Sie  fordert  aber  mit  Recht  Respektierung  der  Rechts¬ 
schranken.  v.  Hartmann  gibt  auf  S.  38  ff.  eine  eingehende  Darstellung  des  Wesens  der 
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dieser  Arbeit  aus  nicht  etwa  nur  deshalb,  weil  ihr  Autor  ein  Neutraler  ist 
und  weil  der  Aufsatz  bereits  vor  dem  Kriege  erschienen  ist,  so  dass  er  also 
nicht,  wie  leider  mancher  andere,  ad  usum  Delphini  geschrieben  sein  kann, 
sondern  vor  allem  auch,  weil  in  dieser  Abhandlung  die  verschiedenen  For¬ 
men  der  „Kriegsnotwendigkeit“  und  ihr  Verhältnis  zum  Kriegsrecht  in  sehr 
klarer  Weise  beleuchtet  sind,  und  weil  der  Rechtsstandpunkt  ebensosehr 
wie  die  militärischen  Bedürfnisse  dabei  die  gebührende  Berücksichtigung 
finden. 

Huber  unterscheidet  folgende  Formen  von  Notwendigkeit: 

a)  die  Staatsnotwendigkeit,  d.  i.  die  Notwendigkeit  der  Erhaltung  des 
Staates  in  rechtlicher,  tatsächlicher  und  sittlicher  Beziehung,  mit 
andern  Worten  die  Notwendigkeit  der  Wahrung  der  vitalen  Interessen, 
der  Ehre  und  Unabhängigkeit  des  Staates; 

b)  die  Kriegsnotwendigkeit,  d.  i.  die  Notwendigkeit  mit  Rücksicht  auf 
die  Erreichung  des  Kriegszweckes  überhaupt,  also  die  Notwendigkeit 
gewisser  militärischer  Operationen  (Belagerung  einer  Hauptstadt, 
Devastation  gewisser  Gebiete  usw.); 

c)  die  militärische  Notwendigkeit,  d.  i.  die  Notwendigkeit  mit  Rücksicht 
auf  die  Durchführung  oder  Sicherung  einer  einzelnen  militärischen 
Operation,  also  die  Anwendung  bestimmter  Kampfmittel,  Listen, 
Wegnahme  und  Zerstörung  von  Eigentum,  Gefangennahme  von  An¬ 
gehörigen  der  feindlichen  Bevölkerung  usw.; 


militärischen  Notwendigkeit.  Er  führt  darin  u.  a.  aus,  dass,  so  wie  diese  Notwendigkeit 
dem  kriegerischen  Handeln  als  Gesetz  und  Recht  zu  gelten  habe,  so  seien  demselben  auch 
in  jener  die  Schranken  für  seine  Gewaltsamkeit  gezogen.  „Seine  Willkür  und  Härte, 
seine  Grausamkeit  und  Barbarei  verfallen  der  Verurteilung,  sobald  die 
militärische  Notwendigkeit  aufhört,  in  ihnen  als  leitende  und  treibende 
Macht  ihren  Ausdruck  zu  finden.“  Ausschreitungen,  die  kein  bestimmtes  Kriegsziel 
verfolgen,  seien  entschieden  zurückzuweisen.  Andererseits  betont  er  wiederholt,  die  mili¬ 
tärische  Notwendigkeit  müsse  ein  Kriegsrecht,  das  von  Rechtsansprüchen  den  Ausgang 
nehme,  die  im  Bereiche  der  Gewalt  und  der  Leidenschaft  keinen  Platz  finden,  ebenfalls 
zurückweisen.  Wenn  so  die  Einengung  in  bindende  Fesseln  als  etwas  Unzulässiges  erscheine, 
so  werde  die  militärische  Notwendigkeit  aber  doch  alles  das  verdammen,  was  in  ihr  für 
Zuchtlosigkeit  und  Roheit  unberechtigt  den  Vorwand  suche.  Und  wenn  man  an  die  Gebote 
der  militärischen  Notwendigkeit  auch  nicht  den  Massstab  eines  Rechtsbuches  legen  könne, 
so  werde  doch  eine  veredelte  Humanität  dazu  antreiben,  die  Unterscheidungen  zwischen 
notwendiger  und  verwerflicher  Härte  feiner  zu  ziehen;  sie  werde  damit  unmenschliches  Be¬ 
ginnen  auf  realem  Boden  wirksamer  bekämpfen,  als  dies  der  Doktrin  mit  ihren  Herleitungen 
möglich  sei.  ,,Da,  wo  Gewalt  und  Leidenschaft  zu  herrschen  berufen  sind,  da  werden  Aus¬ 
brüche  ungerechtfertigter  roher  Wildheit  niemals  ganz  fehlen;  man  wird  aber  durch  einen 
Appell  an  die  Humanität  des  handelnden  Personals  dazu  gelangen  können,  jene  zu 
verurteilenden  Betätigungen  seltener  zu  machen  oder  sie  doch  schleuniger  zu  bannen  oder 
einzudämmen.“  Die  Warnung  vor  den  Forderungen  einer  zu  sehr  einengenden  Doktrin 
wird  man  durchaus  verständlich  finden.  Sie  war  in  der  damaligen  Epoche  eine  Not¬ 
wendigkeit.  Heute  liegen  die  Dinge  anders.  Und  wie  steht  es  heute  mit  dem  „Appell  an 
die  Humanität“?  Die  Antwort  darauf  enthält  die  Einleitung  zu  dem  „Kriegsbrauch  im 
Landkriege“. 
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d)  Notstand,  d.  i.  die  Notwendigkeit  mit  Rücksicht  auf  die  Erhaltung 
des  Lebens  einzelner  oder  mehrerer  Personen  (Preisgabe  oder  Tötung 
von  Gefangenen  wegen  Mangel  an  Nahrung). 

Es  kann  also  je  nachdem  ein  Staat  oder  ein  Heer  oder  eine  Truppe  oder 
ein  einzelner  Angehöriger  einer  solchen  sich  vor  eine  „Notwendigkeit" "  ge¬ 
stellt  sehen.  Die  einzelnen  Möglichkeiten  der  „KHegsnot  wendigkeit“  sind  da¬ 
durch  klar  auseinandergehalten.1)  Huber  setzt  nun  im  weiteren  auseinander, 
ob  und  inwieweit  beim  Vorliegen  einer  solchen  „Notwendigkeit“  von  den 
Normen  abgewichen  werden  dürfe,  im  Hinblick  darauf,  dass  auch  die  Gel¬ 
tung  des  Rechts  im  Kriege  vielleicht  unter  besondere  Bedingungen  gestellt 
erscheinen  könnte.  Er  weist  nach,  dass  eine  wirkliche  rechtliche  Ordnung 
auch  im  Kriege  durchaus  möglich  ist,  nur  dürfe  sie  mit  den  unabweislichen 
kriegerischen  und  militärischen  Notwendigkeiten  nicht  im  Widerspruch 
stehen,  d.  h.  in  die  Kriegführung  keine  wesensfremden  Elemente  einführen, 
insbesondere  eine  energische  und  rasche  Kriegführung  nicht  erschweren. 
Das  Verhältnis  dieser  Ordnung  zur  Kriegsnotwendigkeit  im  allgemeinen 
und  dem  militärischen  Bedürfnis  im  einzelnen  Fall  sei  also  zu  untersuchen.2) 
Huber  erinnert  in  dieser  Beziehung  an  den  schon  betonten  Unterschied 
zwischen  Recht  und  Sitte  und  weist  nach,  dass,  solange  das  Kriegsrecht 
blosses  Gewohnheitsrecht  war,  von  einer  scharfen  Unterscheidung  zwischen 
Recht  und  Sitte  in  der  Praxis  noch  nicht  die  Rede  gewesen  sei.  Es  habe 
unter  diesen  Umständen  praktisch  keinen  grossen  Unterschied  gemacht, 
„ob  man  den  Kriegsgebrauch  als  ein  Gewohnheitsrecht,  als  ein  eigentliches 
Kriegsrecht,  das  zwar  befolgt  werden  muss,  aber  durch  ein  besonderes 
Notrecht  durchbrochen  wird,  ansieht,  oder  als  blosse  Sitte,  Manier,  die  eine 
moralische  Autorität  besitzt  und  beachtet  werden  soll,  solange  nicht  ein 
militärisches  Interesse  eine  Abweichung  rechtfertigt"".  Anders  liege  die 


x)  Vom  Recht  im  Kriege  unterscheidet  Huber  das  Recht  des  Krieges.  Er  meint,  für  das 
Recht  des  Krieges  könnte  überhaupt  nur  Staatsnotwendigkeit  in  Betracht  kommen,  also 
weder  kriegerische  noch  militärische  Notwendigkeit.  Aber  die  Frage  nach  dem  Recht  des 
Krieges  liege  überhaupt  jenseits  des  Rechts.  ,,Da  das  Völkerrecht  darauf  verzichten  muss, 
den  Krieg  als  solchen  dem  Recht  zu  unterwerfen,  und  sich  begnügt,  an  bestimmte  Tatsachen 
bestimmte  Rechts  Wirkungen  zu  knüpfen,  so  kann  die  Frage  nach  der  Notwendigkeit  und  damit 
nach  der  Berechtigung  eines  Krieges  nicht  aufgeworfen  werden.  Diese  Frage  ist  eine  po¬ 
litische  und  ethische.“  Das  ist  durchaus  richtig.  Man  wird  daher  auch  die  „Schuld frage“ 
an  der  Entstehung  des  jetzigen  Krieges  nicht  vom  völkerrechtlichen,  sondern 
vom  politischen  und  ethischen  Standpunkt  aus  zu  erörtern  haben.  Ich  lasse  diese  Frage 
in  diesem  Werke  daher  auch  bei  Seite  und  behandle  sie  an  anderer  Stelle.  Anders  Kraus 
„Staaten Verantwortlichkeit  und  der  jetzige  Krieg“  in  „Zeitschrift  für  Völkerrecht“  VIII, 
569.  —  Im  Gegensatz  zum  Recht  des  Krieges  hat  das  Recht  im  Kriege,  d.  h.  das  Recht  der 
Kriegführung,  insbesondere  der  militärischen  Operationen,  sich  mit  dem  Begriff  der  Not¬ 
wendigkeit  natürlich  auseinanderzusetzen.  Vom  Verhältnis  der  Staatsnotwendigkeit  zur 
ewigen  Neutralität  ist  im  zweiten  Teile  dieses  Werkes  die  Rede. 

8)  Mit  Recht  betont  Huber  auch  die  Bedeutung  des  psychischen  Milieus.  „Ohne  feste 
Regel  überschreitet  der  Kämpfende  viel  leichter  das  kriegerisch  notwendige  Mass.“ 
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Sache  aber  heute,  wo  ein  grosser  Teil  des  Kriegsrechts,  das  Landkriegsrecht 
fast  völlig,  durch  Staatsverträge  kodifiziert  sei.1)  Da  erhebe  sich  die  Frage, 
ob  diese  vertraglichen  Normen  in  gleicher  Weise  durch  Kriegsraison,  durch 
militärische  Notwendigkeit  ausser  Geltung  gesetzt  werden  können.  Zwei 
Ansichten  stehen  sich  da  gegenüber.  Während  man  auf  deutscher  Seite 
auch  solche  Vertragsnormen  nur  gelten  lassen  wollte,2)  soweit  nicht  durch 
militärische  Notwendigkeit  eine  abweichende  Handlungsweise  geboten  ist, 
verlangen  andere  für  die  Vertragsnormen  schlechthin  Verbindlichkeit,  so¬ 
weit  der  Vertrag  nicht  selbst  eine  Ausnahme  gestattet.3)  Huber  betont 
mit  Recht,  diese  Frage  der  Verbindlichkeit  der  kriegsrechtlichen  Verträge  und 
ihrer  Normen  sei  von  hoher  Bedeutung.  Ehrlichkeit  und  Vertragstreue  ver¬ 
langen  Klarheit  über  Sinn  und  Tragweite  eines  Vertrages.4)  „Ganz  besonders 
muss  über  kriegsrechtliche  Verträge  Klarheit  bestehen,  denn  kriegsrechtliche 
Normen  verlangen  strikteste  Beobachtung,  weil  im  Kriege  in  der  Regel 
Rechtsverletzungen  irreparabel  sind  und  anders  als  durch  Repressalien 
gegen  sie  nicht  reagiert  werden  kann,  eine  angebliche  Rechtsverletzung  also 
den  ganzen  Rechtszustand  zu  gefährden  vermag/' 

Huber  untersucht  nun,  wie  gesagt,  die  einzelnen  Arten  von  Notwendig¬ 
keiten  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  auf  die  Kriegführung  bezüglichen  Normen 
der  kriegsrechtlichen  Verträge.  Was  er  darüber  schreibt,  erscheint  mir 
so  wichtig,  dass  ich  darauf  etwas  näher  eintreten  möchte. 

Mit  Bezug  auf  die  „Staatsnotwendigkeit“  betont  er,  dass  wenn  die  Erfüllung 
einer  Pflicht  mit  der  Existenz,  Unabhängigkeit,  wesentlichen  Lebensbedingungen  und 
der  moralischen  Integrität  eines  Staates  unvereinbar  sei,  diese  Pflicht  im  Völkerrecht 
wie  in  jedem  Recht  dahinfallen  müsse.  Eine  Berufung  auf  eine  solche  Staatsnotwendig¬ 
keit  dürfe  aber  nur  in  äussersten  Fällen,  nur  wo  wirklich  die  Lebensinteressen 
eines  Staates  auf  dem  Spiele  stehen,  erfolgen.5)  „Es  lässt  sich  nun  kaum  eine  Situation 
ausdenken,  in  der  sich  ein  Kriegführender  auf  eine  solche  Staatsnotwendigkeit  berufen 
könnte,  um  sich  einer  der  heute  bestehenden  kriegrechtlichen  Konventionen  zu  ent¬ 
ledigen.“  Huber  bemerkt,  wenn  Vertragsvorschriften  zu  einer  unerträglichen  Schranke 
für  die  Kriegführung  werden,  könnederVertragjagekündigtwerden!  „Die 
Vertragstreue  verpflichtet  die  Kontrahenten,  nicht  nur  beim  Abschluss  mit  aller  Sorg¬ 
falt  zu  prüfen,  ob  die  beabsichtigte  Bindung  für  die  aussergewöhnliche  Situation  eines 

x)  Auch  Strupp,  „Landkriegsrecht“,  S.  1,  betont,  es  sei  im  Haag  gelungen ,  eine  scharfe 
Grenze  zu  ziehen  zwischen  dem,  was  im  Kriege  nicht  geschehen  soll,  was  nicht  der  Sitte  ent¬ 
spricht,  und  dem,  was  vom  Recht  verpönt  ist. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Kriegsrecht“,  S.  7;  A.  Zorn,  „Landkriegsrecht“,  S.  19. 

3)  Vgl.  Merignhac  „Lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre“,  S.  141;  Oppenheim, 
„International  Law“  II,  §  69.  In  jedem  Falle  darf  man  auch  betonen,  dass  die  Kriegsnot¬ 
wendigkeit  als  „rechtsgefährliches  Prinzip“  keinesfalls  extensiv  interpretiert  werden  darf. 

4)  Lammasch,  „Vertragstreue  im  Völkerrecht?“  S.  27  schreibt  mit  Recht:  „Und  so 
soll  auch  im  internationalen  Recht  der  heilige  Name  des  Rechts  nicht  missbraucht  werden, 
soll  ein  Recht,  Verträge  unter  gewissen  Umständen  zu  brechen,  nicht  anerkannt  werden.“ 

5)  „Andernfalls  würde  ein  Staat,  der  sich  leichtfertig  darauf  beruft,  selber  am  meisten 
seiner  Ehre  Eintrag  tun,  die  mit  der  Vertragstreue  steht  und  fällt.“  (Huber, 
S.  364.)  Dieser  Fall  ist  nun  durch  die  Verletzung  der  luxemburgischen  und  belgischen 
Neutralität  leider  gegeben  worden. 
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Krieges  wirklich  beachtet  werden  kann,  sondern  auch  nach  Abschluss  gegebenenfalls  zu 
kündigen  ....  Noch  nie  hat  sich  ein  Staat  gegen  gemeines  Kriegsrecht  auf  die  Staats¬ 
notwendigkeit  berufen.  Dazu  ist  dieses  gemeine  Recht  viel  zu  sehr  aus  den  Kriegs¬ 
bedürfnissen  selbst  herausgewachsen.“ 

Mit  Bezug  auf  die ,, Kriegsnotwendigkeit“  geht  Huber  ebenfalls  wied  er  von  dem 
bereits  mehrfach  betonten  Grundsätze  aus,  dass  das  Kriegsrecht,  wenn  es  sich  wirklich 
Geltung  verschaffen  soll,  die  Möglichkeiten  der  Kriegführung  nicht  erheblich  be¬ 
schränken  darf,  weil  das  Leben  des  Krieges  diese  Fesseln  sonst  sprengen  würde;  das 
Kriegsrecht  müsse  im  Verhältnis  der  Kriegführenden  die  grösstmögliche  Freiheit  der 
Kriegführung  anerkennen.1)  Nun  seien  die  Hauptmittel  der  Kriegführung  vom  Kriegs¬ 
recht  aber  auch  durchaus  anerkannt;  die  den  militärischen  Kampf  Operationen  auf- 
erlegten  Schranken  seien  ganz  untergeordneter  Natur;  die  Kriege  können  danach  mit 
aller  Energie  und  Heftigkeit  geführt  werden.  Die  Beschränkung  der  Kriegführung 
betreffe  hauptsächlich  das  Verhältnis  des  Heeres  zur  feindlichen  Bevölkerung.  Es 
sei  zwar  ein  Requisitions-  und  Kontributionsrecht  eingeräumt,  aber  nur  für  bestimmte 
Zwecke  des  Heeres.  „Kann  nun  ein  Kriegführender  . . .  aus  Kriegsnotwendigkeit  die 
grundsätzliche  Respektierung  des  Privateigentums  bei  Seite  setzen  und  die  Zerstörung 
oder  Wegnahme  von  Eigentum  nicht  bloss  um  militärischer  Zwecke  willen  oder  zum 
Unterhalt  des  Besatzungsheeres  anordnen,  sondern  auch  zur  Terrorisierung  der 
feindlichen  Bevölkerung  und  wirtschaftlichen  Schwächung  des  gegnerischen 
Staates?  Oder  wäre  unter  ähnlichen  Verhältnissen  eine  Berufung  auf  die  Kriegsnot¬ 
wendigkeit  möglich,  um  durch  ein  rücksichtsloses  Vorgehen  gegen  die 
Bevölkerung  den  feindlichen  Staat  moralisch  zu  erschüttern?“  Huber 
weist  historisch  nach,  dass  eine  solche  Berufung  auch  vor  der  Haager  Friedens-Kon¬ 
ferenz  tatsächlich  nicht  erfolgt  ist.  Die  Schonung  von  Freiheit  und  Eigentum  der 
Bevölkerung  habe  schon  damals  als  gemeinrechtliche  Pflicht  gegolten;  die  Vorfälle 
von  1871  insbesondere  seien  keinesfalls  beweiskräftig  für  die  Zulässigkeit  einer  Be¬ 
rufung  auf  die  Kriegsnotwendigkeit  gegenüber  dem  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit 
der  feindlichen,  friedlichen  Bevölkerung.  „Nachdem  nun  aber  die  „Ordnung  der 
Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieges“  in  kategorischer  Form  die  Achtung  des 
Lebens  der  Bürger  des  feindlichen  Landes  geboten  und  die  Einziehung  des  Eigentums 
verboten  hat,  so  ist  damit  eben  eine  bestimmte  Form  der  Kriegführung  ausgeschlossen. 
Der  Art.  46  der  „Ordnung“  ist  die  förmliche  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass  die 
Zerstörung  von  Leben  und  Eigentum  . . .  ausgeschlossen  ist  ...  Die  durch  keine 
unmittelbare  militärische  Notwendigkeit  gebotene  Vernichtung  Wehr¬ 
loser  und  die  Zerstörung  von  Sachgütern  ist  als  ein  Kampf  mit  un¬ 
gleichen  Mitteln  und  daher  als  Niederträchtigkeit  und  Kulturwidrig¬ 
keit  zu  betrachten.  Eine  solche  über  alle  Gebote  der  Humanität  und 
Zivilisation  hinwegschreitende  Kriegführung  könnte  allenfalls  im 
Verteidigungskampfe  eines  kleinen  gegen  einen  grossen  Staat  noch 
gerechtfertigt  werden;  aber  hier  kann  das  Mittel  keine  Anwendung  finden,  weil 
der  kleine  Staat  den  Krieg  nicht  wohl  ins  Ausland  zu  tragen  vermag;  wenn  aber  ein 
grosser  Staat  gegen  seinesgleichen  oder  gar  gegen  einen  kleineren  mit  den  Völkerrechts - 
massigen  militärischen  Kriegsmitteln  und  mit  der  Besetzung  von  Gebiet  nicht  durch¬ 
zudringen  vermag,  so  soll  ihm  auch  nicht  gestattet  sein,  seiner  militärischen 
Unfähigkeit  durch  Akte  der  Barbarei  nachzuhelfen.  Mag  dies  auch 


Huber  bemerkt,  da  man  kein  praktisch  imtaugliches  Recht  schaffen  dürfe,  sei  auch 
der  Widerstand  gegen  die  Aufhebung  des  Seebeuterechts  verständlich.  „Das  Kriegsrecht  soll 
nicht  eine  schöne  Fassade  unpraktischer  Regeln  sein,  sondern  ein  tragender  Bau,  welcher  der 
Wucht  des  Krieges  standhält.“  Meurer,  Bd.  2,  S.  14,  betont  denn  auch  ausdrücklich,  dass 
die  Redaktoren  des  Haager  Landkriegsrechts  nur  solche  Sätze  zu  Rechtsnormen  erhoben 
haben,  bei  deren  Abfassung  man  damit  rechnen  konnte,  dass  sie  auch  strikt  innegehalten 
würden. 
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geschehen,  so  braucht  das  Recht  hier  keine  Handlangerdienste  zu 
leisten.  Von  einer  Berufung  auf  die  Kriegsnotwendigkeit  kann  beim 
heutigen  Stande  des  Kriegsrechts  kaum  die  Rede  sein,  und  selbst  wenn 
eine  solche  Situation  einträte,  könnte  eine  Beseitigung  des  Rechts  nur  gerechtfertigt 
sein,  wenn  die  Kriegsnotwendigkeit  zugleich  eine  Staatsnotwendigkeit  sein  würde.“1) 
Die  „militärische  Notwendigkeit“  ist  nach  Huber,  im  Gegensatz  zur  Staats¬ 
und  Kriegsnotwendigkeit ,  ein  Moment,  das  in  der  rechtlichen  Beurteilung  kriegerischer 
Situationen,  insbesondere  auch  im  Zusammenhang  mit  den  Verträgen  über  Krieg¬ 
führung,  häufig  eine  Rolle  spielt.  „Wenn  von  den  Erfordernissen  des  Krieges  und  von 
Kriegsraison  die  Rede  ist,  so  handelt  es  sich  regelmässig  um  solche  militärische  Not¬ 
wendigkeit.“  Huber  führt  nun  aus,  dass  das  Gewohnheitsrecht  sich  allerdings  unter 
Vorbehalt  der  militärischen  Notwendigkeit  entwickelt  habe;2)  die  Berufung  auf  eino 
solche  müsse  daher  nach  gemeinem  Recht  als  zulässig  erachtet  werden.  Anders  gestalte 
sich  aber  das  Verhältnis  von  Kriegführungsnorm  und  militärischer  Notwendigkeit, 
wenn  die  Norm  in  einem  Vertrage  niedergelegt  sei:  sie  sei  dann  der  bewusste,  über¬ 
legte,  förmliche  Wille  der  Rechtsetzenden.  Diese  Normen  seien  als  wirkliche  Vor¬ 
schriften  gedacht  und  nach  der  Meinung  ihrer  Urheber  so  formuliert  worden,  dass  sie 
im  Kriege  wirklich  gelten  können;  sie  stellen  ein  Minimum  von  Pflichten  der  Krieg- 
führenden  dar.  Das  Bestreben  bei  diesen  Kodifikationen  ging  dahin,  „an  Stelle  des 
wegen  der  Berufung  auf  die  militärische  Notwendigkeit  immerfort  unsichern  Gewohn¬ 
heitsrechts  ein  bestimmtes  Vertragsrecht  zu  setzen,  auf  dessen  Beobachtung  gezählt 
werden  kann  . . .  Die  bedingungslose  Gültigkeit  einer  ganzen  Reihe  . . .  vertraglicher 
Normen  geht  aber  auch  daraus  hervor,  dass  diese  Verträge  ein  Minimum  von  Bindung 
festlegen  wollen.  Es  ist  nicht  recht  einzusehen,  welchen  Wert  die  Aufstellung  eines 
Kodex  von  Kriegsgebräuchen  in  einem  Staatsvertrag  haben  sollte,  wenn  die  darin 
enthaltenen  Regeln  nur  den  Charakter  von  reinen  Sollvorschriften  hätten,  über  deren 
Anwendung  erst  der  einzelne  Kriegführende  entschiede  und  zwar  unter  Verhältnissen 
entschiede,  die  jede  Nachprüfung  durch  die  Gegenpartei  ausschliessen.“3)  Huber  ist 
der  Ansicht,  dass  die  Übertretung  eines  solchen  Gebots  oder  Verbots  des  Rechtes  nie¬ 
mals  mit  militärischer  Notwendigkeit  gerechtfertigt  werden  könne,  wenn  die  Norm 
unbedingt  gelten  wolle,  und  das  treffe  im  Zweifel  bei  jeder  Vertragsnorm  zu.  Wo  die 
Verhältnisse  eine  solche  allgemeine  Geltung  nicht  gestatten,  habe  man  bestimmte 
Klauseln  angebracht;  wo  diese  fehlen,  dürfe  man  sie  nicht  unterstellen.4)  „Andern- 

4)  Str  upp  a.  a.  0.,S .  5,  weist  ebenfalls  darauf  hin,  dass  das  Kriegsrecht  der  Kriegführung 
nur  in  verhältnismässig  geringem  Umfang  Schranken  gezogen  habe  und  dass  es  diese  schon 
ohnehin  auf  ein  Minimum  reduzierte  Magna  Charta  völlig  bedeutungslos  machen  hiesse,  wenn 
man  diesen  Normen  gegenüber  ganz  allgemein  und  unterschiedslos  eine  Kriegsnotwendigkeit 
als  möglich  anerkennen  wollte.  Sowohl  die  Staats-  wie  die  Kriegsnotwendigkeit  seien  für  die 
Frage  eventueller  Derogierung  der  kriegsrechtlichen  Normen  prinzipiell  auszuscheiden. 

2)  Vgl.  dazu  auch  Strupp  a.  a.  O. 

3)  Auf  der  ersten  Haager  Friedenskonferenz  wurde  von  der  deutschen  Delegation  vor¬ 
geschlagen,  der  Art.  46  der  Haager  Konvention  4,  der  von  der  Freiheit  und  dem  Eigentum  der 
feindlichen  Bevölkerung  handelt,  solle  nur  mit  dem  Vorbehalt  „pour  autant  que  les  nöces- 
sitös  militaires  le  permettent“  gelten.  Dieser  Vorschlag  drang  jedoch  nicht  durch.  Vgl.  dazu 
Protokolle  HI,  97;  Meurer,  Bd.  2,  S.  11;  Strupp,  „Landkriegsrecht“,  S.  6.  Huber  weist 
darauf  hin,  dass  in  der  Diskussion  über  den  Gegenstand  oft  zwei  Dinge  verwechselt  worden 
seien:  das  Vorgehen  des  militärischen  Interesses  vor  dem  nichtmilitärischen  und  das  Ab¬ 
weichen  von  einer  positiven  Vorschrift  aus  militärischen  Gründen.  Soweit  das  Kriegsrecht 
der  militärischen  Aktion  keine  bestimmten  Schranken  auf  er  lege,  dürfe  sie  mit  aller  Energie 
durchgeführt  werden.  Siehe  dazu  auch  unten  Anm.  3.  Ferner  Meurer,  Bd,  2,  S.  252; 
Stier-Somlo  in  der  „Zeitschrift  für  Völkerrecht“  VIII,  S.  598. 

4)  Strupp  a.  a.  O.,  S.  6,  bemerkt,  daraus,  dass  in  den  Kriegsnormen  der  Begriff  der 
militärischen  Notwendigkeit  nur  in  einigen  ganz  bestimmten  Fällen  zur  Anerkennung  gelangt 
sei,  folge  per  argumentum  e  contrario  ohne  weiteres,  dass  überall  da,  wo  jene  einschränkenden 
Klauseln  nicht  angebracht  seien,  eine  Berufung  auf  sie  nicht  als  zulässig  anerkannt  werden  könne. 
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falls  würde  der  ganze  Vorteil,  um  dessentwillen  das  Kriegsrecht  kodifiziert  wurde, 
preisgegeben.  Der  Staatsvertrag  hätte  mehr  nur  beschreibenden,  nicht  normativen 
Charakter.  Dass  eine  allgemeine  Erweichung  der  Rechtsbegriffe  durch 
eine  allgemeine  Zulassung  eines  besonderen  kriegerischen  Notrechtes 
wenigstens  bei  Verträgen  unzulässig  ist,  geht  auch  daraus  hervor,  dass  die 
Bestimmungen  nicht  vereinzelt  dastehen,  sondern  Bestandteile  von  Verträgen  sind, 
die  verschiedenartige  Punkte  ordnen.“1)  Anderseits  betont  aber  Huber  auch  wiederholt, 
dass  die  Bedenken  gegen  unbedingte  Gültigkeit  kriegsrechtlicher  Vorschriften  schwin¬ 
den  müssen,  wenn  diese  Rechtssätze  von  vorneherein  in  ausreichender  Berücksichti¬ 
gung  der  militärischen  Bedürfnisse,  sowie  widerspruchslos  klar  und  einfach  abgefasst 
werden  und  wenn  die  Auslegung  der  Rechtssätze  mit  Einsicht  in  die  Verhältnisse  des 
Krieges,  nicht  nach  den  Methoden  juristischer  Begriffskünstler  erfolgt.  „Wenn  auf 
einem  Rechtsgebiete,  so  sind  jedenfalls  auf  dem  des  Kriegsrechts  für  die  Auslegung  des 
Rechts  Tatsachensinn  und  Taktgefühl,  welches  das  Mögliche,  Brauchbare  und  An¬ 
gemessene  herausfindet,  nötig.  Nicht  aber  ist  es  Sache  der  Rechtswissen¬ 
schaft,  durch  Anerkennung  eines  allgemeinen  unklaren  Begriffs  von 
Kriegsraison  das  ganze  Kriegsrecht  zu  untergraben,  um  den  Schein 
der  militärischen  Einsicht  zu  gewinnen.  Vielmehr  soll  sie,  durch 
kriegsgeschichtliche  Betrachtung  in  das  Wesen  des  Krieges  eindrin¬ 
gend,  Sitte  und  Recht,  bedingt  und  bedingungslos  geltendes  Recht 
auseinanderscheiden,  aber  Recht  soll  Recht  bleiben.“ 

Schliesslich  handelt  Huber  noch  vom  vierten  Fall,  dem  „Notstand“  i.  e.  S.2) 


x)  Strupp  a.  a.  O.  meint  bei  Behandlung  der  Frage,  in  welchem  Umfange  den  Haager 
Konventionen  gegenüber  noch  eine  Berufung  auf  militärische  Notwendigkeit  zulässig  sei, 
wenn  man,  prinzipiell  von  der  Verbindlichkeit  der  Konventionen  ausgehend,  jede  Regel 
nur  insoweit  gelten  lasse,  als  keine  militärische  Notwendigkeit  ihr  gegenüber  stehe, 
gelange  man  immer  noch  zur  Anerkennung  positiven  Rechtes,  das  mehr  als  moralische 
Autorität  besitze,  eines  Rechtes,  dem  die  Anerkennung  eines  Notstandes  nichts  von  der 
zwingenden  Natur  seiner  Normen  nehme  und  das  diese  keineswegs  zu  blossem  ius  dispositivum, 
zu  Sollvorschriften,  geschweige  denn  zu  bloss  moralisch  bindenden  Verpflichtungen  herab¬ 
drücke.  Darin  würde  aber  m.  E.  eben  eine  „Erweichung“  des  Rechtsbegriffs  liegen. 

2)  Aus  den  Verhandlungen  der  ersten  Haager  Konferenz  folgert  Strupp  S.  7,  man  habe 
dort  zwei  Begriffe  zusammengeworfen :  militärische  Notwendigkeit  und  militärischen  Notstand. 
Strupp  möchte  neben  der  ersteren  auch  den  letzteren  anerkannt  sehen,  der  als  allgemeiner 
Rechtsbegriff  auf  keinem  Rechtsgebiet  und  darum  vor  allem  nicht  im  Kriegsrecht  entbehrt 
werden  könne.  Es  seien  dies  Fälle,  in  denen  eine  Durchbrechung  bestehender  Normen  un¬ 
erlässlich  sei,  weü  von  dieser  Nichtbeachtung  positiv  geltender  Sätze  die  Durchführung  oder 
Sicherung  militärischer  Operationen  abhänge.  Strupp  schliesst:  „Während  müitärische  Not¬ 
wendigkeit  im  kodifizierten  Kriegsrecht  da,  aber  auch  nur  da,  noch  Anerkennung  zu  finden 
vermag,  wo  dies  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  muss  es  auch  für  das  Kriegsrecht  als  zulässig 
festgestellt  werden,  dass  einzelne  Normen  desselben  dann  und  nur  dann ,  und  so  lange,  aber  auch 
nur  solange  unbeachtet  bleiben  dürfen,  als  ihre  Nichtbeachtung  die  einzige  Möglichkeit  dar¬ 
stellt,  eine  Kriegs  Unternehmung  zur  Durchführung  zu  bringen,  bzw.  ihren  Erfolg  zu  sichern 
oder  wenn  die  Kriegshandlung  zur  Erhaltung  der  Truppen  oder  von  Teüen  derselben  als  un¬ 
erlässlich  angesehen  werden  muss.“  Es  entspricht  dies  ungefähr  dem  Me ur ersehen  Satz: 
„Eine  Verletzung  des  Kriegsrechtes  ist  nicht  vorhanden,  wenn  die  Kriegshandlung  zur  Er¬ 
haltung  der  Truppen  oder  zur  Abwehr  einer  denselben  drohenden  und  auf  andere  Art  nicht 
abwendbaren  Gefahr  oder  auch  erforderlich  ist,  um  eine  an  sich  nicht  unzulässige  Kriegsunter¬ 
nehmung  entweder  wirklich  durchzuführen  oder  deren  Erfolg  zu  sichern.“  Man  muss  sich 
fragen,  ob  durch  diese  Formulierung  die  oben  in  der  Anmerkung  von  Strupp  abgelehnte 
»»Kriegsnotwendigkeit“  nicht  doch  wieder  eingeführt  werden  soll.  Dieser  Ansicht  scheint 
jedenfalls  Waxweiler,  S.  219  ff.  zu  sein.  Er  hält  es  für  ausgeschlossen,  dass  Auslegungen 
wie  die  von  Strupp  und  Meurer  von  denjenigen  gebilligt  werden,  die  im  Jahre  1907  feierlich 
die  Haager  Übereinkunft  von  1899  erneuerten.  „Sollten  aber  diese  Auslegungen  genehm  sein, 
so  wäre  es  wohl  richtiger,  es  würden  gewisse  Mächte  sich  künftighin  nicht  mehr  an  einem 
Werke  beteiligen,  das  lediglich  als  eine  hintertückische  Rechtsparodie  erscheint.“ 
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und  der  „Notwehr“.  Er  betont  mit  Recht,  dass  im  Kriege  nicht  in  gleicherweise  wie 
im  Frieden  von  diesen  beiden  Rechtsinstituten  die  Rede  sein  könne,  weil  im  Kriege 
die  Situation,  auf  die  sich  diese  Rechtsbegriffe  beziehen,  nicht  das  Anormale,  sondern 
wenigstens  für  die  Kombattanten  das  Normale  ist.  Die  Beschränkungen,  die  den 
Kriegf ührenden  bezw.  den  Angehörigen  der  bewaffneten  Macht  in  bezug  auf  die  Mittel 
im  gegenseitigen  Kampfe  auferlegt  sind,  gelten  für  Angreifer  und  Angegriffene,  auch 
dann,  wenn  ihre  Lage  eine  verzweifelte  ist.  „Eine  Truppe,  die  mit  den  völkerrechtlich 
erlaubten  Mitteln  zu  siegen  nicht  imstande  ist,  hat  nur  die  Wahl  zwischen  Untergang 
und  Ergebung;  ein  Drittes  gibt  es  nicht.“  Fälle  von  Notstand  zwischen  Truppe  und 
feindlicher  Bevölkerung  sind  dagegen,  wie  Huber  an  Beispielen  zeigt,  straf-  oder 
kriegsrechtlich  immerhin  möglich.  — 

Ich  glaube,  dass  durch  diese  Ausführungen  der  Begriff  der  ,, Kriegs¬ 
notwendigkeit und  ihr  Verhältnis  zum  Kriegsrecht  zur  Genüge  klargestellt 
ist.  Es  ist  danach  daran  festzuhalten,  dass  die  völkerrechtlichen  Vertrags¬ 
normen  unbedingte  Gültigkeit  haben.  Die  Kriegführung  ist  an  diese  Rechts - 
schranken  gebunden.  Ihnen  gegenüber  gibt  es  keine  Kriegsnotwendigkeit. 
Anderseits  sollen  aber  die  Kriegsrechtsnormen  den  militärischen  Be¬ 
dürfnissen  angepasst  sein,  sie  dürfen  die  Kriegführung  nicht  beengen.  Es 
ist  ein  Fehler,  Kriegsregeln  aufzustellen,  die  vor  der  Kriegspraxis  nicht 
Stand  zu  halten  vermögen.  Und  es  darf  gesagt  werden,  dass  das  geltende 
Kriegsrecht  diesem  Erfordernis  im  ganzen  auch  durchaus  zu  entsprechen 
sucht,  dass  es  der  Kriegführung  keine  übermässigen  Fesseln  anlegt,1)  so  dass 
schon  aus  diesem  Grunde  kein  prinzipieller  Anlass  vorliegt,  gegen  das 
Kriegsrecht  an  die  Kriegsnotwendigkeit  zu  appellieren.  Wo  aber  der  jetzige 
Krieg  gezeigt  hat,  dass  die  eine  oder  andere  Norm  unzweckmässig  ist,  wird 
man  selbstverständlich  auf  ihre  Abänderung  bedacht  sein  müssen. 

Wenn  somit  sogar  die  „Kriegsnotwendigkeit“  kein  Recht  verleiht,  von 
den  geltenden  Kriegsrechtsnormen  ohne  weiteres  abzuweichen,  so  kann 
eine  solche  Abweichung  erst  recht  da  nicht  gestattet  sein,  wo  es  sich  um 
blosse  Nützlichkeit ,  Zweckmässigkeit  oder  gar  Willkür  handelt. 
Diese  vermögen  von  einer  Befolgung  der  Rechtsnormen  unter  keinen 
Umständen  zu  entbinden. 

1)  Die  Behauptung  des  Generalstabs  buchs,  dass  man  auf  die  Entwicklung  der  Kriegs¬ 
gebräuche  in  einer  Weise  einzuwirken  gesucht  habe,  die  mit  der  Natur  des  Krieges  und  seinem 
Endzweck  in  vollkommenem  Widerspruch  stand,  ist  in  dieser  Allgemeinheit  zweifellos  unzu¬ 
treffend  und  muss  daher  zurückgewiesen  werden.  Wer  die  Haager  Verhandlungen  kennt, 
weiss,  wie  sehr  man  dort  bemüht  gewesen  ist,  den  gerechten  Forderungen  des  Krieges  Rech¬ 
nung  zu  tragen.  Zutreffend  sind  dagegen  die  Warnungen  v.Hartmann’s  a.  a.  O.  S.  26 
vor  Schaffung  ungeeigneter  Kriegsrechtsnormen.  „Der  Staat  kann  gar  nicht  vorsichtig 
genug  prüfen,  bevor  er  sich  dazu  entschliesst,  irgend  welche  kriegsrechtliche  Stipulationen 
dauernd  zu  den  seinigen  zu  machen.“  Und  auf  S.  139  schreibt  er  mit  Recht:  „Wäre 
1874  eine  Konvention  vereinbart  worden,  die  über  Kriegsgebrauch  und  Kriegsgesetz  hin¬ 
ausgehend  für  eine  militärische  Aktion  selbst  Schranken  mit  effektiv  bindender  Kraft 
gezogen  hätte,  so  würde  die  nächste  Sturmflut  eines  Krieges  sie  durchbrochen  und  fort¬ 
geschwemmt  haben.  Es  hiesse,  sich  mutwillig  einer  Täuschung  hingeben,  wollte  man  es 
verkennen,  dass  der  Krieg  der  Gegenwart  viel  gewaltsamer  und  viel  allgemeiner  erfassend 
geführt  werden  muss,  als  das  je  früher  der  Fall  war.“ 
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Es  ergibt  sich  also,  dass  eine  nähere  Betrachtung  des  Wesens  der 
Kriegsnotwendigkeit  nur  zu  dem  Ergebnis  führen  kann,  dass  es  sehr  wohl 
möglich  ist,  den  Bedürfnissen  des  Krieges  ihr  volles  Recht  zu  lassen  und 
trotzdem  daran  festzuhalten,  dass  die  völkerrechtlichen  Vertragsnormen 
über  das  Kriegsrecht  unbedingte  Gültigkeit  haben,  dass  Recht  Recht 
bleiben  muss.  Indem  man  so  den  Rechtscharakter  dieser  Normen  wahrt 
und  die  Kriegsnotwendigkeit  auf  ihr  richtiges  Mass  zurückführt,  beugt  man 
also  gleichzeitig  auch  einer  weiteren  Untergrabung  des  Rechtsbegriffs  vor. 

Durch  diese  Feststellungen  wird  im  übrigen  auch  das  deutlich  be¬ 
leuchtet,  was  der  ,, Kriegsbrauch  im  Landkriege“  nach  dieser  Richtung  hin 
ausgeführt  hat.  Es  bestätigt  sich  durchaus,  dass  die  Anweisungen,  die  er 
gibt,  mit  der  geltenden  internationalen  Rechtsordnung  in  der  Tat  unverein¬ 
bar  sind.  So  wenig  wie  man  die  Art  und  Weise  billigen  kann,  wie  im  ,, Kriegs¬ 
brauch“  das  Vertragsrecht  seines  bindenden  Charakters  grundsätzlich  ent¬ 
kleidet  wird,  so  wenig  kann  man  auch  die  Rolle  billigen,  die  im  Gegensatz 
dazu  dort  der  Kriegsnotwendigkeit  und  darüber  hinaus  der  freien 
militärischen  Willkür  zugewiesen  ist.  Mit  allem  Nachdruck  muss 
demgegenüber  wiederholt  betont  werden,  dass  der  Freiheit  des  militäri¬ 
schen  Handelns  nicht  nur  moralische,  sondern  auch  wirkliche  Rechts¬ 
schranken  entgegen  stehen.  — 
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Dieses  Buck  ist  das  erste  deutschgeschriebene  Buch  gewesen,  das 
den  jetzigen  Völkerbund  befürwortet  hat.  Der  Pariser  Pakt  bedeutet 
also  eine  Realisierung  der  Vorschläge  des  Verfassers.  Der  Leser  findet 
in  dem  Werke  die  Erläuterung  des  Völkerbundsproblems  vom  Standpunkte 
der  Völkerrechtswissenschaft.  Im  Hinblick  auf  seine  aktuelle  Bedeutung 
sollte  dieses  Buch  jetzt  in  weitesten  Kreisen  gelesen  werden. 

Die  Schweizerische  Juristen- Zeitung  schreibt: 

„Nach  allen  den  vielen,  zwar  wohlgemeinten,  aber  doch  häufig  sehr 
dillettantenhaften  Yorschlägen  zur  Herbeiführung  und  Sicherung  des  Friedens, 
liest  man  gerne  wieder  einmal  ein  Buch,  das  von  einem  sachkundigen  Manne 
der  Wissenschaft  verfasst  ist.  Nippold  legt  in  überzeugender  Weise  dar,  wie 
durch  die  Weiterbildung  des  Völkerrechts  jene  Friedensgarantien  geschaffen 
werden  könnten,  nach  denen  heute  die  ganze  Welt  ruft:  Gründung  einer 
Staatenliga,  Schiedsgericht,  moralische,  wirtschaftliche,  eventuell  militärische 
Zwangsmittel  gegen  Staaten,  die  sich  dem  völkerrechtlichen  Verfahren  nicht 
unterwerfen  wollen.  Der  Verfasser  scheidet  das  Völkerrecht  scharf  vom  Kriegs¬ 
recht,  Das  Völkerrecht  soll  das  Kriegsrecht  allmählich  absorbieren,  indem  es 
namentlich  durch  die  Ausgestaltung  der  wirtschaftlichen  Zwangsmittel  in  den 
Händen  der  Liga  die  Selbsthilfe  der  Staaten  überflüssig  macht.  Dabei  betont 
der  Verfasser  wiederholt,  dass’  diese  Weiterbildung  des  Völkerrechtes  nur 
dann  möglich  ist,  wenn  in  den  Völkern  selbst  das  Bewusstsein  von  der  Vor¬ 
herrschaft  des  Rechtes  über  die  Macht  auch  im  zwischenstaatlichen  Verkehr 
lebendig  wird,  was  gleichbedeutend  ist  mit  dem  Siege  der  demokratischen  über 
die  imperialistisch- militaristischen  Kräfte.  Obschon  es  dem  Verfasser  durchaus 
nicht  an  hohen  Idealen  fehlt,  hält  er  sich  mit  seinen  Vorschlägen  doch  im 
Rahmen  des  Erreichbaren.  Die  Literatur,  selbst  Zeitungsartikel,  sind  bis  kurz 
vor  Erscheinen  des  Buches  in  weitgehendem  Masse  berücksichtigt.“  0.  S. 


Zu  beziehen  durch  alle  Buchhandlungen 
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Der  Verfasser  hat  in  der  politischen  Bewegung,  die  auf  eine  Über¬ 
brückung  der  Gegensätze  zwischen  den  beiden  Mächtegruppen  gerichtet 
war,  vor  dem  Kriege  eine  führende  Rolle  gespielt  und  ist  als  ehemaliger 
Diplomat  mit  dem  internationalen  politischen  Betrieb  und  mit  den  führen¬ 
den  politischen  Persönlichkeiten  in  den  beteiligten  Ländern  auf  das  engste 
vertraut.  Was  er  aus  intimster  Kenntnis  und  auf  Grund  eingehendsten 
Studiums,  über  die  Vorgeschichte  der  Entstehung  des  Weltkrieges  und 
über  die  Strömungen  zu  sagen  hat,  die  die  heutige  Mentalität  des 
deutschen  Volkes  erzeugt  haben  und  die  dasselbe  immer  noch  beherr¬ 
schen,  darf  allgemeinster  Beachtung  im  In-  und  Auslande  von  vorne- 
herein  sicher  sein. 
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Die  vorliegende  Abhandlung  ist  zweifellos  eine  der  scharfsinnigsten 
unter  den  vielen  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Diskussionen  über 
das  Wesen  der  schweizerischen  Neutralität.  Sehr  eindrücklich  weist  der 
Verfasser  u.  a.  nach,  dass  das  Streben  nach  Wahrheit  und  das  Gefühl 
für  Gerechtigkeit  die  Vorbedingungen  für  das  neutrale  Gewissen  und 
die  Rieht-  und  Grenzlinien  unsrer  Neutralitätspflichten  bilden.  Möge 
diese  Schrift,  die  durch  ihre  ernsten  Mahnungen  auch  für  die  Zukunft 
bedeutsam  ist,  recht  viele  Leser  finden. 

Zu  beziehen  durch  alle  Buchhandlungen 


